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EIN JAHR
CORONA

Bürgermeister Moritz Petry (CDU) über den grenzüberschreitenden Kampf gegen das Corona-Virus
Von Jochen Zenthöfer

„Luxemburg und Deutschland ha-
ben beide den Kollaps der Syste-
me vermeiden können”, stellt
Moritz Petry zufrieden fest: „Mit
zielgerichteten Maßnahmen ver-
sucht man bis heute Arbeitsplätze
und Existenzen zu retten.“ Der
CDU-Politiker ist Bürgermeister
der deutschen Fusionsgemeinde
Südeifel, die an das Großherzog-

tum grenzt. Vor einem Jahr, kurz
nach Beginn der Pandemie, hatte
er bereits mit dem „Luxemburger
Wort“ gesprochen. Damals waren
die Grenzen geschlossen. Ein Zu-
stand, der später von vielen Betei-
ligten bedauert wurde. Denn die
Entscheidung dazu fiel in Berlin
und Mainz. Die Bürger der Groß-
region blieben ungehört. Deshalb
hat Petry nun seine persönlichen
Verbindungen nach Luxemburg
weiter ausgebaut. Bis heute be-
kommt er von einer wirklichen Ab-
stimmung zwischen der rheinland-
pfälzischen Landesregierung und
den Verantwortlichen in Luxem-
burg nichts mit. Jeder kocht im-
mer noch sein eigenes Süppchen.

„Es wäre klug, wenn die Grenz-
kommunen stärker in diese Ge-
spräche eingebunden würden. Statt
über Grenzkontrollen zu diskutie-
ren, hätten die Regierungsverant-
wortlichen in Mainz und Luxem-
burg gemeinsam die Bevölkerung
stärker auffordern müssen, die
Grenze nur mit wirklich triftigen
Gründen zu passieren.“ Das sei vor
allem dann notwendig, wenn sich
in den Ländern die Höhe der Inzi-
denz und die getroffenen Maßnah-
men deutlich unterscheiden. Zwi-
schen den Niederlanden und
Deutschland habe das besser funk-
tioniert. „Erst jetzt kommt man auf

den Gedanken, gemeinsame Test-
zentren an der Grenze zu entwi-
ckeln. Dies ist reichlich spät“, be-
dauert Petry. Er betont, dass sein
Austausch mit den luxemburgi-
schen Kollegen von Rosport-Mom-
pach über Echternach und Berdorf
bis Vianden sehr gut funktioniere.
„Allerdings haben wir nichts zu
entscheiden, obwohl wir vieles si-
cher besser beurteilen könnten als
die Regierenden in den Hauptstäd-
ten.“

Doch ein Jahr Corona bedeutet
nicht nur einen wichtigen persön-
lichen Austausch über die Grenze
hinweg, sondern vor allem Er-
schöpfung, „obwohl es uns im länd-
lichen Raum des Eifelkreises noch
vergleichsweise gut geht“. Den-
noch seien die vom Lockdown und
der Pandemie Betroffenen an der
Belastungsgrenze angelangt. „Wir
brauchen neben den positiven
Impfsignalen eine schrittweise
Rückkehr zum Leben mit dem Vi-
rus. Dies geht nur über großflächi-
ge Schnelltests und ein zügiges
Impfen", ist Petry überzeugt. Im-
mer mehr Menschen fragen ihn,
wann das normale Leben zurück-
kehre. Darauf gibt es immer die
gleiche Antwort: „Ich vertraue auf
die Zusagen der Politik, dass wir
im zweiten Quartal eine sehr hohe
Impfdynamik erhalten werden.
Schon im Sommer werden wir die
neue Normalität spüren."

Von Leugnern und Verharmlosern
Mit Corona-Leugnern oder Ver-
harmlosern hat der Bürgermeister
wenig zu tun. „Glücklicherweise ist
dies in der Grenzregion kaum zu
spüren. Spätestens in der zweiten
Welle haben fast alle erkannt,
welch große Probleme dieses Vi-
rus verursacht. Ich habe mich eher

über die Rücksichtslosigkeit eini-
ger Bürger geärgert, die der Mei-
nung waren, sich nicht an die Maß-
nahmen halten zu müssen und da-
mit anderen schweren Schaden zu-
gefügt haben“, berichtet der Ver-
waltungschef von insgesamt 66
Ortschaften.„Ich habe im vergan-
genen Jahr gelernt, dass nicht die,
die am lautesten in sozialen Netz-
werken ihre Meinung verkünden,
in der Mehrheit sind. Es sind glück-
licherweise die Menschen, die wei-
ter grenzüberschreitend zusam-
menhalten und sich gegenseitige
Solidarität entgegenbringen, um
gemeinsam die Pandemie zu be-
zwingen.“

Hat sich denn das Verhältnis
zwischen Deutschen und Luxem-
burgern in dieser Zeit verändert„

Sicherlich

war das gesamte letzte
Jahr Wasser auf die Mühlen von
Populisten und Menschen, die ein
gutes Verhältnis zwischen
Deutschland und Luxemburg schon
immer kritisch gesehen haben“,
meint der CDU-Politiker. „Ich bin
aber der Auffassung, dass sich das
Verhältnis nicht signifikant verän-
dert hat und wir zügig zum nor-
malen Zusammenleben zurückkeh-
ren werden, wenn die Maßnah-
men auslaufen.“

Eines ärgert ihn aber bis heute:
Beide Länder hätten, trotz nach-
barschaftlicher Zusammenarbeit,
zu sehr nach sich und ihren Be-
findlichkeiten geschaut. „Viele
Maßnahmen waren eben nicht ge-
meinschaftlich abgestimmt“, be-
dauert Petr . Sein Resümee nach
einem Jahr Pandemie: „Es sind zu
viele Menschen gestorben und wir
haben unsere Gesundheitss steme
zu stark belastet.“



CORONA Impfberechtigt sind Personen zwischen 65 und 69 Jahren
Christine Lauer
Die vierte Impfphase beginnt
heute. Das teilt der Radio-
sender 100,7 mit. Eine Presse-
sprecherin des Gesundheits-
ministeriums bestätigt gegen-

über dem Tageblatt, dass ab
diesem Zeitpunkt die ersten
Impfberechtigten der Phase
4 eine schriftliche Einladung
erhalten würden. Sie hät-
ten ab dann einige Tage Zeit,

um einen Impftermin auszu-

machen.
Die „Santé“ verschickt heute und

morgen die ersten Einladungen

für die vierte Impfphase. Das hat
der Radiosender 100,7 gestern
Morgen gemeldet. Eine Presse-
sprecherin des Gesundheits-
ministeriums bestätigt gegenüber
dem Tageblatt, dass ab diesem

Zeitpunkt die Phase 4 der Impf-
kampagne anläuft. Entsprechend
der Impfstofflieferung würden
die ersten Menschen, die für die
kommende Phase impfberechtigt
sind, angeschrieben werden. Da-
zu gehören Personen zwischen
65 und 69 Jahren. Patienten mit
problematischen Ausprägungen

von Diabetes, Bluthochdruck und

neuromuskulären Erkrankungen,
also Myopathien oder Neuropa-
thien, werden in Phase 4b ge-
impft. Laut Pressesprecherin
hätten die Betreffenden nach Ein-
gang der schriftlichen Einladung
einige Tage Zeit, einen Termin bei
einem Impfzentrum zu buchen.

In den Impf-Einladungen ent-

halten ist eine Anleitung, wie man

den Termin ausmachen kann.
Wer Hilfe braucht, kann sich
unter der Telefonnummer (+352)
247-65 53 3 melden.

Die Impfphasen im Überblick
Phase 1

In der ersten Impfphase, die
seit Anfang Januar läuft, wur-

den zunächst das Personal in
den Krankenhäusern, in den
Pflegeheimen und im Gesund-
heitsbereich geimpft, alle Be-
wohner von Alters- und
Pflegeheimen sowie Menschen,
die aufgrund einer Behinderung

in einer Betreuungseinrichtung
wohnen.
Laut Ministerium ist diese
Phase Anfang März beendet
worden. Während dieses Mo-
nats gibt es aber noch die
Möglichkeit für Menschen, die
den Termin während der ersten

Impfphase nicht wahrnehmen
konnten, einen zweiten Impf-
termin zu bekommen.

Phase 2

Die Impfphase 2a zielt auf alle
Einwohner Luxemburgs ab,
die älter als 75 Jahre sind. Im
Teil b werden die Hochrisiko-
patienten geimpft. Als solche
gelten Erwachsene mit Down-
Syndrom, mit angeborenen
Immunschwächeerkrankungen,
aber auch Personen, die eine
Organtransplantation erhalten
haben oder erhalten sollen und
deswegen Immunsuppressiva

zu sich nehmen müssen.
Die größte Gruppe der Hoch-

risikopatienten sind allerdings
jene Menschen, die sich hierzu-
lande gerade in Krebstherapie
befinden – das sind zwischen
3.000 und 3.300 Personen.
Phase zwei könnte voraussicht-

lich noch Ende dieses Monats
beendet werden.

Phase 3

In Phase 3a sollen zuerst
jene Personen geimpft wer-
den, die zwischen 70 und 74
Jahre alt sind. Zusätzlich war-

tet die Nadel in Phase 3b auf
die Menschen, die „bedeutende
Risiken“ bei einer Covid-19-In-
fektion aufweisen. Darunter
fallen Menschen mit Immun-
schwächeerkrankungen sowie
chronischen Lungen- oder
Herzerkrankungen, die bereits
schwere Komplikationen aus-
gelöst haben. Auch Aids-Patien-
ten, Menschen mit morbidem
Übergewicht, also einem Body-
Mass-Index über 40, Dialyse-

patienten und Demenzkranke
werden in der dritten Phase des
Plans geimpft.

Phase 4

Phase 4a der Impfstrategie um-
fasst die Impfungen aller in Lu-
xemburg ansässigen Personen
zwischen 65 und 69 Jahren.
Patienten mit problematischen
Ausprägungen von Diabetes,
Bluthochdruck und neuro-

muskulären Erkrankungen,
also Myopathien oder Neuro-
pathien, werden in Phase 4b ge-
impft.

Phase 5

In Phase 5a zielen die Imp-
fungen schließlich auf Perso-
nen zwischen 55 und 64 Jahren
ab. Hier geht es zunächst nach
dem Alter. Diese Phase wurde
nach Diskussionen rund um
den Wirkstoff von AstraZeneca
frühzeitig eingeläutet und die
ersten Einladungen wurden An-
fang März verschickt. Als dann
aber die Empfehlungen an-

gepasst wurden, wurden keine
weiteren Einladungen ver-
sendet. Die Personen, die einen
solchen Brief erhalten haben,
dürfen aber einen Termin wahr-
nehmen.
Personen mit angeschlagenem
Gesundheitszustand, aller-
dings ohne bisher problemati-
sche Krankheitsverläufe – im
weitesten Sinne sind damit alle
Krankheiten der Phase 4 in An-
fangsstadien abgedeckt, aber
auch übergewichtige Personen
mit einem BMI über 30 – sind
dann in Phase 5b an der Reihe.

Phase 6

Die längste und umfassendste
Phase des Impfplans ist weni-

ger detailliert. Prioritär sollen
in der Phase 6a jene Leute ge-







Öffnung der Außengastronomie mit großer Mehrheit angenommen - trotzdem protestieren heute die Gastronomen

Von Morgan Kuntzmann

Lediglich die beiden Abgeordne-
ten von Déi Lénk stimmten ges-
tern gegen die Öffnung der Außen-
gastronomie ab dem 7. April. Da-

bei musste David Wagner (Déi

Lénk) für seinen Parteikollegen,
Marc Baum, per Stimmrechtsver-
tretung mitstimmen. Letzterer be-
findet sich momentan in uaran-
täne, da er positiv auf das Corona-
virus getestet wurde. David Wag-
ner bemängelte, dass die Regie-

rung erst die anderen Freiheitsbe-
schränkungen zurücknehmen
müsse, bevor man Restaurantter-
rassen öffne. „Erst müssen wir die
Corona-Beschränkungen abbauen.
Auch Frankreich hat eine Aus-
gangssperre, die schon ab 18 Uhr
in Kraft tritt. Ihre Zahlen waren nie
besser als unsere hier in Luxem-
burg. Jetzt gehen sie wieder in den
Lockdown", so Wagner.

Hoffnungsschimmer

Der Berichterstatter Mars di Bart-
olomeo (LSAP) sagte in seiner Re-
de, dass ein Symbol der Hoffnung
wichtig sei, um im andauernden
Kampf gegen das Virus Perspekti-
ven aufzuzeigen und „den Mara-
thon zu bestehen“. Premierminis-
ter avier Bettel (DP), der Ge-
sundheitsministerin Paulette Le-
nert (LSAP) vertrat, ging auf die
Zahlen der Corona-Infektionen

ein. Die Lage sei momentan stabil,
aber auf einem durchaus hohen
Niveau. „Die Zunahme der Fälle,
die Luxemburg in den letzten Ta-
gen erlebt hat, ist linear und nicht
exponentiell und erlaubt somit die
vorsichtige Wiedereröffnung der
Terrassen.“ Ausschlaggebend für
die Lockerung sei die Zahl der Hos-
pitalisierungen.

Trotzdem erinnerte Bettel dar-
an, das auch weitere Beschrän-
kungen in den nächsten Wochen
kommen können, sollten die In-

fektionszahlen weiter ansteigen.
Für Bettel ermöglicht die ffnung
der Terrassen, dass Treffen in der
Öffentlichkeit coronakonform
stattfinden: „Besser es treffen sich
maximal zwei Haushalte auf einer
Restaurantterrasse, als mehrere
Haushalte im Freien, wie wir das
bei dem guten Wetter der letzten
Tage feststellen konnten.“

Die genauen Bestimmungen:
Maximal zwei Personen dürfen an
einem Tisch zusammen sitzen,
wenn sie aus verschiedenen Haus-
halten stammen. Die Begrenzung
entfällt bei Gästen aus einem Haus-
halt. Dazu muss ein Mindestab-
stand von eineinhalb Metern zwi-
schen den Tischen eingehalten
werden oder diese müssen durch
ein Plexiglas getrennt sein. Res-
taurants und Kneipen dürfen ihren
Außenbereich von 6 Uhr morgens
bis 18 Uhr abends öffnen.

Claude Wiseler (CSV) bemän-
gelte den fehlenden Stufenplan der
Regierung. Ebenfalls ging Wiseler
auf die Skepsis ein, die im Hore-
ca-Sektor gegenüber der Teilöff-
nung besteht. Gastronomen und

Wirte wollen heute auf der Place
d'Armes protestieren, um eine
komplette Wiedereröffnung zu
fordern. Wiseler forderte eine kla-
re Aussage von der Regierung, dass
die Einnahmen der Teilöffnung
nicht negativ auf die staatlichen
Hilfen angerechnet werden.

Als weiteren Kritikpunkt zählte
der Oppositionspolitiker die „man-
gelnde Genauigkeit in der legisla-
tiven Arbeit“ der Regierung auf.
David Wagner griff diesen Punkt
auf und kritisierte die Ungenauig-
keit und Inkohärenzen des Arti-
kels zur Terrassenöffnung. „Die
Wirte können mit Strafen rech-
nen, wenn sie sich nicht an das Ge-
setz halten. Sie dürfen jedoch nicht
die Gäste kontrollieren und kön-
nen höchstens nachfragen. Das
geht nicht auf.“

Da sich abzeichnete, dass die
meisten Abgeordneten für eine
Öffnung der Terrassen waren und
das eigentliche Problem die Ver-
längerung der geltenden Corona-
Maßnahmen darstellte, wurde der
Artikel zur Terrassenöffnung se-
parat abgestimmt und mit großer
Mehrheit angenommen. Die Coro-

na-Beschränkungen wurden mit
den Stimmen der Mehrheitspar-
teien (31) bis zum 24. April ver-
längert, die Opposition (29) stimm-
te geschlossen dagegen.

Urlaub aus familiären Gründen

Der Congé pour raisons familiales
erfuhr ebenfalls eine vierte Ver-
längerung. Die Maßnahme gilt so-
mit bis zum 17. Juli. Das Datum
wurde so gelegt, damit auch die
später anfangenden Sommerferien
der Nachbarländer miteinge-
schlossen sind. Berichterstatter
Georges Engel (LSAP) betonte,
dass man nicht sicher davon aus-
gehen könne, dass die Schulen
nicht noch einmal bis zum Ende
des Schuljahres schließen müssen.
Carole Hartmann (DP) wies hin-
gegen daraufhin, dass die Maß-
nahme durch den Lockdown in
Frankreich von Aktualität sei: „Die
Schulen werden in den nächsten
drei Wochen in Frankreich zu sein.
Die Grenzgänger werden also un-
mittelbar auf den Urlaub zurück-
greifen müssen.“ Zur Erinnerung:
Eltern von Kindern, die unter 13
Jahre alt sind, oder von Kindern,
die stationär im Krankenhaus be-
handelt werden, können diesen
Sonderurlaub beantragen. Die Ver-
längerung der Maßnahme wurde
einstimmig angenommen.



Large scale testing wird bis Mitte Juli verlängert
Luxemburg. Die Bilanz der ersten beiden
Phasen des Large scale testing (LST) fällt
positiv aus. Gesundheitsministerin Paulet-
te Lenert (LSAP) zeigte sich gestern zu-
frieden mit den Resultaten. Zum einen ha-
be man viele asymptomatische Fälle durch
die umfangreiche Teststrategie identifizie-
ren können, zum anderen würden die Er-

gebnisse ein gutes Gesamtbild des Infek-
tionsgeschehens vermitteln. Allein in der
ersten Phase wurden 26 Prozent der Infek-
tionen im Rahmen des LST und des an-
schließenden Tracing identifiziert.

Der LST geht daher in die Verlänge-
rung. Die dritte Phase läuft am 25. März an
und geht bis Mitte Juli. Kostenpunkt: Fast

43 Millionen Euro. Das Parlament gab ges-
tern grünes Licht. Neben den klassischen
PCR-Tests sollen diesmal vermehrt
Schnell- aber auch Selbsttests zur Anwen-
dung kommen.

Derweil zieht die Affäre um die Hôpi-
taux Robert Schuman weitere Kreise. DS



Gesundheitsministerin Lenert stellt dritte Phase des Large

scale testing vor und präsentiert die Bilanz der beiden ersten Etappen

Fast 43 Millionen Euro will die Re-
gierung in die dritte Phase des
Large scale testing (LST) investie-
ren, die am 25. März anläuft und
bis zum 15. Juli dauert. Große
Unterschiede zur zweiten Phase
gebe es nicht, erklärte Prof. Paul
Wilmes gestern bei einer gemein-
samen Pressekonferenz mit Ge-
sundheitsministerin Paulette Le-
nert (LSAP) und Dr. Thomas Dent-
zer von der Santé. Es werden wei-
terhin Einladungen verschickt und
die Tests sind kostenlos. Die Test-
kapazität liegt bei 53 000 Tests pro
Woche. Allerdings sollen die mo-
bilen Einsatzteams stärker zum
Einsatz kommen, um so bei Be-
darf gezielter und schneller re-
agieren zu können, etwa in Schu-
len. „Unser oberstes Ziel ist und
bleibt es, die asymptomatischen
Fälle aufzuspüren, um so die In-
fektionsketten zu durchbrechen",
so Wilmes. Der Forscher bedauer-
te, dass viele Leute sich nicht tes-
ten lassen. Die Bereitschaft gehe
immer dann deutlich zurück, wenn
die Zahl der Neuinfektionen sin-
ke.

Schnell- und Selbsttests
Im Gegensatz zu den beiden ers-
ten Durchgängen setzt das Ge-

sundheitsministerium neben den
PCR-Tests diesmal verstärkt auf
Schnell- und Selbsttests. Mit den
Schnelltests habe man gute Erfah-
rungen gemacht, so Ressortleite-
rin Paulette Lenert mit dem Ver-
weis auf die Seniorenheime und
die Schulen.

Bei den kostenlosen Schnell-
tests hat sich die Regierung für
Tests entschieden, die im vorde-
ren Nasenbereich gemacht wer-
den und weniger unangenehm
sind. Die Selbsttests müssen die
Bürger allerdings aus eigener Ta-
sche bezahlen. Einige Apotheken
bieten sie bereits an. Weder die
Schnelltests noch die Selbsttests
können die PCR-Tests aber erset-
zen, betonte Thomas Dentzer. Sie
seien aber eine gute Ergänzung.
Positive Resultate bei den Selbst-
tests sind nicht meldepflichtig. Al-
lerdings ruft die Gesundheitsmi-
nisterin dringend dazu auf, sich im
Fall eines positiven Ergebnisses so-
fort in uarantäne zu begeben und
das Resultat durch ein PCR-Test
überprüfen zu lassen.

wischenbilanz der zweiten Phase
Während der zweiten Phase wur-
den zwischen dem 7. September
2020 und dem 7. März 2021 insge-

samt 3 005 54 Einladungen ver-
schickt. Allerdings wurden nur
804 747 Tests durchgeführt. Die
Beteiligung lag also bei 26, Pro-
zent. Es wurden 6 50 positive Fäl-
le entdeckt, die Positivrate lag
demnach bei 0,9 Prozent. Bei den
Tests, die im Zusammenhang mit
einer Reise durchgeführt wurden,
lag die Prävalenz mehr als doppelt
so hoch, und zwar bei 2,1 Prozent.

Neben den PCR-Tests wurden
in der zweiten Testphase auch
Bluttests durchgeführt, um die Im-
munität von Personen, die an Co-
vid erkrankt waren, mittlerweile
aber wieder genesen sind, zu er-
mitteln. Die Immunität liegt zur-
zeit bei zwölf Prozent. „Das Large
scale testing vermittelt uns ein gu-
tes Bild über die Infektionsdyna-
mik im Land", so das Resümee der
Gesundheitsministerin.

Die erste Testphase ist definitiv
abgeschlossen und die Ergebnisse
werden demnächst im Wissen-
schaftsmagazin „The Lancet" pu-
bliziert. 49 Prozent der Einwoh-
ner und 22 Prozent der Grenzgän-
ger haben sich testen lassen. 50
positive Fälle wurden direkt durch
das LST entdeckt, weitere 24 wur-
den anschließend über das Con-
tact tracing ausfindig gemacht.

Rechnet man dies zusammen, so
wurden zwischen dem 27. Mai und
dem 15. September 26 Prozent al-
ler Corona-Fälle über das LST ent-
deckt.

Interessant sind die Modellbe-
rechnungen der Forscher. Ohne
das LST hätte es womöglich 43
Prozent mehr positive Fälle gege-
ben. Hätten alle Einwohner und
Grenzgänger, die eine Einladung
erhalten hatten, sich wirklich tes-
ten lassen, hätte es weit weniger
Infektionen gegeben, so das Fazit.
Das Luxembourg Institute of So-
cio-Economic Research (Liser) hat
übrigens errechnet, dass durch das
Lockdown im Frühjahr Kosten in
Höhe von 3 200 Euro pro Einwoh-
ner entstanden sind. Die Kosten
des LST belaufen sich hingegen
nur auf 30 Euro pro Person. DS• Das Large scale• testing vermittelt

uns ein gutes Bild
der Infektions-
dynamik im Land.
Paulette Lenert



Fern Morbachs wöchentliche Kolumne

Testen, Impfen, Masken, Chaos: Über den großen Nachbarn Bundesrepublik
Deutschland kann man nur noch staunen - und den Kopf schütteln.

Ja, ich gebe es zu : Seit ich denken kann , hab ich
ein Faible für deutsche Fernsehprogramme, ich
schreibe seit mehr als vier Jahrzehnten Artikel
in deutscher Sprache, ich mag den Schwarzwald
das Allgäu, nach München und Hamburg hat

es uns immer wieder gezogen, ich lese vorwiegend
deutsche Zeitungen und deutsche Magazine, wir

wohnen an der deutschen Grenze, ich mag die Son-

derangebote deutscher Discounter, unsere Töchter
haben in Deutschland studiert, ich bin immer ger-

ne nach Trier oder Köln zum Einkaufen gefahren, im

Buchregal stehen mehr deutschsprachige als fran-
zösischsprachige Bücher und ich schätze die deut-
sche Gründlichkeit. Und nun?

In den vergangenen Monaten ist mir Deutschland
fremd geworden. Vieles, was ich nach einem Jahr Co-
rona-Krise über Deutschland lese und aus Deutsch-
land höre, macht ratlos. Man kann von der Luxem-

burger Regierung halten, was man will, man darf
Xavier Bettel und Paulette Lenert vorwerfen, den Lu-
xemburgern in dieser verflixten und einfach nicht zu
Ende gehenden Corona-Krise zu viel abzuverlangen
und sie ihrer Freiheiten zu berauben. Anschließend
genügen fünf Minuten Tagesschau und zwei Blicke
in die Bild -Zeitung oder die Süddeutsche, um wie-
der auf dem Boden der Tatsachen zu landen: Im Ver-
gleich zu Deutschland macht Luxemburg manches
besser, Deutschland scheint vom Pfad all seiner Tu-
genden abgekommen zu sein.

Vor einem Jahr schloss Deutschland ohne Rück-
sicht auf europäische Verluste auch seine Grenzen
zu Luxemburg. Im Großherzogtum, hieß es damals
aus Berlin, seien die Inzidenzwerte zu hoch, man
wolle die deutsche Bevölkerung keinen Risiken aus-
setzen. Damals war das sehr kleine Luxemburg über
Nacht zu einer sehr ernsthaften Bedrohung für die
sehr große Bundesrepublik geworden.

Ein Jahrspäter sind die Inzidenzwerte in Lu-
xemburg immer noch verhältnismäßig hoch, .zu-
gleich sind sie ziemlich stabil, und die Lage in den
Luxemburger Krankenhäusern hat sich (zumindest
vorübergehend) entspannt. In Deutschland jedoch,

dem Land der Macher, Manager und Premium-Au-
tomarken, spielen Landes- und Regional -Politiker
während Wochen eine Art Inzidenzwerte-Jojo, mal
gelten 50 Infizierte pro 100 000 Einwohner als Maß
aller Dinge, mal 35, mal 100. Ob es ums Impfen,

ums Testen oder ums schlichte Übermittetn von -Sta-
tistiken geht - dieses Chaos passt nicht zu meinem
Deutschlandbild. Ich möchte überhaupt nicht wis-
sen, wie hoch zwischen Saarbrücken und Berlin die
Dunkelziffern sind.

Wir Luxemburger schauen nach wie vor deutsche
Fernsehprogramme, viele lesen gerne deutsche Zei-
tungen. In diesen Wochen dürfen wir uns zwischen
„Soko Stuttgart", Tatort und „Wer wird Millionär?"
nicht von schlechten Nachrichten „made in Germa-
ny" verrückt machen lassen. Nach zwölf Monaten

Pandemie zeigt sich, dass das von vielen skeptisch
betrachtete Luxemburger „Large Scale Testing" doch
Sinn macht und bei der Bekämpfung von Corona hilft.
Ein vergleichbares flächendeckendes Testen gibt es
in Deutschland nicht. Und auch das Impf -Trauer-
spiel wird in Deutschland von Tag zu Tag größer.
Wohl bekleckert sich beim Impfen auch'das Groß-
herzogtum nicht mit Ruhm - das Schneckentempo

„made by EU" ist ein Skandal. Immerhin schafft es
Luxemburg aber, das Impfen einigermaßen ordent-

lich zu organisieren. In Deutschland ist eher das Ge-

genteil der Fall.
Natürlich haben wir Luxemburger gut reden. Es

ist ein Unterschied, ob man in Berlin für 80 Millio-
nen oder in Luxemburg für 600000 Menschen po-
litische Verantwortung trägt. Sollten deutsche Po-

litiker allerdings auch in den kommenden Wochen
in Sachen Corona nichts auf die Reihe kriegen, wer-
den sie wieder - das ist zu befürchten - zu den ein-
fachen Mitteln aus der Populismus -Trickkiste grei-
fen. Ganz oben in dieser Trickkiste liegen immer noch
die Grenzkontrollen und die Grenzschließungen. Ge-

schichte und Geschichten wiederholen sich. Trotz-

dem freu ich mich schon heute auf den nächsten Be-

such im Schwarzwald oder im Allgäu.





egen der Pandemie kamen 2020 deutlich eniger Flüchtlinge nach u emburg

on ani Schumacher
Weil viele Grenzen wegen der Pan-
demie lange geschlossen waren,
ging die Zahl der Asylbewerber im
vergangenen Jahr deutlich zurück.
2020 gingen bei der Immigrations-
behörde 1 167 Anträge ein, gegen-
über 2 0 8 im Vorjahr. Das macht
ein Minus von immerhin 2 Pro-
zent. Die meisten Flüchtlinge ka-
men aus Syrien (306), Eritrea (188),
Afghanistan (95), aus dem Irak (53)
und aus dem Iran (53). Diese Zah-
len nannte Außen- und Immigra-
tionsminister Jean Asselborn
(LSAP) gestern im Rahmen seiner
Jahrespressekonferenz zum The-
ma Asyl und Immigration.

736 anerkannte Flüchtlinge

Die Immigrationsbehörde hat im
vergangenen Jahr 1 516 Entschei-
dungen getroffen. 736 Personen
wurden als Flüchtling anerkannt,
weitere 31 erhielten das Subsidi-
arstatut. In 359 Fällen wurde der
Asylantrag abgelehnt. 96 Akten
wurden geschlossen, weil die An-
tragsteller nicht mehr ausfindig zu
machen sind.

In 219 Fällen handelte es sich um
sogenannte „Dubliner“, die vor
ihrer Einreise nach Luxemburg be-
reits in einem anderen EU-Land
um Asyl gebeten hatten. 113 wur-
den laut den Regeln des Dublin III-
Abkommens in die Länder zurück-
gebracht, in denen sie ihren ers-
ten Asylantrag gestellt hatten, die
meisten davon nach Deutschland
(35). Umgekehrt hat Luxemburg 80
„Dubliner“ aufgenommen, die in
einem weiteren EU-Land einen
zweiten Antrag gestellt hatten. 3
von ihnen kamen aus Griechen-
land.

Wie Asselborn weiter erklärte,
wurden im vergangenen Jahr ins-
gesamt 220 Personen ausgewie-

sen, 156 Personen haben das Land
freiwillig verlassen, 6 4 mussten
zur Ausreise gezwungen werden.
Der Minister betonte, dass Luxem-
burg, im Gegensatz zu den meis-
ten anderen europäischen Län-
dern, keine abgelehnten Asylbe-
werber nach Afghanistan zurück
schickt.

Gratwanderung

Für Minister Asselborn ist Asyl-
politik immer eine Gratwande-
rung: „Manche Menschen finden,
Luxemburg ist in Asylfragen zu
großzügig. Andere kritisieren, dass
wir nicht genug tun.“ Es gelte da-
her einen Mittelweg zu finden.
„Unabhängig von der Kritik, Lu-
xemburg bleibt solidarisch. Wir ge-
ben unser Bestes“, so Asselborn
entschieden. Luxemburg habe sich
in den vergangenen Jahren stärker
in der Flüchtlingsfrage engagiert,
als die meisten anderen EU-Staa-
ten.

Konkret bezog er sich dabei auf
die Hilfe für die Länder, die bei der
Aufnahme von Flüchtlingen an
vorderster Front stehen, allen vorn
Griechenland und Italien. Um
Griechenland zu entlasten, wur-
den 3 Personen, die laut Dublin-
Abkommen eigentlich hätten zu-
rückgeschickt werden müssen,
nicht nach Griechenland über-
stellt. Dazu hat Luxemburg insge-
samt 117 Personen aus Griechen-
land aufgenommen. Hinzu kom-
men noch 21 Flüchtlinge aus dem
Camp Moria. „Wenn jedes euro-
päische Land so gehandelt hätte,
gäbe es kein Moria mehr“, betonte
Jean Asselborn.

Luxemburg hat ferner 25 Flücht-
linge aufgenommen, die eigentlich
nach Italien hätten zurück müs-
sen. Minister Asselborn zeigte sich
erleichtert, dass „die Nachwehen

der Salvini-Politik langsam nach-
lassen.“

Logistische erausforderung

Dass wegen Corona weniger Asyl-
anträge eingegangen sind, ist aber
nur eine Seite der Medaille. Die an-
dere Seite der Medaille bedeutet
einen deutlich größeren Arbeits-
aufwand für die Mitarbeiter des
Ministeriums und der Immigra-
tionsbehörde, vor allem aber für
die Hilfsorganisationen, die die
Flüchtlinge vor Ort in den ver-
schiedenen Einrichtungen betreu-
en. Die Empfangsstrukturen wa-
ren zunächst zwischen Mitte März
und Mitte Mai vollständig ge-
schlossen, nur die Prozeduren lie-
fen weiter. Besonders gefährdete
Personen wurden in einer ersten
Phase in Hotels untergebracht. Da
viele Asylbewerber keine der drei
Landessprachen und auch kein
Englisch sprechen, mussten die
Coronaregeln in alle möglichen
Sprachen übersetzt werden. Eine
weitere Herausforderung bestand
darin, die Flüchtlingsunterkünfte
coronagerecht zu gestalten. So
wurden zunächst die Speisesäle ge-
schlossen und das Essen in die
Zimmer gebracht werden. Damit
die Kinder am Unterricht teilneh-
men konnten, wurden sämtliche
Unterkünfte mit Wifi ausgestattet.

Trotz der Anstrengungen blie-
ben Infektionen nicht aus. Insge-
samt haben sich 663 Asylbewer-
ber angesteckt, zehn Personen
mussten in ein Krankenhaus ein-
geliefert werden, ein Todesopfer
war zum Glück nicht zu beklagen.

Besonders dramatisch war die
Situation in der Structure d h ber-
gement d urgence Kirchberg
(SHUK), wo Personen vor ihrer
Ausweisung vorübergehend unter-
gebracht werden. Fast die Hälfte
der Bewohner dort hat sich infi-

ziert. Die Pandemie hatte auch
Auswirkungen auf das Centre de
r tention, wo eine ganze Abtei-
lung geschlossen werden musste,
so dass nur noch 29 Personen
gleichzeitig aufgenommen werden
konnten.

Mittlerweile wurde in Monne-
rich in Zusammenarbeit mit der
Gesundheitsbehörde eine uaran-
tänestation eingerichtet, wo die
Flüchtlinge nach ihrer Ankunft sie-
ben Tage lang untergebracht wer-
den. Tests stehen laut Asselborn
in allen Einrichtungen hinrei-
chend zur Verfügung. Zudem wur-
den psychologische Anlaufstellen
eingerichtet, an die sich die Flücht-
linge jederzeit wenden können.

Durch die Pandemie hat sich
auch das größte Problem, mit dem
das Office national de l accueil
(ONA) konfrontiert ist, noch ein-
mal verschärft: Angesichts der
enormen Wohnungsknappheit
bleiben anerkannte Flüchtlinge,
die eigentlich längst in eine eige-
ne Wohnung ziehen könnten, in
den Unterkünften „hängen“. Die
Aufnahmekapazitäten sind daher
zeitweise fast vollständig ausge-
lastet. Zwar konnten dank der
Unterstützung zahlreicher Kom-
munen neue Unterkünfte errichtet
werden, doch im Immigrationsmi-
nisterium würde man sich über
weitere Einrichtungen freuen.: Wenn jedes

europäische Land
so gehandelt hätte,
gäbe es kein Moria
mehr.
ean Asselborn, Immigrationsminister





Luxemburg und Deutschland vereinbaren engere militärische Zusammenarbeit, unter anderem im Weltraumbereich

Von Marc Hoscheid
Vor einigen Jahren hätte die deut-
sche Verteidigungsministerin An-
negret Kramp-Karrenbauer (CDU)

als gebürtige Saarländerin und
ehemalige Ministerpräsidentin des
Bundeslandes noch eine deutlich
kürzere Anreise nach Luxemburg
gehabt. Doch auch wenn die geo-
grafische Distanz seit ihrem Wech-
sel in die Bundespolitik nach Ber-
lin größer geworden ist, weiß sie
die militärische Zusammenarbeit
zwischen Deutschland und Luxem-
burg dennoch zu schätzen, wie sie
gestern im Anschluss an ein
Arbeitstreffen mit ihrem luxem-
burgischen Amtskollegen Fran-
çois Bausch (Déi Gréng) unter-
strich.

Kramp-Karrenbauer lobte die
hohe Professionalität der luxem-
burgischen Soldaten. Man arbeite
in Afghanistan und bei der Mi-
musma-Mission in Mali sowie ge-
nerell auf EU- und NATO-Ebene
eng zusammen. „Dabei geht es
nicht um die Frage, wer wie viele
Truppen stellt, sondern um die
Qualität der Beiträge und die Bei-
träge der luxemburgischen Seite
sind von einer besonders hohen
Qualität."

Kein schneller Afghanistanabzug

In Afghanistan sei aktuell von be-
sonderem Interesse, die Soldaten
vor einer möglicherweise steigen-
den Bedrohung durch die Taliban
zu schützen. Gleichzeitig hoffe
man, dass durch die demnächst in
der Türkei anlaufenden Friedens-
verhandlungen bald eine politi-
sche Lösung gefunden wird. Beide
Minister warnten vor einem über-
stürzten Abzug der Truppen, da
ein solcher die erzielten Erfolge ge-
fährde. „Der Abzug aus Afghanis-
tan kann nicht vom Kalender, son-
dern muss von der Sicherheitslage
abhängen." Auch in der Sahel -
Zone, bei der es sich um „eine der
ganz entscheidenden Regionen für
die Sicherheit Europas" handele,
brauche es einen vernetzten An-
satz, also eine Mischung aus di-
rekter militärischer Terrorbe-
kämpfung und nachhaltiger politi-
scher Befriedung.

Einig sind sich Bausch und
Kramp-Karrenbauer ebenfalls dar-

in, dass der Kampf gegen den Kli-
mawandel auch mithilfe des Mili-
tärs geführt werden muss. Dieser
sei nämlich oftmals der eigentli-
che Grund für Konflikte, beispiels-
weise um knapper werdende Res-
sourcen. Neben der Einschätzung
von Gefahren durch das Klima gel-
te es zudem den ökologischen Fuß-
abdruck der Armeen selbst zu ver-
ringern.

Auch mit Blick auf das Zwei-
Prozent-Ziel der NATO liegen
Bausch und Kramp-Karrenbauer
auf einer Linie. „Am Ende geht es
nicht um eine Zahl, sondern um
konkrete Fähigkeiten“, so Kramp-
Karrenbauer. Sie gab zu beden-
ken, dass ein Rückgang bei der
Wirtschaftsleistung eines Landes
dazu führen kann, dass es das
Zwei-Prozent-Ziel erreicht, weil
das Bruttoinlandsprodukt sinkt,
ohne mehr in Verteidigung inves-

tiert zu haben.

Weltraumstrategie bis Jahresende

„Wir wollen uns unserer Verant-
wortung nicht entziehen, jeder
muss seinen Beitrag leisten, aber
der kann erstens unterschiedlich
sein und wir müssen das zweitens
breiter sehen“, meinte Bausch.
Man müsse auch die Diplomatie
und die Entwicklungshilfe mit be-
rücksichtigen. Ob diese Position in
der NATO mehrheitsfähig ist und
wie die USA dazu stehen, muss
sich laut Kramp-Karrenbauer aber
erst noch zeigen.

Intensiviert werden soll die Zu-
sammenarbeit zwischen der Bun-
desrepublik und dem Großherzog-
tum vor allem in den Bereichen Cy-
ber, Geoinformationswesen und
Weltraum. „Luxemburg ist hier an
der Spitze und sehr agil beim ziel-
gerichteten Ausbau seiner Fähig-

keiten“, meinte Kramp-Karren-
bauer. Bausch kündigte seinerseits
an, dass sich Luxemburg bis zum
Ende des Jahres eine Weltraum-
strategie geben wird.

Als Projekt mit Vorbildcharak-
ter nannte Bausch den Observa-
tionssatelliten LUXEOSys. Dieser
solle als Beitrag Luxemburgs zur
NATO ausschließlich der Vertei-
digung dienen und nicht kommer-
ziell genutzt werden. Das bedeu-
tet, dass die generierten Bilder den
Bündnispartnern kostenlos zur
Verfügung gestellt werden. Dies
sei auch von Anfang an so geplant
gewesen und die Idee, den Satelli-
ten möglicherweise auch kommer-
ziell zu nutzen, erst am Ende der
vorherigen Legislaturperiode
„drangehängt" worden.



Die Medien sollen besser unterstützt werden, es bleiben aber Zweifel
Luxemburg. Im Juli 2020 legte Pre-
mier- und Medienminister Xavier
Bettel (DP) die Reform der Pres-
sehilfe vor. Einem arg gebeutelten
Sektor, der gerne auch ob seiner
Kontrollfunktion als vierte Gewalt
im Staat bezeichnet wird, soll stär-
ker unter die Arme gegriffen wer-

den. Wobei die Arbeit der Berufs-
journalisten im Zentrum stehen
soll: Bezuschusst wird nicht mehr
pro bedruckter Seite, sondern pro
professionellem Schreiberling –

egal ob in einer Online-Redaktion
oder für ein Druckerzeugnis arbei-
tend.

Das klingt zunächst lobenswert,
aber hält es, was versprochen
wird? Und wie steht es um die Zu-
kunft der Zeitungen und Magazi-
ne, die im Vergleich mit den On-
line-Medien die hohen Druckkos-
ten verkraften müssen – und den-
noch nicht mehr Unterstützung er-

halten? Ist das Zeitungssterben ein-
geläutet, weil der hippe Premier-
minister digital first propagiert?

Gerade einmal zwei Millionen
Euro mehr pro Jahr ist der Regie-
rung die Medienvielfalt wert, die
sich in den vergangenen Jahren be-
reits verschoben hat. Und die Aus-
wirkungen auf die Attraktivität des
Berufsjournalismus sind noch lan-
ge nicht abzusehen. wel



Die Reform der Pressesubvention bleibt im Sektor umstritten
Von Annette Welsch
Luxemburg gehört im europäi-
schen Vergleich zu den Ländern
mit einer starken Tradition der
Pressesubventionen und einem
ausgeprägten staatlichen Interven-
tionismus. Das erklärt sich durch
einen begrenzten und stark um-
worbenen Medienmarkt sowie ein
begrenztes Zielpublikum - die Un-
abhängigkeit und Freiheit der Pres-
se sowie der Medienpluralismus
sollen so erhalten bleiben, politi-
scher Druck und Einflussnahme
verhindert werden.

Mit acht Millionen Euro pro Jahr
- 13 Euro pro Einwohner - unter-
stützt der Staat derzeit die Me-
dien, sprich die Druckerzeugnisse
und Online-Angebote. Die Summe
soll nun auf 10,3 Millionen Euro pro
Jahr ansteigen. Aber wird das rei-
chen?

Denn technologischer und öko-
nomischer Wandel machen den
Medienhäusern zu schaffen. Gra-
tiszeitungen vereinnahmen durch
ihre hohe Verbreitung den An-
noncenmarkt, Wirtschaftskrisen
und Wettbewerbsdruck lassen die
Werbeausgaben der Unternehmen
einbrechen, staatliche Bekanntma-
chungen werden zunehmend ins
Internet verlegt, Online-Medien
schießen aus dem Boden, wobei
weltweit bislang noch kein wirk-
lich effizientes Finanzierungsmo-
dell dafür gefunden wurde. Sozia-
le Medien ersetzen zunehmend
klassische Medien, für die bezahlt
werden muss. Die klassische Print-
klientel mit ihren treuen Abon-
nenten stirbt langsam aus. Die Kos-
ten für Papier steigen. Der Wett-
bewerb ist schlicht härter gewor-
den.

Auch an Luxemburgs Medien-
landschaft geht dieser Wandel
nicht spurlos vorbei. Ganze Grup-
pen werden verkauft, weil sich nur
noch wenig Profit machen lässt
und Umstrukturierungen anste-
hen, ausländische Medienhäuser
steigen in den Markt ein. Zusätz-
lich zum Print müssen E-Paper-
Produkte entwickelt und Online-
Angebote gemacht werden, die
möglichst auch Einnahmen oder
Abonnenten bringen sollen. In den
vergangenen Jahren kam die Gra-
tis -Zeitung „L'essentiel" hinzu,
aber mit dem „Le Jeudi“ und dem
„Lëtzebuerger Journal" wurden
auch zwei Printprodukte einge-
stellt. Letzteres sattelte auf ein rei-

nes Online-Angebot um, so wie
auch mit dem „Reporter.lu" mitt-
lerweile ein reines Online-Ange-
bot entstanden war.

Aufwertung der Journalistenarbeit
In diesem Wandel legt Medienmi-
nister Xavier Bettel (DP) mit der
so genannten ilferegelung für
einen professionellen Journalis-
mus eine Reform der bisherigen
Presseförderung vor: Es soll über
die Aufwertung der redaktionel-
len Arbeit in die Qualität inves-
tiert werden - es sollen nicht mehr
die bedruckten Seiten, sondern die
beschäftigten Berufsjournalisten
zählen, es wird ein einheitlicher
Rahmen für Druck- und Online-
Medien geschaffen und Gründer-
Verleger sowie die ehrenamtli-
chen so genannten Bürger-Me-
dien werden unterstützt. Erklär-
tes Ziel: Das aktuelle System soll
optimiert, die künftigen Heraus-
forderungen antizipiert, die Di-
versität gefördert und die Quali-
tät aufgewertet werden, wobei die
editoriale Unabhängigkeit und die
operationelle Autonomie respek-
tiert werden. Vom Gesetz profi-
tieren vor allem die Online-Me-
dien, die erst seit 2017 staatlich
unterstützt werden.

Nicht betroffen sind die RTL-
Gruppe, die über einen Konzes-
sionsvertrag mit dem Staat finan-
ziert wird und das öffentlich-
rechtliche, soziokulturelle Radio
100,7, dessen Budget auf einem Ge-
setz beruht: 2020 erhielt das Ra-
dio 100,7 6,62 Millionen Euro. Und
2021 trat die neue Konvention mit
RTL in Kraft: Der Staat finanziert
mit 9,6 Millionen Euro pro Jahr
einen Teil des Defizits des luxem-
burgischen TV-Programms.

Arbeit der Parlamentari-
schen Kommission
Den formellen Einsprüchen des
Staatsrats, unter anderem dass
verschiedene Regelungen im Ge-
setz stehen müssen und nicht in
großherzogliche Verordnungen
ausgelagert werden sollen, hat die
parlamentarische Medienkommis-
sion bereits Rechnung getragen.
Ganze 22 Gesetzesänderungen
wurden eingebracht, die nun zu-
rück an den Staatsrat gehen. Dar-
unter sind etliche Präzisionen zu
den Übergangsbestimmungen und

den Bürger-Medien, die nun nur
noch einen Berufsjournalisten be-
schäftigen müssen. Auch die In-
dexierung der Pressehilfe soll ver-
ankert werden.
Gutachten der Vereinigung
der Berufsjournalisten
(ALJP)
„Die wahre Herausforderung im
Mediensektor besteht darin, ein
gesundes Gleichgewicht zu finden
zwischen der schnellen und maxi-
malen Verbreitung von Informa-
tionen einerseits und der Forde-
rung einer gewissen journalisti-
schen Qualität, die auf einer mi-
nutiösen und glaubwürdigen Re-
cherchearbeit beruht”, schreibt die
ALJP. Sie begrüßt zwar ausdrück-
lich den Geist des Gesetzes, mehr
auf Qualität und Investitionen im
Print zu drängen und Online und
Druckerzeugnisse gesetzlich
gleichzustellen. Es gebe aber auch
Journalisten, die freiberuflich und
unabhängig von einem Heraus-
geber arbeiten wollen. Sie riskie-
ren zu Verlierern dieser Reform zu
werden, wenn Herausgeber aus fi-
nanziellen Gründen nicht mehr auf
sie zurückgreifen, mahnen die
Journalisten. Sie verlangen auch
eine genauere Definition des jour-
naliste professionel im Pressege-
setz, denn es gebe nicht nur schrei-
bende Journalisten, sondern auch
Fotografen, Kameramänner, Web
content oder social media Mana-
ger sowie so genannte Fact che-
cker - Berufsbilder, die teils mit
den neuen Medien erst entstan-
den. Sie sind vom Presserat an-
erkannt und sollten auch finan-
ziell im neuen Gesetz als Profes-
sionelle berücksichtigt werden
können. Und wenn das Pressege-
setz in diesem Sinn schon abgeän-
dert werden muss, dann sollte dort
auch endlich der Informationszu-
gang für Journalisten hinzugefügt
werden, so wie das Regierungs-

programm es vorsieht. Die ALJP
beklagt des Weiteren eine klare Be-
vorzugung der Online-Medien die
Kosten und den Aufwand betref-
fend: Während ein Zeitungsverle-
ger mindestens sechs Mal pro Wo-
che publizieren muss an mindes-
tens 50 Wochen pro Jahr und mit
einer Vielzahl an selbst verfassten
Artikeln, braucht ein Online-Ver-
leger für die gleiche staatliche Sub-
vention nur zwei Artikel pro Tag
an sechs Tagen der Woche zu ver-

öffentlichen. Die Journalisten kri-
tisieren auch den Betrag von
30 000 Euro pro Berufsjournalist,
der ursprünglich bei 55 000 Euro
lag. Man befürchtet, dass die Ver-
leger dies als Richtwert des Ge-
halts ansehen werden und dass ein
Journalist künftig als Einnahme-
quelle betrachtet wird und eben
nicht dem Ziel des Gesetzes ent-
sprechend ob seines Professiona-
lismus und der redaktionellen Qua-
lität aufgewertet wird. Das wird
auch dadurch untermalt, dass dem
Verleger keine Pflicht zur Weiter-
bildung seiner Journalisten auf-
erlegt wird - ein Plan reicht. Und
schließlich findet die ALJP den Ge-
samtbetrag im Vergleich zu ande-
ren Staatsausgaben eher beschei-
den – nur gut zwei Millionen Euro
mehr, wobei der Verlegerkreis um
Online, Monats- und Gratiszeit-
schriften oder Gründer-Verleger
vergrößert wird. „Wird dadurch
wirklich die journalistische Quali-
tät verbessert und ein Paradig-
menwechsel eingeläutet?", fragt
die ALJP.
Gutachten der Association
Luxembourgeoise des Mé-
dias d'Information (Almi)

Die zehn Herausgeber formulie-
ren sechs Empfehlungen. Um das
System klarer, einfacher und fle-
xibler für künftige Entwicklungen
zu gestalten, sollten die Bedin-
gungen gelockert werden, bei-
spielsweise das Erscheinen auf Mi-
nimum viermal die Woche an 50
Wochen im Jahr festzulegen oder
auch einen einzigen Grund- sowie
Deckelungsbetrag vorzusehen.
Die Beträge pro Berufsjournalist
sollten zudem gestaffelt werden je
nach Größe der Redaktion: 55 000
Euro (1-10 Journalisten), 45 000
Euro und 30 000 Euro (ab 21 Jour-
nalisten). Alle Mitarbeiter mit
Pressekarte des Presserates und
auch die mit befristetem Vertrag
sollten in Betracht gezogen wer-
den. Um hohe Kosten zu vermei-
den, sollte auf die Forderung einer
von einem Wirtschaftsprüfer kon-
trollierten analytischen Buchhal-
tung verzichtet werden. Eine Eh-
renerklärung mit Kontrollmög-
lichkeit sollte reichen. Die Presse-
hilfe sollte zudem indexiert sein.
Gutachten des Presserats

Der paritätisch mit Journalisten
und Herausgebern besetzte Pres-
serat verweist auf die anderen Gut-
achten und konzentriert sich auf
seine Hauptaufgabe: Die Presse-
karte zu vergeben, die künftig eine



zentrale Rolle spielen wird. In die-
sem Sinn schlägt er eine neue De-
finition der Berufsjournalisten vor.
Als Berufsjournalist sollte nicht
gelten, wer ihn als „vergüteten
Hauptberuf" ausübt, sondern wer
seinen Lebensunterhalt seit min-
destens drei Monaten überwie-
gend aus hauptberuflicher journa-

listischer Tätigkeit erzielt, volljäh-
rig und im Besitz der Bürgerrech-
te ist. Fotografen und Video-Edi-
toren zählen zu den Journalisten,
aber nicht reine Mitarbeiter in Re-
daktionen oder Personen, die Wer-
bung oder Handel betreiben. Und
schließlich wiederholt der Presse-
rat eine lange Forderung: Wenn

das Pressegesetz schon im Zuge
der Reform der Pressehilfe abge-
ändert werden muss, dann sollte
endlich das Recht auf Informatio-
nen von Institutionen, Verwaltun-
gen und Organismen des öffentli-
chen Rechts für Berufsjournalis-
ten eingeschrieben werden.

Hauptpunkte des Gesetzes
Das aktuelle System unterstützt nur
Publikationen, die hauptsächlich in
einer der drei Amtssprachen verfasst
sind. Monats- sowie Gratis -Publika-
tionen sind ausgeschlossen. Künftig

gewährt der Medienminister einem
Verleger, der eine Vielzahl an Voraus-
setzungen erfüllen muss, 30000
Euro pro vom Presserat anerkannten
Berufsjournalisten, der einen unbe-
fristeten Vertrag hat - auf Vollzeit
gerechnet. s gibt eine nnovations-
prämie von 200000 Euro pro Jahr,
wenn ein Chefredakteur und ein

Team von Berufsjournalisten beschäf-
tigt sind, das zusammen einer Voll-
zeitbeschäftigung von mindestens
fünf Personen entspricht.

Aber: Die Publikation muss für die
gesamte Bevölkerung zugänglich
sein, sie muss in einer Sprache ver-
fasst sein, die mindestens 15 Prozent
der Bevölkerung beherrschen, es
muss ein Weiterbildungsplan für die
Journalisten bestehen und ein Jahres-
bericht erstellt werden. Dieselben Re-
geln gelten dann für Online -Medien,
ihnen wurde seit 2017 pauschal

100 000 Euro pro Jahr zugestanden.
Die maximale Zuwendung darf 1,

6

Millionen Euro für eine Tages-,

800 000 Euro für eine Wochen- und
650 000 Euro für eine Monatspubli-
kation sowie 550 000 Euro für ein
Online -Medium nicht überschreiten.
Mehr als 2,5 Millionen Euro kann eine
Mediengruppe für all seine Produkte
nicht erhalten. Und einen Betrag von
mindestens 50 Prozent der gewähr-
ten Hilfe muss der Verleger pro Jahr
selber verdienen.

Um die Pressevielfalt zu fördern,
gibt es eine klar geregelte Zuwen-
dung für Gründer -Herausgeber von
100 000 Euro, die maximal zwei Jah-

re gewährt wird und für die leichtere
Bedingungen gelten. Ihre Zahl ist auf
fünf pro Jahr limitiert. Die beim Mi-
nister angesiedelte Aide la la presse-
Kommission bestehend aus zehn Mit-
gliedern aus dem Medienbereich er-
stellt ein Gutachten zu den Anträgen.
Die größtenteils ehrenamtlich betrie-
benen so genannten Bürger -Medien
können jährlich 100 000 Euro bean-
tragen, wenn dort Berufsjournalisten
entsprechend von zwei Vollzeitstel-
len beschäftigt sind. Hier werden al-
lerdings Probleme gesehen, denn die
wenigsten können dies erfüllen. wel



GREVENMACHER/ECHTERNACH/BIT-
BURG (red) Grenzüberschreitende
Zusammenarbeit wird angesichts
der Corona-Pandemie schwieri-
ger, aber nicht unmöglich. Und
so wollen die deutschen und lu-
xemburgischen Grenzgemeinden
ihre Zusammenarbeit weiter in-
tensivieren, so das Ergebnis einer
Videokonferenz und damit eines
dritten Treffens von Bürgermeis-

tern, Schöffen und Landräten zwi-
schen Perl und Wormeldange im

Süden bis Beaufort und Arzfeld.
Zu den Begründern der Initi-

ative, den Leader -Regionen an
Mosel, Sauer und Our - Miseler-
land, Moselfranken, Regioun Mül-
lerdall und Merzig-Wadern -, ka-
men noch die Leader -Regionen
Bitburg-Prüm und P:islek hinzu.
Wichtiger Partner der Initiative ist

auch weiterhin das Entwicklungs-
konzept Oberes Moseltal („EOM").

Ziel ist eine dauerhafte grenzüber-
greifende Zusammenarbeit der
Kommunen und die „Weiterent-
wicklung der Region zu einem
gemeinsamen, offenen Nachbar-
schaftsraum". Um dieses Ziel zu
erreichen und die gemeinsamen
Themen anzugehen, soll der Aus-

tausch dauerhaft gefestigt werden.
Mit wachsenden Aufgaben wer-
den dazu auch zusätzliche Kräfte
und erweiterte Strukturen benö-
tigt. Saarbrugs Bürgermeister Jür-
gen Dixius und Marc Weyer — die
Präsidenten der Leader -Regionen
Moselfranken und Miselerland —
betonten, dass über den reinen
Austausch der Kommunen hinaus
eine schlagkräftige Struktur exis-
tieren müsse. Bürgermeister José
Schoellen aus Rosport-Mompach
will dazu sobald wie möglich ein

„Forum der Kommunalvertreter"
in seiner Gemeinde veranstalten —
sobald es die Corona-Lage zulässt.
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Warum die Wirtschaft die Folgen der Pandemie so gut verkraftet
Von Nadia Di Pillo

Vom menschlichen und gesund-
heitlichen Standpunkt aus war das
Jahr 2020 in Luxemburg ohne
Zweifel ein „annus horribilis".
Gleichzeitig aber stellt man fest,
dass die luxemburgische Wirt-
schaft die Folgen der Pandemie
bislang besser verkraftet hat als er-
wartet. „Das Großherzogtum zeigt
eine überraschende Widerstands-
fähigkeit sowohl in Bezug auf die
wirtschaftliche Aktivität, die Be-
schäftigung als auch im Bereich der
öffentlichen Finanzen", stellt Mu-
riel Bouchet von der Fondation
Idea fest.

So ist Luxemburgs Wirtschaft
im Jahr 2020 um „lediglich" minus
1,3 Prozent abgesackt. Das teilte
der Statec am Montag mit und kor-
rigierte damit eine frühere Pro-
gnose nach oben. Zuletzt war die
Statistikbehörde noch davon aus-
gegangen, dass Luxemburgs Wirt-
schaftseinbruch im Jahr 2020 mi-
nus 3,5 bis minus 4,5 Prozent
gegenüber dem Vorjahr betragen
würde.

Die überraschende Wider-
standsfähigkeit Luxemburgs zeigt
sich auch auf dem Arbeitsmarkt.
„Luxemburg ist unter den 27 Län-
dern der Europäischen Union
eines der wenigen - wenn nicht so-
gar das einzige - das im Jahr 2020
einen Anstieg der Beschäftigung
von 1,9 Prozent im dritten Quartal
erreicht hat; die drei Nachbarlän-

der haben einen Rückgang von et-
wa einem Prozent verzeichnet",
gibt Muriel Bouchet zu bemerken.
Allgemein habe sich die Beschäfti-
gung in den meisten Wirtschafts-
zweigen gut gehalten.

„Auch bei den öffentlichen Fi-
nanzen befindet sich Luxemburg
im Vergleich zu seinen Nachbar-
ländern und der Eurozone insge-
samt in einer guten Verfassung",
fügt der Wirtschaftsexperte hinzu.

Spezialisierung und Heimarbeit

Wie lässt sich das erklären? „Ers-
tens hat sich die relative sektorale
Spezialisierung Luxemburgs zu
seinen Gunsten ausgewirkt", meint
Muriel Bouchet. Im Vergleich zur
Eurozone und den Nachbarlän-
dern zeichnet sich das Großher-
zogtum durch ein hohes gesamt-
ökonomisches Gewicht des Fi-
nanzsektors und der Informa-
tions- und Kommunikationstech-
nologien (IKT) aus, zwei Bran-
chen, in denen Heimarbeit leicht
umzusetzen ist. Laut Statec arbei-
teten etwa 52 Prozent der in Lu-
xemburg ansässigen Arbeitneh-
mer im zweiten Quartal 2020 von
zuhause aus, wobei die Quote im
Finanzwesen (88 Prozent) und in
der IKT-Branche (77 Prozent)
noch deutlich höher ist. Hinzu
kommt, laut Idea, die starke „Out -
performance" Luxemburgs in be-
stimmten Sektoren, wie etwa in der
IKT-Branche, bei den Unterneh-
mensdienstleistungen und den

nicht-marktbestimmten Dienst-
leistungen.

Zweitens hat Luxemburg „vom
entschlossenen Handeln der Be-
hörden“ profitiert, insbesondere
von der bestehenden Kurzarbeits-
regelung. „Dadurch konnte ver-
mieden werden, dass grundlegen-
de Änderungen an Gesetzen und
Verordnungen vorgenommen wer-
den mussten", sagt Muriel Bou-
chet. Hinzu kommen auch die an-
deren Hilfsmaßnahmen zur För-
derung und Unterstützung der
Wirtschaft. Diese durchaus dispa-
raten Maßnahmen wurden durch
den Stabilisierungsplan vom 25.
März 2020 eingeleitet, im Mai 2020
durch das Paket „Neistart Lëtze-
buerg“ das sich laut Regierung
auf 700 bis 800 Millionen Euro be-
läuft - , sowie durch weitere spe-
zifischere Maßnahmen ergänzt.

„Laut Haushaltsentwurf 2021
umfasste das Stabilisierungspro-
gramm vom 25. März insgesamt
mehr als zehn Milliarden Euro“,
sagt Muriel Bouchet. Dieser Be-
trag reduziert sich jedoch auf rund
1,5 Milliarden Euro respektive 2,6
Prozent des BIP im Jahr 2020,
wenn man allein die nicht rück-
zahlbaren Kosten berücksichtigt.
„Das ist ein beträchtlicher fiskali-
scher Impuls, viel höher als un-
mittelbar nach der Finanzkrise
2008-200 .“

Luxemburgs Wirtschaft scheint

tatsächlich gut durch die Krise zu
kommen. Aber: „In anderen Berei-
chen sieht nicht alles rosig aus“,
sagt Muriel Bouchet. „Verschiede-
ne strukturelle Probleme wurden
durch die Gesundheitskrise sogar
noch verschärft.“ Die Preise für
Eigentumswohnungen, Häuser
und Baugrundstücke sind im ver-
gangenen Jahr erneut gestiegen,
und zwar noch schneller als in den
Vorjahren. Die Preise für Altbau-
wohnungen etwa haben im dritten
Quartal 2020 um rund 17,5 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr zu-
gelegt.

Zudem könnte die Corona-Kri-
se eine neue „Lost Generation"
hervorbringen. Die Wirtschaftskri-
se hat zu einer hohen Jugend-
arbeitslosigkeit und somit zu einer
Abkopplung junger Menschen ge-
führt. Der Begriff NEET be-
schreibt junge Menschen, die we-
der eine Arbeit haben noch eine
schulische oder berufliche Ausbil-
dung absolvieren. Laut Europäi-
scher Kommission ist der „NEET-
Anteil“ in Luxemburg im europäi-
schen Vergleich immer noch rela-
tiv niedrig, aber vom zweiten
Quartal 2019 auf das zweite Quar-
tal 2020 stark angestiegen.

Last but not least hat sich der
Anstieg der CO2 -Emissionen im
Jahr 2020 zwar verlangsamt, das
sei aber „keineswegs ein dauer-
haftes Phänomen". Die Einfüh-
rung einer CO2 -Steuer werde si-
cherlich eine positive Rolle spie-
len, allerdings wird Luxemburg da-
durch noch immer nicht in der La-
ge sein, das Ziel der Klimaneutra-
lität bis 2050 zu erreichen.

So könnte es weitergehen
Wie geht es weiter mit der luxem-
burgischen Wirtschaft? Die Fondation
Idea hat Entscheidungsträger aus
Politik und Wirtschaft um ihre Mei-
nung gefragt: 128 Menschen haben
zwischen dem 11. und 18. Februar
2021 einen Fragebogen ausgefüllt.
Für das Jahr 2021 erwarten die Teil-

nehmer ein Wirtschaftswachstum
von rund 1,5 Prozent und für
eine Wachstumsrate von 2,7 Prozent.
Das Risiko einer Pleitewelle wird laut
Teilnehmer „ab dem zweiten Halbjahr
2021 und im ersten Halbjahr 2022
zunehmen , ohne aber ein sehr ho-
hes Niveau zu erreichen. Auf der an-

deren Seite scheinen die Mitglieder
des Panels die Aufhebung der Coro-
na-Einschränkungen nicht mit einer
„Explosion" der Arbeitslosigkeit in
Verbindung zu bringen. Die Arbeitslo-
sigkeit würde in den Jahren 2021 und
2022 sehr nahe am aktuellen Niveau
bleiben. Die Teilnehmer schließen
eine starke Beschleunigung der Infla-
tion für 2021 aus. ndp



Ein Blick auf noch die dagewesene Daten, Zahlen und Fakten aus der Wirtschaft
Von Nadia Di Pillo und Marco Meng

Eine noch die nie dagewesene Kri-
se, eine historisch beispiellose Di-
mension in vielerlei Hinsicht: Die
globale Corona-Pandemie - mehr
als 2,4 Millionen Personen sind bis-
her nach einer Infektion mit Sars-
CoV-2 gestorben, mehr als 112 Mil-
lionen Menschen sind positiv ge-
testet worden - hat die am stärks-
ten betroffenen Länder zu drasti-
schen Maßnahmen gezwungen.
Um der Wirtschaft durch die Kri-
se zu helfen hat auch die luxem-
burgische Regierung vor einem
Jahr ein ganzes Arsenal finanziel-
ler Unterstützungsmaßnahmen er-
griffen; es hieß, sie werde „alles
Menschenmögliche tun, um
Arbeitsplätze zu retten“, unter dem
Motto „koste es, was es wolle“.

46 780 Menschen
„Was auch immer es kosten mag“
– das stellt die luxemburgische
Wirtschaft vor nie dagewesene
Herausforderungen und Zahlen. So
werden etwa fast 47 000 Men-
schen - in erster Linie pandemie-
bedingt - im März in Luxemburg
in Kurzarbeit sein. Das stellt einen
neuen Rekord dar, im Januar wa-
ren es noch 34 117 Personen. 4 450

Betriebe haben einen Antrag ge-
stellt - für den Monat Februar wa-
ren es 4 493. Das Konjunkturko-
mitee hatte am Dienstag 4 362 An-
fragen davon bewilligt. Um den
Unternehmen weiter unter die Ar-
me greifen zu können, wurde be-
schlossen, die laufende Regelung
bis zum 30. Juni zu verlängern.

300 Millionen Euro
Bislang sind laut Mittelstandsmi-
nister Lex Delles mehr als 300 Mil-
lionen Euro an Beihilfen ausge-
zahlt worden. Mehr als 42 Millio-
nen Euro wurden etwa vom Mit-
telstands- und Wirtschaftsminis-
terium an Betriebe für die „Aide
pour investissements durables"
ausgegeben (Stand: 13. Januar
2021). Mehr als 31 Millionen Euro
wurden im Rahmen der ersten Pau-
schalentschädigung für Kleinst-
und Kleinunternehmen von 5 000
Euro ausbezahlt. Die rückzahlbare
Vorschüsse belaufen sich auf 136
Millionen Euro und die staatliche
Bürgerschaftsregelung auf 174,7
Millionen Euro.

12-mal mehr
In den Monaten März und April
2020, also im ersten Lockdown,

waren 135 000 Personen in Kurz-
arbeit, etwa 30 Prozent aller Be-
schäftigten des Landes – eine noch
die dagewesene Situation. Der An-
teil ist laut Statec viel höher als
während der Finanzkrise von 2009
– „bis zu 12-mal mehr, wenn man
den Höchststand im April 2020 mit
dem im Juni 2019 vergleicht“. Im
Juni 2009 seien „nur“ 3,4 Prozent
der Arbeitnehmer betroffen gewe-
sen. „Berücksichtigt man die An-
gestellten, die die Maßnahme am
Ende tatsächlich in Anspruch ge-
nommen haben, so verringert sich
die Quote auf 1,7 Prozent“, stellt
der Statec fest.

Zwischen -0,5 und plus vier Prozent

Die zweite Welle des Corona-Vi-
rus hat der wirtschaftlichen Erho-
lung, die sich im dritten Quartal
2020 abzeichnete, einen Dämpfer
versetzt. Die Statistikbehörde geht
davon aus, dass Luxemburgs Wirt-
schaftseinbruch 2020 minus 3,5 bis
4, Prozent gegenüber dem Vor-
jahr beträgt. Große Unsicherheit
herrscht darüber, wie das laufen-
de Jahr sein wird. Bei einer nega-
tiven Pandemieentwicklung rech-
nen die Ökonomen von Statec für
2021 mit einem Minus von 0, Pro-

zent bei der Wirtschaftsleistung.
Wird die Pandemie stark abfla-
chen, zum Beispiel wegen der
Impfstoffe, könnte die Wirtschaft
sogar um vier Prozent wachsen.

Minus sechs bis acht Prozent
Der Statec geht für 2020 von einem
Konsumrückgang zwischen sechs
und acht Prozent gegenüber dem
Vorjahr aus. Die verschiedenen
Konsumbereiche sind in sehr
unterschiedlicher Weise von den
Folgen der Pandemie betroffen. Ei-
nige Ausgaben, wie die für Miete
und Versicherung, wurden kaum
von der Corona-Krise beeinträch-
tigt. Die Ausgaben für Lebensmit-
tel im Einzelhandel sind sogar um
drei Prozent gestiegen. Die Aus-
gaben für langlebige Güter wie Mö-
bel, Haushaltsgeräte oder Autos
wurden im Lockdown mäßig bis
stark beeinträchtigt, stiegen da-
nach aber wieder.• Mehr als 300• Millionen Euro an

Beihilfen wurden
ausgezahlt.





Damit sich die Wirtschaft nachhaltig erholt, müssen jetzt die Weichen gestellt werden, so Handelskammerpräsident Luc Frieden
Interview: Nadia Di Pillo
und Marco Meng

Seit einem Jahr beherrscht die Corona-
Pandemie das Wirtschaftsleben. Wie
hat Luxemburg bislang die Krise über-
standen und vor allem: Wie kommt das
Land wieder aus dem Krisenmodus her-
aus? Luc Frieden, Präsident der Han-
delskammer, spricht sich im Gespräch
mit dem „Luxemburger Wort" klar
gegen Steuererhöhungen aus - sie wä-

ren kontraproduktiv.

Luc Frieden, sind Sie zufrieden mit
der Arbeit von Wirtschafts- und
Finanzminister zur Stützung der
Wirtschaft? Oder hätten Sie sich
mehr gewünscht?

Kurzfristig hat die Regierung
getan, was zu tun war und mit
einer ganzen Reihe von Beihilfen
die Wirtschaft gestützt, vor allem
die Sektoren, die durch Gesetz ge-
schlossen worden sind. Ich denke
jedoch, dass es jetzt wichtig ist -
und da ist noch nicht genug getan
worden – die Zukunft vorzuberei-
ten, denn auch diese Krise geht ir-
gendwann zu Ende. Dann muss
der Schaden, den der Lockdown
verursacht hat, behoben und die
Wirtschaft fit gemacht werden.
Da mache ich mir für Europa und
Luxemburg Sorgen, dass da zu
wenig getan wird.

Was sollte denn von der Regie-
rung getan werden?

Das ist nicht nur eine Aufgabe
der Regierung, sondern aller, die
sich mit Wirtschaft- und Sozialfra-
gen beschäftigen. Wichtig ist zu
versuchen, die Rahmenbedingun-
gen für die wirtschaftliche Ent-
wicklung zu verbessern. Wenn die
Wirtschaft so stark eingebrochen
ist, muss man versuchen, Wachs-
tum zu schaffen. Und Wachstum
schafft man nicht, indem man ein-
fach Geld austeilt, sondern indem
man Unternehmen bei Investitio-
nen und der Schaffung von
Arbeitsplätzen unterstützt. Wir
müssen erstens gegenüber dem
Ausland konkurrenzfähiger wer-
den. Zweitens müssen wir - nicht
nur einmal, sondern ständig - ad-
ministrative Prozeduren vereinfa-
chen. Und drittens müssen wir die
Steuerpolitik gezielt einsetzen, da-
mit wir ein attraktives Umfeld ha-
ben, vor allem um Investitionen in
die Digitalisierung und den ökolo-
gischen Wandel steuerlich zu
unterstützen.

Der Lockdown wurde verlängert,
ein Hilfspaket für die Unterneh-
men folgt auf das nächste. Wie
lange können wir uns das noch
leisten?

Kurzfristig können wir uns das
leisten, aber ich mache mir große
Sorgen über das Staatsdefizit und
die Staatsverschuldung, sowohl in
Luxemburg wie in Europa. Wir
werden 2020-2021 die höchsten
Defizite und Staatsverschuldung
seit dem Zweiten Weltkrieg haben.
Deshalb gilt es, so schnell wie
möglich aus dieser Situation her-
auszukommen, und zwar durch die
angesprochene gezielte Wachs-
tumsförderung, um damit neue
Einnahmen zu erreichen. Die Lö-
sung kann nicht sein, Steuern zu
erhöhen. Die Lösung muss sein,
Ausgaben zu überprüfen, kombi-
niert sogar in einigen Fällen mit
Steuerreduzierungen, damit wirt-
schaftliche Aktivität entsteht. Das
ist eine sehr schwierige Aufgabe.
Etwas Ähnliches haben wir nach
der Finanzkrise geschafft, aller-
dings ist die Situation der Staatsfi-
nanzen heute schlechter als damals• Wir müssen• Konsum und

Investitionen
fördern.

in der Periode von 2008 bis 2012.
Kurzfristig sind also die Staatshil-
fen notwendig und bezahlbar, län-
gerfristig wird es zum Problem.
Auch generell in Europa ist be-
sorgniserregend, dass die Gesamt-
staatsschuld auf etwa hundert Pro-
zent des BIP angewachsen ist, was
nicht tragfähig ist.

Muss man nicht befürchten, dass

es zu Steuererhöhungen kommt?
Ich glaube, dass man Steuern

immer im Vergleich zu anderen
Wirtschaftsräumen sehen muss.
Um die Wirtschaft nach der Krise
anzukurbeln, müssen wir Konsum
und Investitionen fördern. Höhere
Steuern aber bremsen Investitio-
nen und Konsum. Steuererhöhun-
gen wären somit negativ für die
wirtschaftliche Entwicklung und
die Schaffung von Arbeitsplätzen.
Steuererhöhungen können also
keine Lösung sein.

Andere Länder wie etwa Italien
und Frankreich waren bereits vor
Corona hoch verschuldet und ver-
schulden sich nun weiter. Droht
eine neue Eurokrise?

Wenn die Finanzmärkte das
Gefühl haben, dass Schulden nicht
zurückgezahlt werden, kann es so-
weit kommen. Ich bin darum auch
gegen einen Schuldenerlass, wie
einige ihn fordern. Das schafft
kein Vertrauen. Es ist deshalb ge-
boten, sich ab dem Sommer inten-
siv mit der Reduzierung des
Staatsdefizits und der Staatsver-
schuldung in Europa zu beschäfti-
gen. Die Außerkraftsetzung der
Maastricht-Stabilitätskriterien, die
in der Krise nachvollziehbar ist,
darf nicht zum Dauerzustand wer-
den. Kurzfristige Hilfen sind not-
wendig, aber es darf nicht zu
einer permanenten Verstaatli-
chung der Wirtschaft kommen.
Das ist nicht finanzierbar.

Zurück zu Luxemburg: Was kann
noch getan werden, um eine Plei-
tewelle abzuwehren oder zumin-
dest abzuschwächen?

Die kurzfristigen Staatshilfen,
verbunden mit den Hilfen der lu-
xemburgischen Banken wie Rück-
zahlungsmoratorien haben viele
Pleiten verhindert. Auf längere
Sicht kann das aber nur gelingen,
wenn die Rahmenbedingungen
verbessert werden. Auch das wird
nicht alle Insolvenzen verhindern.
Nicht alle Sektoren sind gleicher-
maßen von der Krise betroffen,
darum muss man sich vor allem
um die Sektoren kümmern, die
besonders hart getroffen wurden
wie zum Beispiel den Horeca-Sek-
tor und die Veranstaltungsbran-
che. Man muss also selektiv vor-
gehen.

Sind Sie zufrieden mit dem bishe-
rigen Impfverlauf? Erhoffen Sie
sich ab Sommer ein Ende der Res-
triktionen und eine Neubelebung
der Wirtschaft?

Die Impfkampagne in Europa
ist nicht zufriedenstellend. In
einem hoch entwickelten Gesund-
heitssystem hätte man sich erwar-
ten können, dass schneller produ-
ziert und verteilt würde. Es muss
alles getan werden, damit die
Impfkampagne schneller wird. Es
ist der Schlüssel, um aus der Krise
herauszukommen, und Europa

wie Luxemburg müssen sich über-
legen, ob sie nicht zusätzliche
Impfstoffe in anderen Staaten
kaufen, um die Impfungen zu be-
schleunigen.

Gibt es einen Plan, wie Unterneh-
men in den Impfprozess einbezo-
gen werden können?

Nein, aber wir würden es sehr
begrüßen, wenn sich die Zahl de-
rer, die die Impfung vornehmen
können, vergrößert würde. Die
größeren Unternehmen hierzulan-
de sind bereit, sich aktiv an der
Impfkampagne zu beteiligen da-
mit es schneller geht.

Die Pandemie zeigte, wie abhän-
gig Europa von China ist. Wird
sich in der Wirtschaftsbeziehung
zu China etwas ändern? Wird
Europa selbstständiger werden
und vielleicht Industrien, die man
abschaffte oder auslagerte, wie-
der aufbauen?

Das mag in einigen Bereichen,
wie etwa bei Medikamenten, der
Fall sein. Grundsätzlich aber glau-
be ich nicht, dass sich das funda-
mental ändern wird, weil wir in
einer globalen Wirtschaft leben.
Die globale Wirtschaft ist ein
Fakt, den man positiv sehen muss.
Das gilt übrigens auch, um aus der
Krise herauszukommen. Ich stelle
fest, dass in den Jahren 2020 bis
2022 die chinesische Wirtschaft
um 16 Prozent wachsen wird, die
amerikanische Wirtschaft um drei
Prozent und die Eurozone um null
Prozent. Deshalb glaube ich, dass
wir gut daran täten, auch unsere
Unternehmen zu ermutigen, dort
wo es möglich ist, nach China und
nach Amerika zu exportieren und
zu investieren, um sich somit
auch am Wachstum dort zu betei-
ligen. Die Handelskammer hat
eine Strategie entwickelt, um den
Unternehmen zu helfen, auch
neues Wachstum im internationa-
len Markt zu suchen. Dazu gehö-
ren China und Amerika. Hier soll-
ten wir unsere Unternehmen, vor
allem aus Industrie und Finanz-
dienstleistungen, noch internatio-
naler als bisher gestalten. Der
Staat sollte dies durch Doppelbe-
steuerungs- und Handelsabkom-
men unterstützen.

Welche Lehren ziehen Sie aus
dieser Corona-Krise

?



Erstens, dass man verstärkt in
die Digitalisierung investieren
muss, sowohl in den Unterneh-
men wie auch beim Staat. Wir ha-
ben gemerkt, dass dieser Zu-
kunftstrend, der vor der Krise be-
gonnen hat, durch die Corona-

• Wichtig ist, die
Rahmenbeding
ungen zu
verbessern.

Krise verstärkt wurde, zum Bei-
spiel beim Handel, bei den Ban-
ken und bei der Kommunikation.
Bei Unternehmen sollte der Staat
diese Investitionen auch steuer-
lich fördern. Zweitens: Nur die
Staaten, die gesunde Staatsfinan-
zen vor der Krise hatten, konnten
kurzfristig eingreifen und werden
nach der Krise auch besser da ste-
hen. Drittens, jede Krise wird ein-
mal zu Ende gehen, sie dauert
aber mehrere Jahre. Die Stahlkrise
dauerte fast zehn Jahre, die Fi-

nanzkrise fünf Jahre und diese
Krise wird drei bis vier Jahre dau-
ern, wirtschaftlich gesehen. Des-
halb schlage ich vor, dass sich die
Handelskammer und die Hand-
werkskammer mit der Regierung
an einen Tisch setzen, um eine
Aktionsliste von etwa sechs Punk-
ten auszuarbeiten, die kurzfristig
umgesetzt werden können, damit
Luxemburg auch nach der Krise
ein attraktives wirtschaftliches
Umfeld hat, und damit wir wirt-
schaftlich besser als unsere Nach-

barn auch nach der Krise daste-
hen. Ein kleiner offener Wirt-
schaftsraum steht schnell unter
Druck, wenn es international
schlecht geht, er hat aber auch die
Möglichkeit, schneller aus der
Krise herauszukommen, wenn fle-
xibel und agil gehandelt wird. Da-
her können wir uns nicht mit den
staatlichen Beihilfen zufriedenge-
ben, sondern müssen uns, ab heu-
te, intensiv um unsere mittel- und
langfristige Konkurrenzfähigkeit
kümmern.





DIFFERDINGEN ArcelorMittal investiert in den Standort
Armand Hoffmann
Erbgroßherzog Guillaume und
Wirtschaftsminister Franz
Fayot haben gestern das Werk
von ArcelorMittal in Differdin-
gen besucht. Trotz der Aus-
wirkungen der Corona-Pande-
mie und steigender Konkurrenz
aus Asien plant der Stahlriese,
bis 2025 rund 70 Millionen Euro
in die Zukunft des Standortes
in Differdingen zu investieren.
Bei Tripartite-Gesprächen mit
Gewerkschaften und Regierung
wurde Anfang Januar dieses Jah-
res festgehalten, keinen Standort
in Luxemburg zu schließen. Be-
sondere Aufmerksamkeit kommt
jedoch dem Werk in Differdingen
zugute: „Wir werden bis 2025 rund
70 Millionen Euro in diesen Stand-
ort investieren“, verriet Thomas
Georges, CEO von ArcelorMittal
Differdingen, gestern anlässlich

der Besichtigung des Stahlwerks.
Von den insgesamt 3.662 Arbei-

tern, die zurzeit noch bei Arcelor-
Mittal in Luxemburg angestellt
sind, arbeiten rund 700 in Dif-
ferdingen. Seit mehr als einem
Jahrhundert ist der Standort Dif-
ferdingen weltweit bekannt für
die Herstellung der längsten und
schwersten Träger, die unter an-
derem beim Bau von Wolken-
kratzern verwendet werden. Der
Stahlkonzern hat aus diesem
Grund in den vergangenen Jahren
40 Millionen Euro in eine Maschi-
ne investiert, um die Effizienz des
Produktionsprozesses sowie die
Qualität der Träger noch weiter zu
verbessern.

Zusätzlich zu dieser Anschaffung
verfügt das Werk in Differdin-
gen dank eines Modernisierungs-
programms – das zum Teil vom
Wirtschaftsministerium mit-
finanziert wurde – über ein ver-

bessertes thermomechanisches
Behandlungsverfahren, das die
Herstellung von Trägern mit
einer außergewöhnlichen Quali-
tät ermöglicht. Dieses neue Ver-
fahren verleiht den Stahlträgern
eine hohe Streckgrenze und
eine hervorragende Schweißbar-
keit, während es gleichzeitig eine
deutliche Gewichtseinsparung
bietet. Dieses Projekt stellt eine In-
vestition von 8,5 Millionen Euro
dar.

Zukünftig soll der Stahl von Ar-
celorMittal grüner sprich umwelt-
freundlicher hergestellt werden.
„Eine Tonne grüner Stahl wird
teurer als herkömmlicher Stahl.
Hier muss die Politik die Rahmen-
bedingungen schaffen und uns
unterstützen“, so Roland Bastian,
der Chef der Luxemburger Stand-
orte.



MASCHINENBAUFIRMA Das Mutterunternehmen SMS soll künftig 100 Prozent der Anteile besitzen

Das Großherzogtum will seine
Staatsanteile an dem Paul-
Wurth-Unternehmen an des-
sen Muttergesellschaft SMS
verkaufen. Der „Lëtzebuerger
Chrëschtleche Gewerkschafts-
bond“ (LCGB) und der „Onof-

hängege Gewerkschaftsbond
Lëtzebuerg“ (OGBL) können
die Entscheidung des Staa-
tes laut einer Pressemitteilung
nicht nachvollziehen. Der
LCGB stellt Forderungen an

die SMS-Gruppe, um Arbeits-
plätze zu erhalten.
Die luxemburgische Regierung
hat angekündigt, ihre Anteile an

dem Unternehmen Paul Wurth
zu verkaufen. Die General-
direktion des Unternehmens hat
am Montag die entsprechende
Übernahme der Staatsanteile
durch die SMS-Gruppe bestätigt.
Das geht aus einer Pressemit-
teilung des „Christlichen Ge-
werkschaftsbundes Luxemburg“
(LCGB) des gleichen Tages her-
vor. Damit werde die deutsche
SMS-Gruppe künftig alle Anteile
an Paul Wurth besitzen.

Der LCGB begrüße die Tat-
sache, dass die aktuellen Sozial-
vereinbarungen bis zu ihrem
Auslaufen im Jahr 2023 nicht in-
frage gestellt werden – wolle aber,
dass das luxemburgische Sozial-
modell innerhalb des Unter-
nehmens auch nach 2023 weiter
fortbestehe. Darum fordert die
Gewerkschaft Garantien und for-
male Verpflichtungen von der
SMS-Gruppe, dass es in Zukunft
keine Verlagerung, Auslagerung
oder Arbeitsplatzabbau geben
wird. In diesem Zusammenhang
hat der LCGB auch um ein drin-
gendes Treffen mit der Geschäfts-
leitung gebeten – habe es seit
der Ankündigung jedoch noch
nicht geschafft, mit dieser in
Kontakt zu treten. Daher seien
die Gewerkschaftler erfahrungs-

gemäß wachsam geblieben, um

die Arbeitsplätze zu erhalten.
Auch der „Onofhängege Gewerk-
schaftsbond Lëtzebuerg“ (OGBL)
nimmt eine ähnliche Haltung ein:
„Wir sind prinzipiell ganz skep-
tisch, wenn der Staat öffentliche
Anteile von Firmen verkauft“,
sagt ein Sprecher des OGBL auf
Nachfrage des Tageblatt.

Die Zukunft
des Unternehmens

In einer Pressemitteilung vom

30. März fragt der OGBL, ob der
Staat beim Verkauf seiner Anteile
Garantien für die Arbeitnehmer
aushandeln konnte. Ein Vertreter
des OGBL warf im Gespräch

mit dem Tageblatt zudem zwei
nicht unwesentliche Fragen in
den Raum: Warum löst sich der
Staat von Paul Wurth? Und wie
sieht die Entwicklung des Unter-
nehmens am Standort Luxem-
burg aus?

Was die Zukunft des Unter-
nehmens und seiner in Luxem-
burg entwickelten Technologien
betrifft, habe die SMS-Grup-

pe dem LCGB bereits zuvor

versichert, dass Paul Wurth
Luxembourg das weltweite
Kompetenzzentrum für die Ent-
wicklung des Wasserstoffver-
fahrens „Green Steel“ sein werde.
Zudem seien Investitionen ge-
plant, die Zukunftsperspektiven
für „High Performance“-Arbeits-
plätze garantieren würden. Laut
LCGB-Mitteilung sollen auch
Schlüsselpositionen innerhalb der
Generaldirektion von Paul Wurth
mit luxemburgischen Managern be-
setzt werden.

Paul Wurth habe seit seiner
Gründung im Jahr 1870 eine
wesentliche Rolle in der Wirt-
schaftsgeschichte des Landes ge-
spielt, sagen die Gewerkschaftler.
Es sei ein Aushängeschild für intel-

lektuelle Kompetenz und somit ein
großer Gewinn für die nationale
Wirtschaft – nicht nur innerhalb der
Stahlindustrie, sondern auch durch
die Förderung der politischen und
wirtschaftlichen Beziehungen mit
anderen Ländern. Der LCGB ver-

stehe allerdings nicht, warum der
Staat sich komplett aus dem Kapi-
tal des Stahlunternehmens zurück-
ziehe, wo doch im politischen Kurs
des Großherzogtums alle innovati-

ven Ansätze zur Reduzierung der
Treibhausgasemissionen gefördert
würden. Auch der OGBL-Spre-
cher fragt sich, warum der Staat
Anteile „einer Firma verkauft, die
dabei ist, sich für die Zukunft ein-
zusetzen“. Dadurch werde „die
Entscheidungskraft für die Zukunft
dieses Geschäftsmodells im Lande
geschwächt“, heißt es in der Presse-
mitteilung des LCGB.

Arbeitsplätze

sollen erhalten bleiben

Der LCGB fordert eine Aufklärung
über die Situation im Zusammen-
hang mit den verschiedenen Grund-
stücken der Paul-Wurth-Gruppe:

„Was wird damit passieren? Wird
eine neue ‚Real Estate‘-Gesellschaft
geschaffen? Was wird die Rolle des
Staates sein?“

Laut OGBL war es bisher nicht
möglich, den Wirtschaftsminister
Franz Fayot (LSAP) und den
Finanzminister Pierre Gramegna
(DP) mit der Frage zu konfrontie-
ren, warum der Staat seine An-
teile verkauft. Fayot stand auch
am Dienstag nicht für Nachfragen
des Tageblatt zur Verfügung. Die
Presseabteilung des Wirtschafts-
ministeriums verwies lediglich auf
ein Interview vom Samstag mit
RTL. Der Minister machte darin
deutlich, dass die SMS-Grup-

pe die Staatsanteile kaufe und im
Gegenzug dafür die Aktivitäten in
Luxemburg ausbaue und stabili-







Für Grenzpendler drohen massi e Einbu en wenn sie mehr als einen Tag pro oche on uhause arbeiten wollen
on Thomas Klein
Im Frühsommer könnte sich nach
dem kräftezehrenden Corona-Jahr
für die Arbeitnehmer in Luxem-
burg zumindest ansatzweise wie-
der so etwas wie Normalität ein-
stellen. Aber es kann sein, dass die-
se neue Normalität sich doch deut-
lich von der Normalität von vor
der Krise unterscheidet. Ein Be-
reich, in dem sich das sehr deut-
lich zeigen könnte, ist das Ho-
meoffice.

Vor der Krise noch eher ein
Randphänomen, zeigte eine Erhe-
bung des Statec aus dem Herbst,
dass zwischenzeitlich mehr als die
Hälfte der Beschäftigten ihrer
Arbeit in den eigenen vier Wän-
den nachgingen. Die Vorteile für
Arbeitnehmer liegen auf der Hand:
Weniger Stress, Stau und eine bes-
sere Vereinbarkeit von Privat- und
Berufsleben. Wenige Unterneh-
men dürften daher zu der stren-
gen Präsenzkultur zurückkehren,
ist es doch ein bequemer Weg,
gleichzeitig die Mitarbeiterzufrie-
denheit zu erhöhen und die Miet-
kosten zu senken, wenn nicht mehr
für 100 Prozent der Beschäftigen
ein Arbeitsplatz bereitgestellt wer-
den muss.

Was aber für Firmen und Arbeit-
nehmer aus Luxemburg eine Win-
Win-Situation bedeutet, stellt die
knapp 200 000 Grenzpendler vor
eine schwierige Wahl: Von den
günstigeren Steuern und Sozialab-
gaben in Luxemburg profitieren
oder die Vorteile des Homeoffice
nutzen. Beides zur gleichen Zeit
wird wohl nicht möglich sein.

eder Gang zum riefkasten zählt
Vor der Pandemie war die Rechts-
lage eindeutig: Arbeitnehmer aus
Deutschland durften bis zu 1 9 Ta-
ge außerhalb Luxemburgs arbei-
ten, ohne Steuern in ihrem Wohn-
sitzland abführen zu müssen. Die
Grenze liegt für Belgien bei 2 4 und
für Frankreich bei 2 9 Tagen. Wenn
die jeweilige Tagesgrenze über-
schritten ist, das heißt beispiels-
weise für Frankreich ab dem dreis-
sigsten Tag) fällt die Besteuerung

für die außerhalb Luxemburgs ge-
arbeiteten Arbeitszeit im Wohn-
sitzland an.

Derzeit sind diese Regelungen
für die Dauer der Pandemie ausge-
setzt. Die Abmachung zwischen
Deutschland und Luxemburg sieht
vor, dass die Ausnahmeregelungen
jeden Monat automatisch für einen
weiteren Monat verlängert wer-
den, wenn nicht einer der Ver-
tragspartner das Abkommen eine
Woche vor Ablauf auflöst. „Mit Bel-
gien wurde die Abmachung bis zum
30. Juni 2021 verlängert. Mit Frank-
reich laufen gerade ebenfalls Ge-
spräche, um das Abkommen zu ver-
längern“, schreibt das Finanzminis-
terium auf Anfrage.

Aber irgendwann wird die Aus-
nahmeregelung auslaufen und die
Tagesgrenzen werden wieder gel-
ten. Diese Grenze ist schnell er-
reicht, denn die Handhabung ist re-
lativ strikt. „In der Verständi-
gungsvereinbarung mit Deutsch-
land wurde festgelegt, dass man für
den luxemburgischen Arbeitgeber
maximal 1 9 Tage im Ansässigkeits-
staat beschäftigt sein darf, ohne
dass dies steuerliche Konsequen-
zen hat. Dabei wird jede Berüh-
rung mit dem Ansässigkeitsstaat be-
reits als „Auslandstag“ gewertet.
Ein kurzer Kundentermin auf deut-
schem Boden oder der Einkauf für
das Unternehmen in einem deut-
schen Geschäft wird bereits als
Zähltag gewertet“, erklärt Johan-
nes Stolz, Partner bei Herrmann
Partner, Fiduciaire Comptable, in
Wasserbillig. „Sobald die Bagatell-
grenze von 1 9 Tagen erreicht ist, er-
folgt eine zeitanteilige Aufteilung
der gesamten Arbeitszeit. So wer-
den nur die tatsächlich in Deutsch-
land verbrachten Arbeitsstunden
auch in Deutschland versteuert“, so
Stolz.

Der Arbeitnehmer reicht dann
eine Aufstellung der in Luxemburg
und im Wohnsitzstaat geleisteten
Arbeitszeit mit seiner Jahressteuer-
abrechnung bei den jeweiligen Fi-
nanzämtern ein. In Deutschland
führt dies zu einer Steuernachzah-
lung und in Luxemburg zu einer

Rückerstattung, sofern der Arbeit-
nehmer seinen vollständigen
Arbeitslohn in Luxemburg versteu-
ert hat.

Ohne die Berücksichtigung wei-
terer Einkünfte oder Sonderausga-
ben ergäbe sich für einen Arbeit-
nehmer, der in Deutschland lebt,
mit einem Homeofficetag pro Wo-
che bei einem Bruttogehalt in Hö-
he von 100 000 Euro ein Steuer-
nachteil in Höhe von 1 1 0 Euro. Bei

000 Euro Gehalt müsste er
Euro und bei 30 000 3 0 Euro mehr
Steuern zahlen, rechnet Stolz vor.
Unter der Berücksichtigung etwai-
ger Sonderausgaben wie Beiträge
zu Versicherungen, kann der
Arbeitnehmer diese Steuernachtei-
le jedoch noch reduzieren. Auf den
ersten Blick sind das verkraftbare
Beträge. Schwierig wird es aber,
wenn ein Arbeitnehmer mehr als
einen Wochentag von Zuhause
arbeiten möchte. Ist er nämlich
mehr als 2 5 Prozent seiner Arbeits-
zeit in seinem Wohnsitzland tätig,
führt er auch seine Sozialabgaben
dort ab und fällt aus dem luxem-
burgischen Sozialsystem. Das be-
deutet, er zahlt im Wohnsitzland in
die Rentenkasse ein, ist dort kran-
kenversichert und hat nur dort
einen Anspruch auf Kindergeld.
„Man ist grundsätzlich nur in einem
Land sozialversichert. Eine Auftei-
lung der Sozialversicherungsbeiträ-
ge bei berschreiten der 2 –Pro-
zent-Grenze ist nicht möglich“, sagt
Stolz. Aber gerade die Sozialabga-
ben sind in Luxemburg häufig er-
heblich geringer als in den Nach-
barländern. Ein Arbeitnehmer muss
nur etwa 12, 4 Prozent des Brutto-
einkommens im Großherzogtum
als Sozialabgaben abführen, im Ver-
gleich zu etwa 20 Prozent in
Deutschland. Daher dürfte es in der
Praxis für kaum einen Arbeitneh-
mer attraktiv sein, mehr als einen
Homeofficetag einzulegen.

Umgekehrt wäre es für das lu-
xemburgischen Sozialsystem ein
Nachteil, wenn die Pendler zuhau-
se blieben. Nach einer Studie vom
Statec aus dem Jahr 201 9 zahlten
„Frontaliers“ rund 211 Millionen

Euro mehr Sozialbeiträge ein, als sie
Sozialleistungen kassierten. So
wird der Arbeitnehmeranteil zur
Rentenversicherung inzwischen
zur 3,3 Prozent von Grenzgängern
geleistet. Für die Pflege- und Un-
fallversicherung beträgt der Anteil
33, 6 beziehungsweise 22,1 Prozent.

Kontrollen der Steuerfahnder
Dabei dürfte für einige Arbeitneh-
mer die Versuchung groß sein, es
drauf ankommen zu lassen und die
Tätigkeit im Homeoffice dem Fi-
nanzamt einfach zu verschweigen.
Dies würde allerdings den Tatbe-
stand der Steuerhinterziehung er-
füllen. Die Behörden überprüften
schon vor der Krise, von wo der
Arbeitnehmer tatsächlich tätig
war. „Insbesondere von deutschen
Finanzämtern werden bei konkre-
ten Verdachtsfällen zunehmend
Kontrollen durchgeführt und ver-
einzelt Unterlagen von Arbeitge-
ber, Arbeitnehmer und Auftragge-
ber angefordert“, erklärt Johannes
Stolz. Grenzpendler werden also
zukünftig entscheiden müssen, ob
sie entweder empfindliche finan-
zielle Einbußen hinnehmen oder
sich doch wieder in täglichen Be-
rufsverkehr einreihen. In den
Unternehmen könnte sich da-
durch die Situation einstellen, dass
die „Frontaliers“ sich in die Büros
quälen, während die Kollegen
mit Wohnsitz in Luxemburg vom
heimischen Küchentisch grüßen.
Für die Besteuerung und die So-
zialversicherung ist es indes ledig-
lich ausschlaggebend, wo die Tä-
tigkeit ausgeführt wird. Ob das
in der Imbißbude hinter dem
Grenzübergang geschieht oder in
den Büros des Arbeitgebers ist
egal, solange die Arbeit auf lu-
xemburgischem Staatsgebiet erle-
digt wird.: Die inanzämter
f hen zunehmend
Kontrollen durch.

ohannes Stolz, Herrmann Partner





Der internationale ährungsfonds drängt Luxemburg dazu erschwingliche Angebote zu schaffen
on arlene re

y

Der Internationale Währungs-
fonds (IWF) stellt Luxemburg in
seinen dies ährigen wirtschafts-
politischen Empfehlungen ein gu-
tes eugnis aus. Grundsätzlich ha-
be die Regierung in der Corona-
Krise die richtigen Maßnahmen er-
griffen. „Luxemburgs Wirtschaft
hat sich viel besser entwickelt als
die der Eurozone“, sagte Emil Stav-
rev, Leiter der IWF-Delegation,
gestern.
Nach einem leichten Schrumpfen
des Bruttoinlandsproduktes (BIP)

um 1, 3 Prozent im Jahr 2020 er-
warten die Experten des IWF einen
Aufschwung im Jahr 2021 mit
einem BIP-Wachstum von etwa 4,5
Prozent – bei anhaltender geziel-
ter politischer Unterstützung. Die
Empfehlung: Die Fiskalpolitik soll-
te so lange unterstützend wirken,
bis ein kräftiger Aufschwung ein-
setzt, wobei sie sich zunehmend
auf die Schwächsten konzentrie-
ren sollte.

ezahlbarer Wohnraum
Probleme sehen die Experten beim
Wohnen: „Die Risiken auf dem Im-
mobilienmarkt haben weiter zuge-
nommen“, so die Einschätzung. Die

Preise seien während der Pande-
mie erneut gestiegen, um 14 Pro-
zent in zwölf Monaten.

Die eingeführten Beleihungs-
grenzen zur Eindämmung der zu-
nehmenden Verschuldung der pri-
vaten aushalte inmitten schnell
steigender auspreise und ypo-
theken sei ein Schritt in die richti-
ge Richtung. Sollte die Verschul-
dung der privaten aushalte wei-
ter ansteigen, sei es angebracht, die
derzeitige Beleihungsgrenze anzu-
passen, so der IWF.

Die im Jahr 2020 unternomme-
nen Schritte zur Verbesserung des
Wohnungsangebots seien zu be-
grüßen und sollten mit weiteren
Maßnahmen zur Verbesserung der
Inklusivität auf dem Wohnungs-
markt fortgesetzt werden. Die un-
verhältnismäßigen Auswirkungen
der Pandemie auf gefährdete Grup-
pen in Verbindung mit steigenden

auspreisen machen die Verfüg-
barkeit eines erschwinglichen
Wohnungsangebots noch dringli-
cher, so die Experten. Im Jahr 2020
habe die Regierung zu Recht
Schritte unternommen, um das An-
gebot an bezahlbarem Wohnraum
zu verbessern. So wird der Pacte

Logement 2.0 unter anderem die
an die Kommunen vergebenen
Subventionen an die Menge der ge-
bauten Sozialwohnungen koppeln.

reen Finance
Auch in den anderen Bereichen des
Berichtes lautet das Fazit oft: Wei-
ter so. So sollte Luxemburg laut
IWF mit der kologisierung der
Wirtschaft fortfahren und das „ho-
he Niveau der öffentlichen Inves-
titionen beibehalten“, um Infra-
strukturlücken zu schließen. Der
IWF rät außerdem, den nationa-
len Energie- und Klimaplan vor-
anzutreiben und dabei auf den „be-
grüßenswerten Schritten aufzu-
bauen, die im aushalt 2021 unter-
nommen wurden“. Dazu gehören
die Einführung einer CO2-Steuer,
begleitet von einer Steuergut-
schrift, um die Auswirkungen auf
die Schwächsten abzumildern und
die Bereitstellung zusätzlicher An-
reize für grüne Investitionen.
Unter Ausnutzung seines Status als
globales Finanzzentrum habe Lu-
xemburg willkommene Schritte
unternommen, um seine Position
als Drehscheibe für nachhaltige Fi-
nanzen zu festigen.

Weniger Steuereinnahmen
Auch bei den Steuern sieht der
IWF Fortschritte: „Die begrüßens-
werten Schritte, die Luxemburg
unternommen hat, um die EU- und
internationalen Transparenz- und
Anti-Steuervermeidungsinitiati-

ven zu erfüllen, könnten dazu bei-
tragen, die Steuerbasis für Unter-
nehmen zu stärken.“ Es gebe e-
doch Anzeichen dafür, dass diese
Initiativen – zusammen mit den

nderungen im US-Steuersystem
– große multinationale Unterneh-
men abschrecke, was die Steuer-
einnahmen in Luxemburg verrin-
gern könnte. Auch der niedrigere
Absatz von Kraftstoffen könnte „zu
nicht zu vernachlässigenden Ein-
nahmeverlusten führen“. Luxem-
burg sollte seine Wirtschaft daher
weiterhin diversifizieren.

Jedes Jahr stellen Delegationen
des IWF den Regierungen der ak-
tuell 1 0 Mitgliedsstaaten ein

eugnis aus. Um sich vor Ort ein
Bild der Wirtschaft zu machen,
treffen sie innerhalb von zwei Wo-
chen Akteure der nationalen Wirt-
schaft.
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Egal ob Wohnen,
Einkaufen oder Ausgehen
- in der Grenzregion
variieren die Preise stark.
In Luxemburg ist es meist
teurer, aber nicht immer.
VON HELENE MAILLASSON

TRIER/SAARBRÜCKEN Wo kann man
in der Grenzregion von Deutschland.
Luxemburg und Frankreich zum bes-
ten Preis einkaufen und tanken?
Wer sich am günstigsten mit Le-

bensmitteln und Kosmetik einde-

cken will, kauft in Deutschland ein.
Das liegt nicht nur daran, dass es
hierzulande mehr Discounter gibt,
sondern auch an der allgemeinen
Preisstruktur. Einen erheblichen
Preisunterschied gibt es zum Bei-

spiel bei Hygiene- und Kosmetikar-
tikeln. Diese werden in Deutschland
überwiegend in Drogeriemärkten
verkauft. Solche Ketten, die bei den
Markenartiklern günstige Preise ver-
handeln und an die Kunden wei-

tergeben können, gibt es in Frank-
reich nicht. Im Bereich Ernährung
schreibt außerdem das seit 2019 gel-
tende Lebensmittelgesetz den fran-
zösischen Händlern vor, dass sie
diese Produkte mindestens zehn
Prozent über dem Einkaufspreis
verkaufen müssen. Des Weiteren

darf ihr Preis bei einer Rabattak-
tion nicht um mehr als ein Drit-
tel reduziert werden. Eine Untersu-

chung von Eurostat zeigt, dass die
Durchschnittspreise für Nahrungs-
mittel und alkoholfreie Getränke in
Deutschland nur ein Prozent ober-
halb des EU -Durchschnitts liegen.
Mit 15 Prozent ragt Frankreich deut-
lich darüber hinaus. In Luxemburg
wird es mit 24 Prozent noch teurer.

Bei dieser Reihenfolge beim
Preis-Level gibt es allerdings Aus-
nahmen, die sich mit der unter-
schiedlichen Besteuerung einzel-
ner Produktkategorien erklären
lassen. Während die Preise für Alko-
hol und Tabak in Deutschland dem
EU -Durchschnitt entsprechen, sind
sie in Frankreich um 26 Prozent teu-

rer und in Luxemburg um vier Pro-

zent günstiger. Auch der Weg zur
Tankstelle ist in Luxemburg am
günstigsten. Laut einer europawei-
ten Erhebung des Automobilclubs
TCS lagen 2020 die Preise für Benzin

(Super) und Diesel dort im Schnitt
bei jeweils 1,18 und 1,07 Euro. In

Frankreich kosteten die gleichen
Kraftstoffe jeweils 1,44 und 1,33
Euro. In Deutschland war Benzin
ein bisschen teurer (1,46 Euro), da-
für mussten Dieselfahrer weniger in

die Tasche greifen (1,15 Euro).

Wogibt man mehr oder weniger Geld
im Restaurant und im Kino aus?
Ob bei einem Restaurantbesuch
oder einem Hotelaufenthalt — die
günstigsten Angebote finden sich im
Schnitt auf der deutschen Seite der
Grenze. Laut dem Preisniveau -Ver-
gleich von Eurostat sind hierzulande
die Dienstleistungen im Gast- und

Hotelgewerbe nur etwas teurer als
im EU -Durchschnitt (vier Prozent).

Sowohl Frankreich als auch Luxem-

burg zählen zu den Ländern mit re-
lativ hohen Preisen. Beide liegen
im Schnitt 23 Prozent höher als im
Durchschnitt der EU -Länder. Auch
wer sich Fast-Food kauft, zahlt in

den drei Ländern unterschiedli-
che Preise. Der gleiche Cheesebur-
ger einer bekannten Fastfood-Ket-
te kostet in Frankreich 1,60 Euro, in

Deutschland 1,59 Euro und in Lu-

xemburg 2,35 Euro.
Ähnlich verhält es sich beim Ki-

nospaß: In Saarbrücken und in Trier

kostet das Ticket (ohne Ermäßigung,
3-D, Überlänge und Wochenend-
zuschlag) bei einer Kinokette acht
Euro. In vergleichbaren Kinos im

lothringischen Freyrning-Merle-
hach und Luxemburg -Stadt müs-

sen Filmfans für ein reguläres Ti-
cket 9,60 beziehungsweise 10,80
Euro bezahlen.

Wo sind Immobilien am günstigsten

- auf dieser Seite der Grenze, in Loth-

ringen oder doch in Luxemburg?

Egal ob es um ein Grundstück, ein
Haus oder eine Mietwohnung geht,
eines steht fest: Wer in Luxemburg
wohnen will, muss am tiefsten in

die Tasche greifen. Laut dem Obser-
vatoire de l'habitat (Beobachtungs-
stelle für Wohnraum) lag der mittlere
Preis für ein bebaubares Grundstück
dort in den Jahren 2016 und 2017 bei
rund 655 Euro pro Quadratmeter.
Seit 2010 wurden die Grundstücke

im Schnitt jährlich um sechs Prozent
teurer. Dabei zeigen sich aber große
Unterschiede zwischen den Land-

kreisen. So kostet ein Grundstück
im ländlichen Norden rund 250 Euro,

in der Hauptstadt Luxemburg aller-
dings liegt der Preis bei 2000 Euro pro
Quadratmeter.

Günstiger wird es auf der an-
deren Seite der Grenze, in Rhein-
land-Pfalz. Laut dem dortigen Lan-
desamt für Statistik beträgt der
Durchschnittspreis für baureifes
Land 136 Euro pro Quadratme-
ter. Wobei die Grundstücke in den
kreisfreien Städten (Beispiel Trier:

270 Euro pro Quadratmeter) deut-
lich teurer als in den Landkreisen
(108 Euro) sind. Solche Preise wie
in Luxemburg werden im Saarland
auch im teuersten Gebiet, was bau-
reifes Land angeht, also im Regio-
nalverband Saarbrücken, bei wei-

tem nicht erreicht. Nach Angaben
des Statistischen Amtes des Saar-

landes liegt dort der durchschnittli-
che Kaufpreis bei 138 Euro pro Qua-
dratmeter. Der Landesdurchschnitt
liegt bei 94 Euro pro Quadratmeter
und übersteigt den Preis im D6par-
tement Moselle, wo Grundstücke im
Durchschnitt für 58 Euro pro Qua-
dratmeter erworben werden.

Beim Wohnungskauf gleichen
sich die Trends. Liegen die Preise

im Saarland laut dem Immobilien-
verband IVD zwischen 750 (Wadern)
und 2000 (Saarlouis) Euro pro Qua-
dratmeter verzeichnet die Immo-

biliengesellschaft Consortium Im-

mobilier einen Durchschnittspreis
von 1941 Euro pro Quadratmeter
im D6partement Moselle. Auch hier
zeigen sich deutliche Unterschiede
zwischen ländlichen Gegenden und
dem Umkreis von Metz, wo immer

über 2000 Euro pro Quadratmeter
gezahlt werden. Das Gleiche gilt für

alle Gemeinden, die sich an der lu-
xemburgischen Grenze befinden.
In Rheinland-Pfalz liegt der Durch-
schnittspreis laut Wohnungsmarkt-
beobachtung des statistischen Am-

tes bei 2746 Euro pro Quadratmeter,
wobei er in den kreisfreien Städten
leicht oberhalb (2876) und in den
Landkreisen leicht unterhalb (2646)

liegt. Den höchsten Preis für eine
Eigentumswohnung müssen Men-
schen in Trier bezahlen. Hier liegt
der durchschnittliche Quadratme-
terpreis bei 3817 Euro und dabei so-
gar noch vor der Landeshauptstadt
Mainz (3660).



Noch um ein Mehrfaches höher
liegen die Preise für eine Wohnung
im Großherzogtum - bei durch-
schnittlich 6000 Euro pro Quadrat-
meter.
Wo verdient man mehr und zahlt we-
niger Steuern?

Wie viel Geld Menschen für ihren
Wohnraum ausgeben können,
hängt maßgeblich davon ab, wie

viel sie verdienen. Wer für seine Ar-

beit den Mindestlohn bezieht, hat
in Luxemburg die besten Karten.
Dort variiert der Mindeststunden-
lohn nämlich zwischen 12,72 Euro

(unqualifizierte Arbeit) und 15,27
Euro (qualifizierte Arbeit). In Frank-
reich kommen die Arbeiter auf einen

Mindestlohn von 10,25 pro Stunde,
während dieser in Deutschland 9,50
Euro beträgt.

Betrachtet man aber den durch-
schnittlichen Bruttoverdienst in den
drei Ländern, sieht die Lage anders

aus. Nach Zahlen der Industriestaa-
tenorganisation OECD liegt er für ei-
nenVollzeitbeschäftigten in Luxem-

burg bei 4627 Euro monatlich — nur
in Dänemark wird mehr verdient.
Trotz der Unterschiede beim Min-

destlohn sind die Verdienstmöglich-
keiten in Deutschland (3715 Euro,
Saarland 3487 Euro) insgesamt bes-
ser als in Frankreich (2946 Euro).

Doch Deutschland gehört in der
EU auch zu den Spitzenreitern, was
die Sozialabgaben und die Einkom-
mensteuer betrifft. Bei einem Al-
leinstehenden ohne Kinder und
mit einem Durchschnittseinkom-
men entsprechen diese hierzulan-
de 39,3 Prozent des Bruttolohns ge-
genüber 29,9 Prozent in Luxemburg.
In Frankreich sinkt dieser Wert so-
gar auf 27,3 Prozent. Vergrößert sich
die Familie, sinken die Steuern und
Abgaben am meisten in Luxemburg.

Für einen verheirateten Arbeitneh-
mer mit zwei Kindern und einem
weiteren Einkommen im Haushalt
betragen sie nur noch 16,6 Prozent

des Bruttolohns. In Frankreich sind
es noch 20,4 Prozent. In Deutsch-
land wird auch in dieser Konstel-
lation am meisten abgezogen: 31,1
Prozent.

Interessant ist in diesem Zusam-
menhang der Grenzgänger -Status.

Denn Frankreich -Grenzgänger (au-

ßer Beamte und Leiharbeiter) be-

zahlen ihre Steuern am Wohnort.

Das heißt, wer im Saarland arbei-
tet und in Frankreich wohnt, kann
je nach Beruf von einem höheren
Einkommen und einem niedrige-
ren Steuersatz profitieren.

Alle Teile der Serie gibt es online:
www.volksfreund.deigeld



Der Standort chternach wird ausgebaut

Echternach. Von Echternach aus
exportiert Cosmolux Kosmetik-
produkte an große Einzelhandels-
ketten, die jeder kennt.

Das Unternehmen stellt nahezu
alle Produkte aus den Bereichen
Parfum, Gesichts- und Körperpfle-
ge, Haarpflege, Mund- und Zahn-
pflege her und entwickelt, produ-
ziert und vermarktet seit 2001 im
Industriegebiet Echternach. Bis
2030 will Cosmolux nun hier mit
einem Investitions- und Finanzie-
rungsvolumen von rund 65 Millio-
nen Euro weiterwachsen. Das gab
das Unternehmen gestern anläss-
lich einer Betriebsbesichtigung

von Erbgroßherzog Guillaume und
Wirtschaftsminister Franz Fayot
bekannt.

Produktionsausbau
Die Investition ist für umwelt-
freundliche Produktion und einer
Kapazitätserweiterung der Abfül-
lung vorgesehen, so das Unter-
nehmen. Dazu gehöre die Erwei-
terung des Abfüllportfolios um
einen Tubenbereich, der Ausbau
der Packmittelproduktion durch
eine Flaschenproduktion sowie der
Neubau eines vollautomatischen
Hochregallagers. Auch der For-
schungs- und Entwicklungsbe-

reich wird ausgebaut. „Bis zum
Jahr 2030 sollen somit am Stand-
ort Echternach 270 zusätzliche
Arbeitsplätze geschaffen werden",
teilt Cosmolux mit. Das Unter-
nehmen verfügt heute in Echter-
nach über eine Produktions- und
Lagerfläche von fast 15 000 Qua-
dratmetern, Verwaltungsfläche
und Labor umfassen 1100 Qua-
dratmeter. Die Lagerung der Arti-
kel erfolgt in einem EDV-gesteu-
erten Hochregallager mit 10 300
Stellplätzen.

Die Schwesterfirma Internatio-
nal Can SA, die sich auf die Pro-
duktion von Aluminiumdosen für
die Kosmetikindustrie speziali-
siert hat, befindet sich seit 2015 am
gleichen Standort wie Cosmolux.

Beide Unternehmen sind Teil der
deutschen Maxim-Gruppe, die im
Jahr 2020 einen konsolidierten
Umsatz von 00 Millionen Euro er-
zielte. Im letzten Jahr hat die Grup-
pe in Luxemburg ein eigenes Lo-
gistikunternehmen gegründet. Die
Maxim-Gruppe zählt in Luxem-
burg insgesamt 330 Mitarbeiter.

Wirtschaftsminister Fayot be-
zeichnete das Unternehmen laut
Mitteilung als „bemerkenswertes
und aufschlussreiches Beispiel für
ein Familienunternehmen, das in
der Lage war, alle Chancen und
Vorteile, die das Großherzogtum
zu bieten hat, zu erkennen und zu
nutzen.“



Nach Saugrobotern für Kernkraftwerke und der Satellitenmontage will Gradel aus Ellingen nun im Leichtbau wachsen

Von Thomas Klein
Als kleines Unternehmen muss man
besonders sensibel sein für große Ver-
änderungen im Markt und Geschäfts-
möglichkeiten, die sich daraus erge-
ben. Dieses Gespür hatten die Verant-
wortlichen der Firma Gradel aus Ellin-
gen anscheinend von Beginn an. Nach-
dem in Europa seit Ende der 1950er-
Jahre Kernkraftwerke aus dem Boden
schossen, begannen die Gründer des
Sondermaschinenbauers 19 5 damit,
Lösungen für die Atomindustrie zu ent-
wickeln. Das Unternehmen stellte bald
Filteranlagen und spezialisierte Saug-
roboter für Kühlbecken von Kernkraft-
werken her, um kontaminierte Parti-
kel sicher abzusondern und zu entsor-
gen. Heute bedient das Unternehmen
mit seinen Lösungen etwa 70 Prozent
der Kernkraftwerke in Europa und hat
in seinem Segment einen Marktanteil
von ungefähr 26 Prozent. „Das ist nicht
schlecht für ein kleines Unternehmen
aus Luxemburg“, so der Geschäftsfüh-
rer Claude Maack. Selbst ein Ausstieg
aus der Atomkraft wie in Deutschland
bedeutet für Gradel zunächst ein Auf-
tragsplus. Beim Rückbau von Kern-
kraftwerken fallen große Mengen kon-
taminierter Späne an, die von Gradels
Geräten entnommen werden müssen.
Aber für Deutschland rechnet Maack
bis 2027 damit, dass die Kernkraftwer-
ke „trocken“ sind und damit kein Be-
darf mehr für die Staubsauger und Fil-
ter besteht.

Schon früh erkannte Maack wie
wichtig es ist, die Einnahmequellen des
Betriebes zu diversifizieren. Vor 30
Jahren kam mit Anlagen für die Glas-
industrie ein zweites Geschäftsfeld
hinzu, das 2021 in eine eigenständige
Firma ausgegründet wird. Im Jahr 2008
beschloss die Geschäftsführung, dass
es Zeit wurde für ein weiteres Stand-
bein. Der Betrieb begann, spezielle Bo-
dengeräte für die Montage von Satelli-
ten zu bauen. Im Raumfahrtsektor be-
liefert Gradel heute namhafte Unter-
nehmen wie Airbus, OHB und Thales.
Die Entscheidung erwies sich spätes-
tens 2011 wiederum als goldrichtig, als
nach dem Unfall in Fukushima welt-
weit Kraftwerksprojekte auf Eis gelegt
wurden und in Deutschland der Atom-
ausstieg beschlossen wurde. „Wir woll-
ten uns mit dieser Entscheidung unab-
hängiger von einem einzigen Markt-
segment machen", sagt Claude Maack.
„Das war ein Glück. Denn, wenn wir
ausschließlich im Bereich der Nuklear-
industrie tätig gewesen wären, gäbe es
uns heute vielleicht gar nicht mehr.“
Heute halten sich die Umsätze im

Raumfahrt- und Nuklearbereich in et-
wa die Waage.

Jetzt soll das nächste Geschäftsfeld
erschlossen werden. „Wir sind seit je-
her in spezialisierten Nischen unter-
wegs. Wir sind überzeugt, dass wir
unser Wissen im Sondermaschinen-
bau ohne weiteres auch auf andere In-
dustriebereiche ausweiten können,"
sagt er. Nachdem das im Raumfahrt-
sektor und in der Glasindustrie schon
funktioniert hat, will sich das Unter-
nehmen im Leichtbau ein weiteres Mal
neu erfinden.

Additives Verfahren
Seit etwa zwei Jahren arbeiten die In-
genieure von Gradel daran, eine von
der Firma Automotive-Management
Consulting (AMC) entwickelte Tech-
nologie zu industrialisieren. Das neue
Produktionsverfahren soll den Leicht-
bau revolutionieren. Ähnlich wie der
3-D-Druck ist die Technologie mit dem
Namen „xFK in 3D" ein „additives"
Verfahren, das die Komponenten
gleich in der benötigten Form aufbaut.
Aber anders als beim 3-D-Druck wer-
den die Komponenten nicht Schicht für
Schicht gedruckt, sondern am Stück
von einem Industrieroboter „gewi-
ckelt“. Ausgangsmaterial sind Fasern
aus Karbon, Basalt oder auch Hanf, die
mit einem speziellen Harzgemisch
durchtränkt sind. Nachdem die Fasern
in die gewünschte Form gewickelt wur-
den, werden die Bauteile in einem Ofen
ausgehärtet.

Das Verfahren hat mehrere Vortei-
le. Zum einen können die Ingenieure
am Computer vorab genau simulieren,
welche Lasten ein Bauteil aushalten
können muss. „Dadurch können wir al-
les weglassen, was unnötig ist. Das Ver-
fahren legt nur dort Fasern hin, wo man
sie tatsächlich braucht, und es ent-
steht quasi kein Abfall", so Claude
Maack. Ein zweiter Pluspunkt der
Technologie besteht darin, dass die
wirkenden Kräfte gemäß der Form
über die Fasern übertragen werden, die
im Vergleich zu eingeklebten Teilen
eine zehnfach höhere Belastung aus-
halten. Auf diese Weise könne man mit
dem Verfahren 40 bis 70 Prozent des
Gewichts einsparen. Gerade im Raum-
fahrtsektor sind das gewaltige Einspa-
rungen. Denn wenn es darum geht,
einen Satelliten in seine Umlaufbahn
zu bringen, kostet jedes zusätzliche Ki-
logramm zwischen 7 000 und 14 000
US-Dollar, so Maack.

Einstieg in den Massenmarkt

Während das Unternehmen derzeit nur
die Bodengeräte für die Montage von
Satelliten herstellt, soll die Leichtbau-
weise es Gradel nun ermöglichen, in
der Wertschöpfungskette weiter nach
oben zu rücken und selbst Strukturtei-
le für Satelliten und Raketen zu bau-
en. Dazu muss das Unternehmen die
Technologie zunächst für den Raum-
fahrtsektor qualifizieren. Das soll bis
April 2022 in Zusammenarbeit mit dem
„Luxembourg Institute of Science and
Technology" in dem im Januar eröff-
neten gemeinsamen Labor in Oberker-
schen geschehen.

Aber dabei soll es nicht bleiben. „Das
größte Marktpotenzial für die Tech-
nologie ist nicht in der Raumfahrt-
industrie, sondern im Automobilbe-
reich und in der Luftfahrt. Der Leicht-
bau hat dort allerhöchste Priorität. Man
könnte zum Beispiel in einem Linien-
flugzeug das Gewicht um etwa eine
Tonne reduzieren, wenn man allein die
Sitze leichter macht. Über eine Be-
triebsdauer von 30 Jahren käme so ei-
niges an eingespartem Sprit zusam-
men", sagt er.

Auch im Automobilsektor werde der
Leichtbau einen entscheidenden Bei-
trag leisten, um die angestrebten Kli-
maziele zu erreichen. Wenn es gelin-
ge, das Gewicht eines Fahrzeugs zu hal-
bieren, benötige man auch nur die Hälf-
te der Energie zum Beschleunigen, egal
ob Verbrenner oder elektrischer An-
trieb, so Maack. Zunächst will er sich
auf Bereiche wie den Rennsport und
die sogenannten Hypercars konzen-
trieren. AMC entwickelte zum Bei-
spiel mit weiteren Kooperationspart-
nern mit dem Verfahren einen Leicht-
bausitz, der mehrere Preise in Deutsch-
land, USA und China gewinnen konn-
te. „Durch die Kooperation mit AMC
erhalten wir Zugang zu diesem Markt-
segment. Die ersten Bauteile, die wir
mit der Technologie kommerziell ent-
wickeln, werden mit aller Wahrschein-
lichkeit für solche Hypercars sein", er-
klärt Maack.

Um Leichtbautechnologien weiter-
zuentwickeln und Firmenkunden ent-
sprechendes Wissen zu vermitteln,
gründete Maack in Zusammenarbeit
mit AMC das Beratungsunternehmen
„XFK in 3D". Der Bereich Leichtbau be-
schäftigt bei Gradel derzeit sechs Mit-
arbeiter. Bis Ende des Jahres sollen
weitere zwei bis drei Stellen ausge-
schrieben werden. Für das Verfahren
sind zwei Patente beantragt. Mögliche
Geschäftsmodelle wären, mit einer Li-
zenzvergabe an andere Firmen weite-
re Einnahmen zu generieren oder aber



Komplettlösungen an Großunterneh-
men anzubieten. „Wir müssen uns öff-
nen, damit die Technologie in der In-
dustrie Fuß fasst, da große Firmen sich
nie von einem einzigen Lieferanten ab-
hängig machen werden", so Maack.

„Wenn das Verfahren den notwen-
digen Reifegrad erreicht hat, werden
wir die Serienfertigung als eigenstän-
dige Firma ausgliedern. Bei Gradel sind
wir ja in erster Daniel Düsentrieb, der
Prototypen entwickelt. Für die Serien-

fertigung ist eine andere Mentalität
und Strategie notwendig", sagt Maack.
Sollte es so weit kommen, werde das
Unternehmen sich wohl auch für In-
vestoren öffnen müssen. „Wir stoßen
da schnell an unsere Grenzen“, sagt er.
Das durch die Pandemie gekennzeich-
nete vergangene Jahr habe Gradel ge-
nutzt, um seine Management-Metho-
den und Prozesse anzupassen und die-
se seinen Mitarbeitern gezielt zu ver-
mitteln. „Damit sind wir für die Zu-

kunft hervorragend aufgestellt", ist sich
Maack sicher.• Beim Eintritt in die• Serienfertigung
stoßen wir schnell an
unsere Grenzen.
Claude Maack, Gradel



Bertelsmann- und RTL -Chef will Radio- und Fernsehkonzern mit Verlag des Stern fusionieren

Thomas Rabe, Chef von Bertels-
mann und seit April 2019 Chef der
RTL Group, deren Mehrheitsak-
tionär Bertelsmann ist, möchte den
Medienkonzern mit Sitz in Lu-
xemburg mit dem Verlag Gruner
und Jahr (G+J) vereinigen. G+J gibt
unter anderem den Stern heraus
und produziert Stern-TV. Rabe
hatte bereits vor einiger Zeit die
Bildung nationaler Cross-Media-
Champions angekündigt: das soll
nun mit der Vereinigung von RTL
und Gruner + Jahr begonnen wer-
den. Beide Unternehmen haben
Workshops mit Vertretern des je-
weiligen Top -Managements ins
Leben gerufen, die „ergebnisoffen
verschiedene Optionen prüfen",
wie es heißt.

„United RTL"
Wichtig sei, gemeinsame Poten-
ziale zu erschließen und so noch
mehr Wachstum ermöglichen. Mit

der Strategie des RTL -Mutterhau-
ses Bertelsmann wolle man eine
Antwort finden auf den Wettbe-
werb mit den globalen Tech -Platt-
formen. Im dritten Quartal sollen
Entscheidungen fallen und ab dem
vierten Quartal die Umsetzung. Of-
fen ist bislang, ob nur einige Ge-
schäftsbereiche vereint oder die
Geschäfte insgesamt zusammen-
geschlossen werden.

Unter dem Arbeitstitel „RTL
United" wird derzeit an einem
Konzept zur Neugestaltung der
Marke RTL gearbeitet. Am Ende
sollen die Ressorts der verschie-
denen Häuser enger zusammen-
arbeiten und sich mehr auf das Pu-
blikum fokussieren. Das reicht von
Sender- und Formatmarken bis zu
den digitalen Plattformen. Dazu
gehört auch, dass in Deutschland
- wie im Februar angekündigt -

unter anderem der Streaming-
dienst „TV Now" in „RTL+" um-
benannt wird.

Deutlich verringerter Gewinn
Angesichts eines massiv fragmen-
tierten Publikums geht es Rabe
darum zu unterstreichen, dass RTL
„ein RTL" sei, mit gemeinsamen
Auftreten, positiver Unterhaltung,
unabhängigem Journalismus und
einer klaren Haltung. „Auf den
Standort Luxemburg haben die Ge-
spräche über eine engere Zusam-
menarbeit von RTL Deutschland
und Gruner + Jahr keinerlei Aus-
wirkungen", so ein Sprecher von
RTL. Der Konzern legte gestern
seine geprüfte Bilanz für das ver-
gangene Jahr vor: Die RTL Group
beendet das Jahr 2020 mit star-
kem Wiederaufschwung bei der
TV-Werbung, auch die Anzahl der
zahlenden Abonnenten der Strea-
ming-Dienste in Deutschland und
den Niederlanden stieg um 52 Pro-
zent auf 2,19 Millionen. Letztlich
schloss das Unternehmen das Co-
rona-Jahr mit einem Gewinn (Ad-
justed Ebitda) von rund 8 Mil-

lionen Euro ab (2019: 1.156 Millio-
nen Euro). Das Konzernergebnis
beträgt 625 Millionen Euro, 28 Pro-
zent weniger als 2019. Der Umsatz
der RTL Group im Gesamtjahr
2020 lag bei rund 6,017 Milliarden
Euro, das ist neun Prozent weni-
ger als 2019 mit 6,65 Milliarden
Euro.

Mit ihren europäischen Werbe-
technologie-Plattformen Smart-
clip und Yospace erwartet die RTL
Group allein für Deutschland eine
Steigerung der Addressable-TV-
Werbung (digitalisierte, zielge-
richtete Werbung) auf mehr als
500 Millionen Euro bis zum Jahr
2025.

Für 2021 peilt die RTL Group
einen Gewinn von etwa Mil-
lionen Euro an. Dies beinhalte An-
laufverluste der Streaming-Diens-
te in Höhe von rund 150 Millionen
Euro. Für 2020 will der Medien-
konzern wieder eine Dividende
zahlen: drei Euro je Aktie.

RTL Télé Lëtzebuerg
Kurz nachdem Thomas Rabe 2019 bei
RTL das Ruder übernahm, wurden in
der Konzernzentrale in Luxemburg

Stellen abgebaut, andere nach Köln
verlegt. Dort ist der Sitz von RTL
Deutschland, das gewinnstärkste
Unternehmen der internationalen
RTL -Gruppe. Im 2017 geschlossenen
Konzessionsvertrag zwischen Luxem-
burg und CLT-UFA (RTL Group) für

den Zeitraum von 2021 bis 2023 ist
geregelt, dass RTL Télé Lëtzebuerg
ein Programm in luxemburgischer
Sprache anbietet, das mit einem öf-
fentlich-rechtlichen uftrag ausge-

stattet ist. Der Staat trägt dafür ab
diesem Jahr ein Defizit bis zu einer
Höhe von zehn Millionen Euro jähr-
lich. Seinerzeit hieß es, da die Finan-
zierung darüber hinaus nicht geklärt

sei, müsse das weiter verhandelt
werden. Im Regierungsprogramm
steht aber auch ein Passus, der be-
sagt, dass der Staat gegebenenfalls
über die Gründung eines eigenen öf-
fentlich-rechtlichen Fernsehsenders
nachdenkt. „Wir sind derzeit in Ge-
sprächen mit der Luxemburger Re-
gierung für die Zeit nach 2023", teilt
die RTL-Group auf Nachfrage mit.





Digitalisierung und Konsolidierung im Fokus / Von Carsten Germis, Hamburg
Die Luxemburger Fernseh-Gruppe RTL
rechnet nach einem Gewinneinbruch im
Corona-Jahr 2020 für das laufende Jahr
mit einer Erholung. Dazu will Bertels-
mann-Vorstandschef Thomas Rabe, der
die RTL Group in Personalunion mit
führt, die Digitalisierung und im Kernge-
schäft die Konsolidierung vorantreiben
und Partnerschaften eingehen. „2020 war
ein Jahr beispielloser Herausforderungen
und großer Erfolge", sagte Rabe am Frei-
tag bei der Vorstellung der Jahresbilanz
für 2020. Die RTL-Group litt im vergange-
nen Jahr wie andere Medienhäuser we-
gen der Pandemie unter Werbeeinbrü-
chen. Beim Umsatz musste das Unterneh-
men einen Rückgang um 9,5 Prozent auf
etwas mehr als sechs Milliarden Euro hin-
nehmen — hauptsächlich wegen der Ein-
brüche am TV-Werbemarkt. Das Konzern-

ergebnis ging um 27,7 Prozent auf 625 Mil-
lionen Euro zurück, das operative Ergeb-
nis sackte von knapp 1,16 Milliarden
Euro auf 853 Millionen Euro.

Für das laufende Jahr zeigte sich Rabe
zuversichtlich. Die Gruppe, zu der mehr
als 60 TV-Sender, mehrere Streaming-
Plattformen und Dutzende Radiosender
in mehreren Ländern gehören, gehe von
wieder besseren Zahlen aus, sagte er. Der
Umsatz soll aus eigener Kraft um rund 8
Prozent auf 6,2 Milliarden Euro steigen.
Das bereinigte operative Ergebnis (Ebita)
soll um rund 14 Prozent auf rund 975 Mil-
lionen Euro zulegen. Damit würde die
Gruppe immer noch unter den Werten
des Vor-Corona-Jahres liegen. Rabe wies
darauf hin, dass das unter der Vorausset-

zung stehe, dass sich die Wirtschaft vor al-

lem im zweiten Quartal mit einer mögli-
chen schrittweisen Lockerung von den ak-
tuellen Lockdown -Maßnahmen weiter er-
holt und dass das Impfen vorangeht.

Für den Werbemarkt erwartet RTL
nach einem verhaltenen Jahresstall im

zweiten Quartal einen deutlichen An-
stieg. Neben seinen Strearning-Plattfor-

men sieht RTL Wachstumschancen vor al-

lem in individualisierbarer Werbung. Bis
2025 will die Sendergruppe für seine On-
line -Plattformen TV Now und Videoland
die Zahl der Abonnenten auf 5 bis 7 Mil-
lionen erhöhen. Aktuell meldete Rabe
mit Stand Ende Dezember 2020 knapp
1,3 Millionen zahlende Kunden für TV
Now in Deutschland, das sind 64 Prozent
mehr als Ende 2019. Videoland in den
Niederlanden konnte die Abonnenten-
zahl um 38 Prozent auf gut 900 000 erhö-
hen. Der Streaming-Umsatz, der sich aus
Abos, Werbung und Einzelverkäufen zu-
sammensetzt, lag bei 170 Millionen Euro
(plus 20 Prozent). 2025 soll er bei mindes-
tens 500 Millionen Euro liegen. Dann soll
auch die Gewinnzone erreicht sein. Die

Gruppe will dafür die Programminvesti-
tionen auf bis zu jährlich 350 Millionen
Euro steigern.

Rabe bekräftige sein Ziel, RTL im Wett-
bewerb mit den globalen Internetplattfor-
men zum „nationalen Champion" zu ma-
chen. Im Wettbewerb mit Netflix, Apple,
Disney und Amazon, die sich auch in

Deutschland Anteile gesichert haben,
will RTL sich auf die nationalen Märkte
konzentrieren und dort die Nummer eins
sein. Auch deswegen sprach Rabe die
Konsolidierung des europäischen TV-Ge-

schäfts an. In Deutschland will die Grup-
pe Alleineigentümer des Kinderpro-
gramms Super RTL werden und den Dis-
ney -Anteil von 50 Prozent kaufen. Auch
ein weiteres Zusammenrücken von RTL
in Deutschland und dem Hamburger Zeit-
schriftenverlag Grüner + Jahr mit Zeit-
schriften wie „Stern" oder „Geo" wird ge-
prüft. Bereits jetzt gebe es zwischen den
Unternehmen bei der Werbevermarktung
und der Verwertung von Inhalten in der
Bertelsmann Content Alliance wichtige
Verbundeffekte. Derzeit prüft das Ma-

nagement von RTL und Grüner + Jahr,
wo eine noch systematischere Zusammen-
arbeit möglich ist. „Die Analyse soll zum
Ende des zweiten Quartals abgeschlossen
sein, im dritten Quartal fällt die Entschei-
dung", sagte Rabe. Wenn RTL Deutsch-
land und Grüner + Jahr ihre Kräfte noch
stärker bündelten, „dann entsteht ein ech-
ter nationaler Champion, ein echtes
Chancenbündnis für beide Seiten". Vor al-
lem in den Redaktionen stoßen diese Fusi-
onsüberlegungen auf Skepsis. Der Ham-
burger Zeitschriften -Verlag gehört auch
zu Bertelsmann, der Konzern setzt schon
länger auf Synergien seiner Sparten.

Im Raum steht für die RTL-Gruppe zu-
gleich eine mögliche Veränderung im
zweitwichtigsten Markt Frankreich — RTL
hält an der börsennotierten TV-Gruppe
M 648,5 Prozent. Medien spekulierten
über einen möglichen Verkauf. Rabe sag-
te dazu nur, man prüfe Optionen für den
Kontrollanteil — „mit dem Ziel, Werte für
unsere Aktionäre zu schaffen".
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Ende Januar waren am hiesigen Finanzplatz 5.050,152 Milliarden Euro geparkt
oe

Die rasche Erholung an
den Weltbörsen nach
dem Crash zu Beginn

der Coronakrise hat auch der
hiesigen Fondsbranche ein
weiteres Rekordjahr beschert.
Wie das Internetportal »Pa-
perjam« unter Berufung auf
die luxemburgische Finanz-
aufsichtsbehörde CSSF be-
richtet hat, überstieg das von
Fondsgesellschaften am hie-
sigen Finanzplatz verwaltete
Vermögen Ende Januar 2021
zum ersten Mal die Marke von
5.000 Milliarden Euro.

Zum Vergleich: Die Fonds-
gesellschaften in Deutschland
kamen am Jahresende 2020
»nur« auf ein verwaltetes Ver-
mögen von 3.850 Milliarden
Euro. Auch dabei habe es

sich um einen neuen Höchst-
stand gehandelt, hatte der
Bundesverband Investment
und Asset Management (BVI)
vergangene Woche in Frank-
furt am Main mitgeteilt.

Wie »Paperjam« am Mon-
tagabend weiter meldete, hat
es drei Jahre und vier Monate
gedauert, weitere 1.000 Milli-
arden Euro in hier aufgelegte
Fonds zu locken — kaum län-
ger als die Fondsgesellschaf-
ten von Oktober 2014 bis
September 2017 benötigten,
um beim verwalteten Vermö-
gen von 3.000 auf 4.000 Milli-
arden Euro zu kommen.

Im Kapitalismus war es
noch immer so, daß gegen
Ende der Krise zur Aufholjagd
um entgangene Profite gebla-

sen wird. Das gilt insbesonde-
re für Finanzinvestoren, in de-
ren Fonds sogenannte institu-
tionelle Anleger und schwer-
reiche Privatpersonen Un-
summen investieren. Weil die
Laufzeit dieser Fonds in der
Regel begrenzt ist, muß das
»ungeduldige Kapital« in die-
ser Zeit eine möglichst hohe
Rendite erzielen.

Der Grund dafür, daß in
nur drei Jahren und vier Mo-
naten weitere 1.000 Milliarden
Euro in hier aufgelegte Fonds
geflossen sind, ist weniger die
hiesige Mehrsprachigkeit oder
der ganz besondere Service
der Vermögensverwalter am
hiesigen Finanzplatz, wie das
die ABBL und andere Bank-
ster-Vereinigungen nicht mü-
de werden zu behaupten,

sondern in erster Linie die Tat-
sache, daß vor allem die be-
rühmt-berüchtigten »Fonds
d'investissement Spéciali-
sés« (FIS) in Luxemburg wei-
testgehend von der Steuer-
pflicht befreit sind.

Die Kommunisten haben
ausgerechnet, daß eine Coro-
na-Steuer von fünf Prozent
auf die Einlagen allein dieser
Spezialfonds dem Luxembur-
ger Staat Mehreinnahmen in
Höhe von 30 Milliarden Euro
bescheren würde. Doch wenn
es nach der Regierung aus
DP, LSAP und Grünen geht,
werden die Krisenlasten wie-
der auf die Lohnabhängigen,
die Jugend und die Rentner
abgewälzt.



INVESTMENTFONDS Geldvolumen im Januar auf neuem Rekordhoch
Christian Muller
Im Monat Januar ist das Vo-
lumen der von Luxemburger
Investmentfonds verwalteten
Gelder erstmals über die Marke
von 5.000 Milliarden Euro ge-
sprungen.
Der weltweite Vertrieb von Invest-
mentfonds ist seit vielen Jahren
eine Erfolgsgeschichte für den Lu-
xemburger Finanzplatz. Innerhalb
der letzten zehn Jahre wurde das
von dem Sektor verwaltete Geld-
volumen praktisch verdoppelt.
2009 lag die Summe der in-
vestierten Gelder noch weit unter
2.000 Milliarden Euro (1.526,6
Milliarden). Die 3.000-Milliarden-
Marke wurde 2014 überschritten
– die 4.000-Milliarden-Marke nur
drei Jahre später. Nun wurde die
5.000-Milliarden-Marke durch-
brochen.

Ende Januar 2021 verwaltete
der luxemburgische Investment-
fondssektor die gewaltige Summe
von 5.050 Milliarden Euro, wie
die Finanzaufsicht CSSF mitgeteilt
hat. Innerhalb eines Monats war
das verwaltete Vermögen somit
um 76 Milliarden Euro (oder 1,54
Prozent) gewachsen. Seit Anfang
Januar 2020 hat das Geldvolumen
in den Luxemburger Fonds um
satte 330 Milliarden Euro (oder
5,44 Prozent) zugelegt. Zum Ver-
gleich: Die jährlichen Einnahmen
und Ausgaben des Luxemburger
Staates liegen bei etwas über 20
Milliarden Euro. Das Fondsver-
mögen ist in dem Zeitraum somit
um mehr als 830 Millionen Euro
pro Tag gewachsen.

Nach dem Ausbruch der Coro-
na-Krise und dem Einbruch der
Kurse an den Finanzmärkten war
anfangs nicht klar, ob der Sektor
auch weiterhin seinen Rekord-
kurs fortsetzen könnte. Im Januar
2020 hatte das Volumen der von
Luxemburger Fonds verwalteten

Gelder, mit 4.789,8 Milliarden
Euro, ein neues historisches All-
zeithoch erreicht. Fast 600 Milliar-
den mehr als ein Jahr zuvor. Dann
kam Corona. In den Monaten Fe-
bruar und März schrumpfte diese
Summe heftig. Erst um 121,1 Mil-
liarden Euro, dann um satte 518,8
Milliarden Euro. Dazu beigetragen
hatten sowohl Investoren, die Gel-
der abgezogen haben, als auch an
den Märkten erzielte Wertverluste.

Schnell drehten die Zahlen je-
doch wieder ins Positive. Noch
während des Lockdowns im April
begannen Investoren, wieder
mehr Geld in Luxemburger Fonds
anzulegen, als abzuziehen. Ins-
gesamt haben Investoren in den
letzten zwölf Monaten netto 191
Milliarden Euro über Luxembur-
ger Fonds neu angelegt. Das zeigt,
dass das Anlagevehikel Invest-
mentfonds weiterhin attraktiv
für die Kunden ist. Auch an den
Märkten wurden wieder Gewin-
ne mit dem Geld der Anleger er-
wirtschaftet. Mit den angelegten
Geldern wurden in dem Zeitraum
Erträge von etwa 140 Milliarden
erwirschaftet.

Weltmarktanteil
von neun Prozent

Der Sektor der Investmentfonds
ist ein gewichtiger Bestandteil
der Luxemburger Wirtschaft. Ein
kleiner Bestandteil der riesigen
Summe bleibt als Bearbeitungsge-
bühren und Steuern im Lande. Die
Branche beschäftigt einige Tau-
send Mitarbeiter im Großherzog-
tum und zahlte in den letzten paar
Jahren rund eine Milliarde Euro
an Steuern.

Wichtig für den Standort ist je-
doch nicht nur das verwaltete
Geldvolumen. Für die Be-
schäftigung am Finanzplatz ist

auch die Zahl der Fonds das wich-
tigere Kriterium. Im Schnitt heißt
es, dass jeder Fonds rund drei Jobs
im Land schafft. Die schlechte
Neuigkeit: In den letzten Jahren ist
die Zahl der Fonds geschrumpft.
Während es, laut Zahlen der
Zentralbank, Ende Dezember
2016 insgesamt 4.144 Fonds in
Luxemburg gab, ist ihre Zahl im
März 2018 unter die Marke von
4.000 gefallen. Im Januar 2020
waren es 3.719 Fonds. Bis Janu-
ar 2021 schrumpfte ihre Anzahl
noch weiter: auf 3.581. Viele Ex-
perten sind der Überzeugung, dass
es in Europa insgesamt zu viele
Investmentfonds gebe. Es ist eine
Frage der Kosten. Je höher die in-
vestierte Summe, desto kleiner
sind proportional die Kosten.

Der Sektor ist jedoch zufrie-
den. „Trotz der beträchtlichen
Herausforderungen, mit denen
die Welt konfrontiert war, und
der Instabilität der Finanzmärkte
im vergangenen März hat sich
die luxemburgische Investment-
fondsbranche robust gezeigt“, so
Corinne Lamesch, Vorsitzende
vom Luxemburger Fondsverband
ALFI.

Das Großherzogtum ist der
zweitwichtigste Fondsstandort
weltweit – nach den USA. Was
Fonds angeht, die grenzüber-
schreitend verkauft werden, ist Lu-
xemburg die Nummer eins. Neun
Prozent aller Gelder, die weltweit
in Fonds angelegt werden, wer-
den in Luxemburger Fonds in-
vestiert. Das ist deutlich mehr als
in die Fonds anderer Länder: Ir-
land hat 5,9 Prozent Weltmarkt-
anteil, Deutschland 4,6 Prozent
Weltmarktanteil, Frankreich 3,8
Prozent. Doch der Wettbewerb
ist hart: Vor fünf Jahren hielt Lu-
xemburg noch einen weltweiten
Marktanteil von 9,4 Prozent.



Die Geschäftsmodelle der Vergangenheit sind passé
Luxemburg. Die Zahl der Banken im Groß-
herzogtum nimmt ab – und wird auch wei-
ter schrumpfen, so die Einschätzung des
Bankenverbands ABBL. Seit dem Bank-
datenaustausch hat für die Geldinstitute im
Land eine neue Zeitrechnung begonnen.
Die Politik versuchte, andere Geschäftsfel-
der zu erschließen, doch islamische Finan-
zierungen blieben ein Nischenprodukt. Zu-
letzt gab die Commerzbank bekannt, aus
Luxemburg wegzugehen – 200 Mitarbeiter
sind betroffen. Damit ist aber mitnichten

das Ende des Bankplatzes Luxemburg be-
siegelt. Denn auch wenn es für die Institu-
te schwieriger wird, profitabel zu wirt-
schaften: Mit dem richtigen Geschäftsmo-
dell geht es. Während die Pandemie auch
die Gewinnaussichten der Banken trübt, ist
es nun an den Geldhäusern selbst, die rich-
tige Zukunftsstrategie zu finden. Die Ge-
schäftsmodelle von morgen sind aller-
dings andere als die, mit denen der Ban-
kenplatz groß wurde. MeM



u emburg bleibt ein wichtiger Standort für anken doch die ankenlandschaft wandelt sich tiefgreifend

Von Marco Meng

Die Commerzbank Luxembourg,
seit 19 9 im Land, wird 202 4 ihre
Pforten schließen. Damit setzt sich
ein Trend fort, der seit einigen Jah-
ren zu beobachten ist: Die Zahl der
Banken nimmt ab. Mit dem Weg-
gang der Commerzbank, die einst
vom Großherzogtum aus ihren ge-
samten Goldhandel abwickelte,
wird die Zahl der deutschen Ban-
ken in Luxemburg auf dann 21 sin-
ken. 2001 waren es noch 9. Gleich-
zeitig sind aus den vier chinesi-
schen Banken, die Luxemburg
während der letzten Jahrzehnte
zählte, vierzehn geworden. Hinzu
kamen mehr Banken aus der
Schweiz – die Bank Julius Bär hat
bereits das Luxemburger Privat-
kundengeschäft der Commerz-
bank übernommen – und zuletzt
reagierten Banken auf den Brexit,
indem sie Sparten ins Großher-
zogtum verlegten. Man sieht: in Lu-
xemburgs Bankenlandschaft ist ei-
niges in Bewegung geraten. Doch
wohin geht der Trend? Seit dem
Ende des Bankgeheimnisses und
dem Beginn des Bankdatenaustau-
sches 201 5 hat eine neue Zeitrech-
nung begonnen – nach und nach
verließen einige Institute, vor al-
lem Filialen deutscher Landesban-
ken, Luxemburg – weil das alte Ge-
schäftsmodell hinfällig war. Der
Bankdatenaustausch traf übrigens
nicht nur die Commerzbank Lu-
xemburg mit einem Millionenbuß-
geld, sondern auch andere Ban-
ken, wie beispielsweise die Lu-
xemburger Spuerkeess , die 201
deutschen Behörden ein Bußgeld
in Höhe von 1 4 Millionen Euro
zahlte.

Alte und neue eschäftsmodelle
Argumente wie Zentrale Lage in
Europa, wichtige Hauptstädte
schnell erreichbar, Zugang zum EU-
Markt galten einst als Synonym für
Bankgeheimnis und sind heute kei-
ne mehr, denn die zentrale Lage bei-
spielsweise trifft auch auf Frank-
furt zu, wo immerhin die EZB be-
heimatet ist. Luxemburg muss sich
also anders von anderen Standor-
ten abheben – und das ist vor al-
lem seine grenzüberschreitende
Ausrichtung und Expertise, erklärt
Judith Gledhill, Sprecherin des Ban-
kenverbands ABBL.

Internationalisierung, so der
Bankenverband, sei ein Merkmal,

mit dem der Standort Luxemburg
punkten kann und weswegen auch
die großen chinesischen Finanzin-
stitute in Luxemburg ihre Europa-
hubs installierten. Beispielsweise
ist es für Unternehmen von Vor-
teil, dass in Luxemburg Geschäfts-
berichte in verschiedenen Spra-
chen verfasst werden können, sei
es deutsch oder französisch oder
englisch. Zudem verfügt der Stand-
ort Luxemburg über ein breites Fi-
nanzökosystem, so der Bankenver-
band ABBL. Damit gemeint sind al-
len voran die Fondsgesellschaften
und andere Dienstleistungen rund
um Finanzen auch die internatio-
nal aufgestellten Kanzleien in Lu-
xemburg.

Eines der großen Finanzinstitu-
te aus Deutschland ist die DZ Pri-
vatbank, die in Luxemburg ihren
Sitz hat und Tochtergesellschaft
der DZ Bank ist, dem Zusammen-
schluss deutscher Sparkassen. Be-
steht die Gefahr, dass sie es der
Commerzbank gleichtut? Die Ge-
schäftsaktivitäten auf den deutsch-
sprachigen Markt ausgerichtet ist
der Unternehmenssitz in Luxem-
burg, und soll auch dort bleiben,
wie die Bank auf Nachfrage er-
klärt. Unsere Standortstruktur se-
hen wir auch zukünftig als wesent-
lichen Eckpfeiler unserer erfolgrei-
chen Wachstumsstrategie an , sagt
Firmensprecherin Corinna Frank.
An ihrem Unternehmenssitz in Lu-
xemburg habe das Unternehmen in
mehr als vier Jahrzehnten eine mo-
derne, professionelle und zuverläs-
sige Infrastruktur aufgebaut. Mit
Kompetenzen in den Bereichen
Vermögensanlage und -verwal-

tung, dem Fondsgeschäft sowie
dem Geschäftsbereich Finanzie-
rung , dem internationalen Darle-
hensmanagement. Hat die Com-
merzbank seit der Finanzkrise ab
200 8 strukturelle Probleme gehabt
– sie verlässt nicht nur Luxemburg,
sondern auch Hong Kong und
Ungarn -, so konnte im Vergleich
dazu die DZ Privatbank in Luxem-
burg zuletzt trotz Pandemie das
Vorsteuerergebnis auf 38 Millio-
nen Euro steigern 2019: 36 Millio-
nen Euro . Im Private Banking als
auch im Fondsdienstleistungsge-
schäft läuft es. Das verwaltete Ver-
mögen in diesen beiden Grund-
pfeilern der Luxemburger Finanz-
branche stieg nicht nur bei der DZ

Privatbank, sondern generell: das
Fondsvermögen wuchs bis Ende Ja-
nuar auf mehr als fünf Billionen
Euro, im Jahresvergleich ein Plus
von , 44 Prozent. Auch hier sieht
man, dass einiges in Bewegung ge-
raten ist. Lagen gemessen am An-
teil des Nettofondsvermögens
deutsche Promotoren lange hinter
den USA und Großbritannien auf
dem dritten Platz, stehen sie jetzt
auf Platz . Den dritten Rang ha-
ben Fonds aus der Schweiz. Auch
das Privat Banking entwickelt sich
gut, und das Vermögen stieg hier
Ende 2019 zum elften Mal in Folge

Zahlen für 2020 liegen noch nicht
vor auf Mi466 lliarden Euro ene
Verdopplung seit 200 .

Der Bankenverband ABBL hat
das analysiert: Europa bleibt der
Kernmarkt mit 85 Prozent des ver-
walteten Private Banking-Vermö-
gens, aus Luxemburg kommen 21
Prozent, aus Belgien, Frankreich
und Deutschland 1 7 Prozent auf
den Rest Europas entfallen 47 Pro-
zent.

r öße ist wichtig

Wie aber sieht es mit dem tradi-
tionellen Bankgeschäft aus? Das
steht laut Analyse der Finanzauf-
sicht CSSF unter Druck, da das
Kreditgeschäft für die Banken seit
dem Niedrigzins kein Selbstläufer
mehr ist wie früher – profitieren
können die Institute allerdings von
einer unvermindert anhaltenden
Darlehensnachfrage. Die Bankein-
lagen P88 Prozent aus Luxemburg
nehmen ebenfalls zu – was für die
Institute mitunter teuer ist, denn
sie müssen für überschüssiges
Geld, das sie bei der EZB deponie-
ren, Strafzinsen zahlen. Profitabel
zu bleiben, so der Bankenverband,
ist schwierig, was heißt, es braucht
dazu immer mehr auch eine be-
stimmte Größe. Ein großes Risiko
angesichts der Pandemie seien, so
die ABBL, mögliche Kreditausfälle
und Konkurse bei kleinen Ge-
schäftskunden.

Das aktuelle Umfeld für Fi-
nanzdienstleistungen entwickelt
sich rasant, und globale Bankkon-
zerne verfolgen eine Vielzahl von
Ansätzen, um sich zu verändern
und wettbewerbsfähig zu blei-
ben , analysiert PwC Luxembourg
im letzten Banking Trends Fi-
gures - Bericht. Wir haben auch
festgestellt, dass die Banken be-

strebt sind, ihre Banking-Apps zu
perfektionieren, um die sich
schnell entwickelnden Kundenbe-
dürfnisse zu erfüllen , so eines der
Ergebnisse der Untersuchung. Vir-
tuelle Assistenten und die Nut-
zung biometrischer Daten wurden
implementiert, wobei mehr als ein
Drittel der Innovationen in Part-
nerschaft mit einem Start-up ent-
standen. Weiterhin nötig für die
Banken in Luxemburg sei die Di-
gitalisierung, die auch dazu bei-
trägt zu verhindern, dass Tätig-
keiten in Länder mit billigeren
Arbeitskräften verlagert werden,
so PwC.

Angesichts steigender Kosten
sieht auch die CSSF die Digitalisie-
rung als grundlegend für die Zu-
kunft der Luxemburger
Finanzbranche an – sowie das The-
ma Nachhaltigkeit: Der Green
Deal kann nicht ohne nachhaltige
Finanzen erreicht werden. Eine auf
Nachhaltigkeit basierende Wirt-
schaft werde widerstandsfähiger
sein, und eine nachhaltige Wirt-
schaft geht Hand in Hand mit nach-
haltiger Finanzierung , so die CSSF.
Statt Sukuk und islamische Finan-
zen, die einst von der Politik pro-
pagiert wurden, heißt nun das Ge-
schäftsmodell der Zukunft ökologi-
sche Erneuerung.

Während die luxemburgischen
Banken ein diversifiziertes Ge-
schäftsmodell betreiben, konzen-
trieren sich die anderen Banken auf
ein oder zwei Geschäftsfelder von
Investmentfonds-Servicing, De-
positengeschäft, Private Banking,
internationales Kreditgeschäft oder
Handelsfinanzierung. Die luxem-
burgischen Banken machten auch
2019 im Vergleich zu den anderen
Banken den höchsten Gewinn mit
rund 00 Millionen Euro, ein Plus
von 20,9 Prozent gegenüber dem
Vorjahr. Es darf aber nicht verges-
sen werden, dass eine geografische
Kategorisierung immer schwieri-
ger wird. Da beispielsweise die BIL
chinesische Eigentümer hat, hat sie
auch zuletzt ihr China-Geschäft
ausgebaut. Bei den Banken aus Chi-
na sind Unternehmenskredite,
Handels- und Projektfinanzierung
das Kerngeschäft. Während sich die
angloamerikanischen Banken nach
wie vor auf das Fondsgeschäft kon-
zentrieren, betreiben die Banken
aus der Schweiz zusätzlich ihr tra-
ditionelles Private Banking. Ob und



wie sich das durch die Pandemie
veränderte, wird eine nächste Ana-
lyse zeigen müssen. Dass die Pan-
demie nicht spurlos an der Luxem-
burger Bankenlandschaft vorbei-
geht, gilt als sicher. Die Pandemie
hat erhebliche Störungen verur-
sacht, die die Banken unter Druck
setzen, Finanzmittel bereitzustel-
len und Teil der Lösung zu sein,
sagt Roxane Haas, Banking Leader,
PwC Luxembourg. Die von der Pan-
demie ausgelösten Disruptionen
werden die Transformation der
Banken mit Sicherheit beschleuni-
gen . Es wird weitere Konsolidie-
rungen geben , meint die ABBL.
Das heißt, die Zahl der Banken wird
wahrscheinlich weiter zurückge-
hen. Die reine Anzahl der Banken
allerdings ist nicht allein ausschlag-
gebend. Seit den 1990er-Jahren
kommt etwa ein Viertel der Lu-
xemburger Bruttowertschöpfung
vom Finanzsektor. Auch mit weni-
ger Banken sieht es nicht so aus als
ändere sich das. Seit der Finanzkri-

se 200 8 werden die Gewinne aber
tendenziell geringer, da die Kosten
seitdem ansteigen. Die Zahl der Be-
schäftigten liegt heute mit rund
2 000 0 deutlich höher als früher.
Und die Bilanzsumme der heute
weniger Banken hat mit 851 Mil-
liarden Euro fast den gleichen Wert
wie 200 , kurz vor der Finanzkri-
se. Damals wiesen die Banken al-

lerdings zusammen einen Gewinn
von , 7 Milliarden Euro aus. 2019
waren es , 7 Milliarden Euro.: s ird eitere

Konsolidierungen
geben.
Bankenverband ABBL



Brüssel will mehr nachhaltige Investitionen, Luxemburg zum „Green Finance" -Standort werden - doch es gibt Hindernisse

Seit dem Ausbruch des Coronavi-
rus ist ein interessantes Phäno-
men zu beobachten: Investitionen
in nachhaltige, sogenannte ESG-
Fonds sind deutlich angestiegen.

Das trifft sich gut, soll doch Lu-
xemburgs Finanzplatz 20 Prozent
aller Geldflüsse bis 2025 auf
„Green finance“ umstellen und ein
weltweit anerkannter Finanzplatz
für Investitionen in Energieeffi-
zienz, erneuerbare Energien, Elek-
tro- und Wasserstoffmobilität wer-
den. So steht es im Regierungs-
programm. Warum dieser
Wunsch? Sozial und ökologisch
nachhaltige Finanzierungen, so die
Hoffnung, werden zu einem ähnli-
chen Erfolgsmodell wie es die Lu-
xemburger Publikumsfonds
(Ucits) sind. Heute schon findet
fast ein Fünftel aller ESG-Investi-
tionen, die es weltweit gibt, am Lu-
xemburger Finanzplatz statt. Den-
noch ist auch Green Finance kein
Selbstläufer, obwohl mehr und
mehr Finanzinstitute dazu überge-
hen, ESG-Investitionen für ihre
Kunden anzubieten – die einen
mehr, die anderen weniger.

Chance für Luxemburg

Finanzminister Pierre Gramegna
wünscht sich, dass mit der jüngst
vorgeschlagenen EU-Taxonomie
für nachhaltige Aktivitäten - wo-
mit definiert wird, was tatsächlich
mit „nachhaltig" gemeint ist - Lu-
xemburg die Ucits-Erfolgsge-
schichte wiederholen kann und in
naher Zukunft Luxemburger Green
Finance-Produkte ähnlich wie heu-
te Luxemburger Investmentfonds
von Asien bis Amerika überall auf
der Welt genutzt werden. Im Haus-
haltsgesetz für das Jahr 2021 wur-
de darum ein niedrigerer Steuer-
satz von 0,05 Prozent eingeführt
für Investitionen in Assets, die der
EU-Taxonomie entsprechen. Da-
mit sollen Fonds „ermutigen wer-
den, einen zunehmenden Anteil
ihres Vermögens in grüne und
nachhaltige Aktivitäten zu inves-

zieren", teilt das Finanzministe-
rium dazu mit. Mit der Einrich-
tung eines Rahmens für Nachhal-
tigkeitsanleihen hat das Land
selbst eine erste Bewertung seiner
öffentlichen Investitionspolitik ge-
mäß den neuesten Empfehlungen
der EU-Taxonomie vorgenom-
men. Die Empfehlungen, die im
März 2020 veröffentlicht wurden,
gäben eine ausführliche Umset-
zungsanleitung, wie Unternehmen
und Finanzinstitute die Taxono-
mie nutzen und offenlegen könn-
ten. „Es ist jetzt der richtige Zeit-
punkt, damit zu beginnen“, heißt
es aus dem Finanzministerium.

Mit einem Klassifizierungssys-
tem („Taxonomie") will Brüssel
nachhaltige Finanzen - vor allem
Finanzierungen von Wirtschafts-
aktivitäten, die CO2-arm sind oder
CO2 einzusparen helfen - fördern.
Damit führt die EU die weltweit
erste „grüne Liste" für nachhaltige
Wirtschaftstätigkeiten ein: Nach-
haltigkeit soll damit messbar ge-
macht werden. Anzuwenden ist die
Taxonomie-Verordnung ab dem 1.
Januar 2022. Manche Marktteil-
nehmer werten das als Zeitenwen-
de in der Finanzbranche. Nur so,
betont auch Gramegna, kann Euro-

pa seine Klimaziele erreichen. In
Europa wuchsen die Investitionen
in ESC -Publikumsfonds und ETFs
auf die Rekordsumme von rund 1,1
Billionen Euro – das ist fast zehn
Prozent des gesamten europäi-
schen Fondsvermögens. Und nicht
nur die Nachfrage nimmt zu, auch
das Angebot: So wurden letztes
Jahr 330 ESC -Fonds neu aufgelegt.
„Nachhaltige Finanzen steht bei al-
len wichtigen Konferenzen und
Roadshows auf der Tagesord-
nung", so Luxemburgs Fondsver-
band Alfi. Das Alfi Responsible In-
vesting Technical Committee hat
für seine Mitglieder einen Leitfa-
den zur Offenlegung von Nach-
haltigkeitsinformationen erstellt.

Wo liegt aber für Fonds die
Schwierigkeit, „grün" oder nach-
haltig zu werden: Gibt es über-

haupt genügend entsprechende In-
vestitionsobjekte? Da macht sich
ESG Produkt-Spezialist Oliver
Plein von der DWS Group keine
Sorge, denn die EU geht davon aus,

dass allein zum Klimaschutz mehr
als eine Billion Euro an Investitio-
nen gebraucht werden, seien es für
den Ausbau der erneuerbaren
Energien oder der Elektro-Ladein-
frastruktur. Und so rechnet Plein
auch weiter mit einem steigenden
Zufluss an Investorengelder in ein
wachsendes Angebot nachhaltiger
Anlagen, zumal immer mehr auch
erkannt werde, dass sich Rendite
und Nachhaltigkeit nicht aus-
schließen: „Unternehmen, die
langfristig orientiert sind, haben in
der Regel auch eine bessere Kapi-
talrendite", so Plein.

Neben immer mehr Fondsge-
sellschaften ist auch die Luxem-
burger Börse seit geraumer Zeit
dabei, das Angebot an grünen Fi-
nanzprodukten auszubauen. Jüngst
hat sie auf ihrer grünen Börsen-
plattform (LGX) eine Sektion ein-
gerichtet, die Wertpapier-Emitten-

ten hervorhebt, die mindestens 95
Prozent und solche, die mindes-
tens 75 Prozent ihrer Einnahmen
aus kohlenstoffarmen Aktivitäten
erzielen. Damit sollen „Finanzins-
trumente, die einen positiven Ein-
fluss auf unseren Planeten haben,
sichtbarer werden", so LGX-Grün-
derin Julie Becker - die im April
dieses Jahres Robert Scharfe als
Börsenchef ablösen wird.

Was die „Taxonomie“ Brüssels
betrifft (das EU-Klassifizierungs-
system soll einen ESG-Standard
definieren und gleichzeitig
„Greenwashing“ bekämpfen), so
haben insgesamt 2 Banken euro-
paweit letztes Jahr die Taxonomie
getestet und erklärten im An-
schluss, die Verfügbarkeit und
Qualität von Informationen sei die
schwierigste Herausforderung bei
der Bewertung, was nun wirklich
nachhaltig ist und was nicht. Denn
ohne eine verpflichtende Offenle-
gung können Investoren und

Unternehmen wie Versicherungs-
gesellschaften oder Pensionsfonds
nicht entscheiden, was eine „öko-
logisch nachhaltige Wirtschaftstä-
tigkeit“ ist. Eine Pflicht zur Inves-
tition in Nachhaltigkeitsprojekte
oder Kapitalerleichterungen für
grüne Investments schreibt die Ta-
xonomie nicht fest. Versicherungs-
gesellschaften und Banken müs-
sen allerdings künftig in ihrem La-
gebericht ausführen, wie und in
welchem Umfang ihre Tätigkeiten
mit ökologisch nachhaltigen Wirt-
schaftstätigkeiten verbunden sind.
Investmentfonds und andere Fi-
nanzmarktteilnehmer mit Produk-
ten, die „ökologisch" genannt wer-
den, müssen künftig über deren
Taxonomie-konformen Anteil in-
formieren.

Gefährdete Glaubwürdigkeit

Geteilter Meinung bei der Diskus-
sion um ein EU-Umweltzeichen
für Finanzprodukte und der regu-
latorischen Definition von „ESG"
ist man darüber, ob die Kernener-
gie ein grünes Etikett verdient, die
zwar CO2-arm Energie produziert,
aber radioaktive Abfälle hinter-
lässt. Die meisten Menschen in der
EU sehen darum Kernkraft nicht
als nachhaltig an. Die Kommission
beauftragte die Gemeinsame For-
schungsstelle (JRC), ihren wissen-
schaftlichen Expertenarm, mit
einem Bericht zu diesem Thema,
der diese Woche veröffentlicht
werden soll. Auch der Vorschlag
der Kommission, neue Kraft-Wär-
me-Kopplungsanlagen auf Erdgas-
basis als „ökologisch nachhaltig"
einzustufen, wenn sie stillgelegte
Kohlekraftwerke ersetzen, wird
von Umweltschutzverbänden,
aber auch Finanzinstituten kriti-
siert. Das würde die Ambitionen
für den europäischen Green Deal
konterkarieren und der Taxono-
mie ihre Glaubwürdigkeit neh-
men.



• Unternehmen, die

• langfristig
orientiert sind,
haben in der Regel
auch eine bessere

Kapitalrendite.
Oliver Plein, ESG-Experte der DWS

Fonds zur Ressourcenschonung
In einem Elektrofahrzeug, wie auch in
Digitalisierung sowie Automatisie-
rung steckt viel Wasser. Es wird für
die Herstellung von Batterien ge-
braucht, aber auch zur Produktion
von Halbleitern und Computerchips.
Das bedeutet: Wasserknappheit kann
durchaus Mobilitätswende und In-

dustrie 4.0 gefährden und damit die
Reduzierung von Treibhausgasemis-
sionen. Investitionen in die Entwick-

lung von Technologien zur Einspa-

rung und Aufbereitung von Wasser

sind demzufolge wichtiger denn je,

denn der weltweite Wasserverbrauch
hat sich in den vergangenen 100 Jah-
ren versechsfacht. Seit den 1980er
Jahren nimmt er jährlich um rund ein

Prozent zu. Von den etwa 1,6 Milliar-
den Kubikkilometern Wasser, die sich
auf dem Planeten Erde befinden, sind
aber nur 35 Millionen Kubikkilometer
Süßwasser: 2,5 Prozent. Nur etwa

213 000 Kubikkilometer davon sind
relativ leicht nutzbar.

Abhilfe schaffen können hier „grü-

ne" Geldanlagen. Die Fondsgesell-
schaft Robeco erklärt anhand ihres
RobecoSAM Sustainable Water Equi-

ties, einer von mehreren Wasser-

fonds, die es in Luxemburg gibt: „Pri-
märes Anlageziel der Anlagestrategie
ist die Adressierung der Herausforde-

rung 'Wasserknappheit'. Investiert
wird daher in die Lösungsanbieter

dieser Herausforderung - unter Be-
rücksichtigung zahlreicher Nachhal-
tigkeitsaspekte - die mit Produkten
und Dienstleistungen für einen effizi-
enteren Gebrauch und Wiederge-
brauch der Ressource Wasser sor-
gen." Anbieter von abgefülltem Trink-
wasser gehören ausdrücklich nicht
dazu.



UNTERNEHMEN Satispay und das Leben ohne Bargeld
Christian Muller
Das Unternehmen Satispay hat große
Pläne. Es will europäischer Marktführer
im Bereich von digitalen Zahlungs-
dienstleistungen werden. Investoren
haben Millionen Euro in die aus Italien
stammende Firma gesteckt. Luxem-
burg ist für das Unternehmen Test-
gelände, Sprungbrett und Firmensitz.
Alberto Dalmasso ist kein großer Freund
von Bargeld. Der Geschäftsführer von
Satispay träumt von einer Welt, wo man
„endlich die Möglichkeit hat, komplett
ohne Bargeld zu leben“, sagt er gegenüber
dem Tageblatt. Das traditionelle Angebot
von Kreditkarten geht ihm nicht weit
genug. Vor allem kleinere Einkäufe, etwa
eine Taxi-Fahrt oder ein Airbnb-Zimmer,
könne man, zumindest in Italien, nicht
mit Kreditkarte bezahlen, klagt er. Auf der
Suche nach einer billigeren Lösung für
kleine Einkäufe kam ihm das Smartphone
zu Hilfe. Praktisch alles könne man damit
verwalten, schwärmt er. „Seit meinem
ersten iPhone war ich fasziniert von den
Möglichkeiten, die dieses mächtige Gerät
bietet.“

2013 wurde das Unternehmen Satispay
geboren. Alberto Dalmasso war einer der
drei Gründer. Nach einer Phase der Ent-
wicklung und Analyse von Vorschriften,
Regulierung und verfügbaren Techno-
logien kam das kontaktlose Zahlungs-
system dann Anfang 2015 in Italien auf
den Markt. „Etwas Günstiges. Mit dem
man auch einen Espresso bezahlen kann“,
so Dalmasso. „Kreditkarte wird keine be-
nötigt.“

Um ein eigenes Konto bei Satispay zu
erstellen, muss ein neuer Nutzer die An-
wendung herunterladen sowie seine
IBAN-Bankkontonummer und einen
Personalausweis eingeben. Er muss ein
wöchentliches Budget festlegen (laut
Firmenangaben im Schnitt 300 Euro), das
er in der Anwendung haben möchte. Be-
zahlt werden kann dann sowohl in physi-
schen als auch in Online-Geschäften. Auch
können die Benutzer sich gegenseitig Geld
senden oder es für wohltätige Zwecke
spenden. Jeden Montag wird das Satispay-
Konto automatisch vom Bankkonto aus
aufgeladen (oder zurücküberwiesen).

Das gesamte System biete „maximale
Sicherheit“, unterstreicht Dalmasso. Mit
IBAN zu arbeiten mache das System si-
cherer – eine Kreditkarte könne einfach
gestohlen werden. Jede Zahlung über Sa-
tispay hingegen müsse vom Telefon des

Nutzers aus autorisiert werden. Ein Dieb
brauche somit erst Zugang zum Mobil-
telefon und dann noch den PIN-Code
der App. So etwas sei „noch nie vor-
gekommen“, sagt er. „Bargeld ist am we-
nigsten sicher. Wenn es gestohlen wird, ist
es weg.“

Zudem ist Satispay „für den Verbraucher
kostenlos“, so der Geschäftsführer weiter.
Und auch für Händler sei das Preismodell
sehr kostengünstig. So habe dieser, ab-
gesehen von einer festen Provision von
0,20 Euro (auf Zahlungen über 10 Euro),
keine weiteren Gebühren zu entrichten.
Zahlungen von unter zehn Euro seien
kostenlos. Beim Online-Verkauf fällt für
den Händler eine weitere Gebühr von 0,5
Prozent pro Transaktionen an.

Bis 2019 war das Unternehmen
nur in Italien aktiv. Dann „waren wir
stark genug“, so Dalmasso. Im April
2020 begann Satispay mit seiner Inter-
nationalisierung. Man zählte, eigenen
Angaben zufolge, bereits mehr als eine
Million Nutzer und über 100.000 Händ-
ler. Insgesamt stehe man für 50 Prozent
Marktanteil bei digitalen kontaktlosen
Zahlungen in Geschäften in Italien. Zwei
europäische Länder hatte Satispay vorerst
im Visier: Deutschland und Luxemburg.
Für Deutschland habe man sich ent-
schieden, weil das Land „sehr ähnlich wie
Italien ist“, sagt Alberto Dalmasso. „Kleine
Händler mögen die hohen Gebühren der
Kreditkarten nicht.“

Auf Italien folgten
Deutschland und Luxemburg

Für den Luxemburger Markt hätten der-
weil eine Reihe ganz unterschiedlicher
Faktoren gesprochen, so der Geschäfts-
mann weiter. So arbeiteten damals be-
reits 20 der rund 120 Mitarbeiter des
Unternehmens in Luxemburg. Ein Jahr
zuvor hatte Satispay von der Luxembur-
ger Finanzaufsicht eine Zulassung als E-
Geld-Institut erhalten. In den Jahren davor
war die Gesellschaft von London aus be-
aufsichtigt worden. Doch mit dem Brexit
musste sich das Unternehmen zum Er-
reichen seiner europäischen Ambitionen
eine neue Heimat suchen. „Auch diese
Mitarbeiter sollen unser Produkt nutzen
können“, so Dalmasso.

Zudem sei das Land das ideale multi-
kulturelle Testgelände, um ein solches An-



gebot auszubreiten, so der Geschäftsführer
weiter. „Die richtige Größe für City-Mar-
keting.“ Dass Satispay somit den gleichen
Weg einschlägt wie einst Ferrero, ist dabei
kein reiner Zufall. Dalmasso weiß, dass
auch der Süßwarenhersteller die Markt-
fähigkeit vieler seiner Produkte in Luxem-
burg getestet hat. Man kennt sich und hat
miteinander über Luxemburg geredet. In
seinem Geburtsort Cuneo (Italien) ist Fer-
rero vertreten.

Auch sei Luxemburg ein „guter Spiel-
platz, um auf den französischen Markt zu
zielen“, so Dalmasso weiter. Viele franzö-
sische Geschäftsketten sind hier vertreten.
„Mit denen reden wir nun.“ Auchan bei-
spielsweise habe man hierzulande bereits
als Kunden gewonnen. „Jetzt reden wir mit
ihnen über Frankreich und Italien.“ Dieses
Ergebnis sei eine unerwartet positive Über-
raschung der Präsenz in Luxemburg. Jetzt
bereite man sich auf den Markteintritt in
Frankreich vor.

Dass es hierzulande bereits eingesessene
Wettbewerber gibt, findet er gut. in Ita-
lien könne niemand so richtig mithalten,
sagt er in einem fast bedauernden Ton.
Alternativen würden getestet oder hät-
ten nicht abgehoben. „Das macht Lu-
xemburg zusätzlich interessant für uns.“
Der Wettbewerber sei gut bei Zahlungen
an Verwaltungen und öffentliche Dienst-
leister. Die eigene Stärke seien jedoch Ge-
schäfte, und man habe auch hierzulande
„schnell genug Geschäfte gefunden“.

Von Luxemburg nach Frankreich

Knapp vier Monate mach dem Marktein-
tritt in Luxemburg meldete die Gesell-
schaft, dass sie den Meilenstein von 130
Händlern in Luxemburg überschritten
habe. Eine bemerkenswerte Leistung in-
mitten der Coronavirus-Krise, lobt sich das
Unternehmen. Zu den beteiligten Händ-
lern zählen Auchan, Urban Bar, Bistrot
Beim Renert, Charles Sandwiches, Go
Ten Bar, Njörd und Häagen-Dazs. Bis An-
fang 2021 sei die Zahl bereits auf etwa
300 Händler und rund 5.000 Nutzer an-
gestiegen, so Dalmasso weiter.

Der Eintritt in den deutschen und lu-
xemburgischen Markt setzte den ersten
Meilenstein für die Schaffung eines pan-
europäischen Zahlungssystems, so der
Geschäftsführer weiter. Ehrgeiziges Ziel
der Gesellschaft ist nichts Geringeres
als „das am weitesten verbreitete Inst-
rument für digitale Zahlungen in Euro-
pa zu werden“, erklärt er. Um dieses Ziel
zu erreichen, sammelt das Unternehmen
kräftig Geld von Investoren ein. Etwa
110 Millionen Euro haben Investoren,
ihm zufolge, bisher bereits in die Firma
gesteckt.

Eine Beschleunigung
beim Wachstum

Das viele Geld soll jetzt eine Be-
schleunigung beim Wachstum brin-
gen. „Mit Deutschland, Luxemburg und
Frankreich wollen wir die Zahl unserer
Kunden bis 2022 verdoppeln.“ Und er
ist zuversichtlich: „Wir rennen unserem
Wachstum hinterher“, sagt er. Täglich
kämen etwa 250 neue Shops und 2.000
neue Nutzer hinzu. Pro Monat müsse
man acht bis zehn Personen neu ein-
stellen, um das Wachstum zu verwalten.

Einen Gewinn hat die Firma bisher
noch nicht erwirtschaftet. Schnell in die
schwarzen Zahlen zu gelangen, ist auch
„nicht unsere Priorität“, so Dalmasso.
Man habe gezeigt, dass „das Geschäfts-
modell funktioniert und nachhaltig ist“.
Nun wolle man wachsen: neue Kunden
finden und neue Produkte aufbauen.
Satte Gewinne einfahren könne man
dann in der Zukunft.

Zu den neuen Produkten, an denen
gearbeitet wird, zählen eine Lösung, die
Verkaufsautomaten ermöglicht, digitale
Zahlungen mit Satispay zu akzeptieren,
sowie eine Funktion zum Sparen von
Geld. Obwohl hier aktuell keine Zinsen
angeboten werden, würden bereits mehr
als 300.000 Kunden das Angebot nutzen,
so Dalmasso. An einem Angebot von
Produkten zum Investieren werde zur-
zeit gearbeitet.



Der neue Chef der Deutsche Bank Luxembourg: Covid ist noch nicht vorbei
Luxemburg. In der Zeit der Pande-
mie konnte die Deutsche Bank die
langen Jahre an negativen Schlag-
zeilen und schlechten Zahlen hin-
ter sich lassen: Für 2020 weist sie
erstmals seit 2014 mit einem Plus
von Millionen Euro einen Ge-
winn aus. Das ist genau die Sum-
me, die 2018 allein die Deutsche
Bank Luxembourg als Überschuss
erwirtschaftete.

Das Tief hat der Bankkonzern
überwunden, so Frank Rückbrodt,
seit 2016 im Aufsichtsrat der Deut-
sche Bank Luxembourg und seit Ja-
nuar als Nachfolger von Frank
Krings ihr neuer Chef. „Die Phase
des intensiven Umbaus liegt hin-
ter uns". Ihr Bilanzvolumen hat die
Deutsche Bank Luxembourg her-
untergefahren, von Randaktivitä-

ten hat sich das Institut verab-
schiedet und fokussiert sich nun
auf die Rolle, die sie innerhalb des
Konzerns hat: vor allem als Kom-
petenzzentrum für die Vermögens-
verwaltung und für „International
Loans". Damit ist die mittel- bis
langfristige internationale Finan-
zierung von größeren Unterneh-
men gemeint. Das funktioniere
sehr gut und zeige sich auch in dem
in Luxemburg stabilen, leicht stei-
genden Personalbestand, so Rück-
brodt. „Aber wir dürfen uns auch
nicht auf unseren Erfolgen ausru-
hen". Heißt: weiter Prozessketten
optimieren und in Digitalisierung
investieren.

Die Folgen der Pandemie
„Covid ist noch nicht durch", gibt

Rückbrodt zu bedenken. Aus die-
sem Grund auch hat der Gesamt-
konzern seine Risikovorsorge auf
etwa 1,8 Milliarden Euro erhöht.
Eine Zunahme an Firmeninsolven-
zen und damit auch an Kreditaus-
fällen ist wahrscheinlich. Dafür sei
man aber auch in Luxemburg gut
aufgestellt „Wir sind gut durch das
Krisenjahr gegangen, waren An-
sprechpartner für unsere Kunden
und blieben relevant. Mit der Kri-
se haben viele auch verstanden,
wie wichtig und relevant Banken
für den Wirtschaftskreislauf sind",
erklärt der Bankmanager. Durch
die Kapitalstärke und Liquidität
der Deutsche Bank Luxembourg
habe man die Kunden auch in der
Zeit der Lockdowns unterstützen
können und werde dies weiter tun.

Dass sich in den letzten Jahren
immer mehr Banken aus Deutsch-
land aus dem Großherzogtum zu-
rückzogen, bedauert der Bank-
chef. Weil es dem Standort nicht
guttue, aber auch die deutschen
Banken anderen den Markt über-
ließen. „Es zeigt aber auch, unter
welchem Druck die Banken ope-
rieren. Wir können jedenfalls nicht
an einem Geschäftsmodell von vor
zwanzig Jahren festhalten."

Frank Krings, seit 20 Vor-
standsvorsitzender der Deutsche
Bank Luxembourg, erhielt im Juli
letzten Jahres die konzernweite
Verantwortung für die Region
Westeuropa und wurde General-
direktor der Deutsche-Bank-Nie-
derlassung in Frankreich. Die
Deutsche Bank Luxemburg hat et-
wa 300 Mitarbeiter, die Gruppe
zählt in Luxemburg insgesamt
rund 600 Beschäftigte. MeM







Finanzplätze

Mehrere europäische Standorte haben vom Ausstieg Großbritanniens aus der EU stark
profitiert. Frankfurt hat vor allem im Bankensektor gewonnen. Eine Zwischenbilanz.

Yasimin Osman, Carsten Volkery
Frankfurt, London

Lange standen Frankfurt, Lu-
xemburg oder Paris im Schatten
des globalen Finanzdrehkreuzes
London. Dank ihres Zugangs
zur Europäischen Union hatte
„die City" ihre Ausnahmestel-

lung über Jahre ausgebaut. Dieser Zu-
gang zum Binnenmarkt ist nun weg,
denn der Brexit-Deal zwischen Groß-
britannien und der EU sparte den Fi-
nanzsektor aus. Also mussten die bri-
tischen Finanzdienstleister Teile ihres
Geschäfts zum Jahreswechsel auf den

Kontinent verlagern, wenn sie dort
weiterhin Geschäfte machen wollen.
Für die kleineren EU -Finanzplätze bie-
tet das eine einmalige Chance, im Ren-

nen um Macht und Einfluss aufzuho-
len. Das Handelsblatt hat analysiert,
wer bislang vorn liegt.

Das Fazit: Es gibt nicht den einen
großen Sieger, sondern viele kleine Ge-
winner. Dublin liegt vorn, wenn man
auf die absolute Zahl der Neuansied-
lungen schaut. Frankfurt macht das
Rennen bei Banken. Dafür etabliert
sich Amsterdam als Zentrum vieler
Handelsgeschäfte. Luxemburg und
Dublin wetteifern um Asset-Manager
und Versicherer. „Es gibt eine gewisse
Spezialisierung unter den Finanzzen-

tren", sagt Nicolas Veron, Ökonom am
Institut Bruegel in Brüssel und am Pe-
terson Institute for International Eco-
nomics in Washington. „Nur Paris hat
keinen speziellen Schwerpunkt und ist
relativ diversifiziert."

Am markantesten fällt Frankfurts
Spezialisierung aus: „Frankfurt hat bei
den Banken das Rennen gemacht und
mit insgesamt fast 60 Lizenzen für
Banken, Finanzdienstleister und Ver-
sicherer sicher besser abgeschnitten,
als viele geglaubt hätten", sagt Huber-
tus Väth, Geschäftsführer der Stand-
ortinitiative „Frankfurt Main Finance"
(FMF). Viele der Institute haben
Frankfurt auch zu ihrem Hauptsitz ge-
macht. Das gilt etwa für die großen
amerikanischen Banken wie JP Morgan
oder Morgan Stanley, die britische
Großbank Standard Chartered oder
den japanischen Finanzriesen Mizuho.

Frankfurt ist Bankenhauptstadt

Doch Frankfurts Stärke ist zugleich sei-
ne Schwäche. So groß die Anziehungs-
kraft auf Banken sein mag, so gering ist

das Interesse anderer Finanzfirmen.
Unter den 57 Lizenzen, die die Bafin
bis Ende 2020 erteilte, fanden sich et-

wa nur drei Versicherer.
Denn Asset-Manager, Private-

Equity-Häuser oder Versicherer wähl-
ten bevorzugt Standorte wie das irische
Dublin oder Luxemburg. Dabei hatte
Irland auf eine Standortkampagne nach
dem Brexit verzichtet. „Wir freuen uns
nicht über den Brexit, deshalb machen
wir auch keine Kampagne, um ihn op-
portunistisch auszunutzen", sagt Kie-
ran O'Donoghue von Irlands Standort-
marketing -Agentur IDA Irland. Dass
Irland innerhalb der EU mit der eng--
lischen Sprache oder günstigen Kosten
punkten kann, ist in der Finanzbranche
aber ohnehin bekannt.

Doch auch Paris robbt sich in den
weiter nach vorn. Im Oktober lag
Frankreichs Hauptstadt im „Brexito-
meter" des Finanzmarkt-Thinktanks
„New Financial" hinter Dublin und Lu-
xemburg noch auf Rang drei der Stand-
orte mit den meisten Brexit-Ansied-
lungen. Das dürfte sich ändern. „Paris
legt überdurchschnittlich zu und zieht
an Luxemburg vorbei", verrät „New Fi-
nancial"-Gründer William Wright.

Eine Mischung aus Zuckerbrot und
Peitsche hat Paris zu einer Art Spät-
zünder in Sachen Brexit gemacht. Ho-
he Arbeitskosten, eine vergleichsweise
geringe politische Stabilität und die ver-
haltene Verbreitung von Englisch gal-
ten lange als Nachteil. Doch „Frank-
reichs Präsident Emmanuel Macron
hat mithilfe von ökonomischen Anrei-
zen wie Ermäßigungen bei den Ar-
beitskosten, mit liberaleren Regeln für
Arbeitsgenehmigungen und auch mit
implizitem Druck Paris als Standort
überhaupt erst wieder ins Spiel ge-
bracht", sagt FMF-Chef Väth.

Mit einigem Erfolg: Die Invest-
mentbank Goldman Sachs bezeichnet
Paris neben Frankfurt als EU -Hauptsitz.
Die Bank of America hat ihre Zentrale
zwar nach Dublin verlegt, aber die Han-
delsaktivitäten nach Paris. Auch der
Vermögensverwalter Blackrock vergrö-
ßerte ,seine Präsenz in Frankreichs
Hauptstadt. Den Sitz der European
Banking Authority, der Bankenauf-
sichtsbehörde der EU, hatte sich Paris
schon bald nach dem Brexit-Referen-
dum der Briten 2016 gesichert.

„Paris ist die einzige Global City in
der EU", sagt auch „New Financi-

al"-Chef Wright. Dennoch will Väth
dieses Modell nicht kopieren. „Weder
hat Frankfurt Versailles, noch glauben
wir an Druck als nachhaltiges Instru-
ment der Standortförderung", sagt er.
„Wir wollen die Marktteilnehmer
überzeugen, aus freien Stücken zu
kommen."

Doch Frankfurt muss kämpfen.
Denn selbst viele Banken, die sich in
Frankfurt ansiedeln oder die Metropole
als Hauptsitz wählen, verlegen nicht all
ihre Aktivitäten an den Main. „Es gibt
große Finanzhäuser wie Goldman
Sachs, Citi oder JP Morgan, die ihre
Präsenz in Europa ausgebaut und ihre
Private -Banking -Aktivitäten in Lu-
xemburg angesiedelt haben", erklärt
Nicolas Mackel, Chefvon Luxembourg
for Finance, einer Agentur zur Ent-
wicklung des Finanzplatzes Luxem-
burg, die von der Regierung und den
Bankenverbänden getragen wird.

Luxemburgs Glück in der Nische

Das Großherzogtum hat nicht allein
mit Private Banking gepunktet, son-
dern liefert sich auch bei Investment-
fonds und Versicherern mit Irlands
Hauptstadt Dublin ein Wettrennen auf
Augenhöhe. Um die 70 Lizenzen hat
die Aufsicht genehmigt. Selbst einige
chinesische Banken und das US-Insti-
tut Northern Trust haben Luxemburg
zu ihrem Hauptsitz gemacht „Die An-
siedlungen verdeutlichen, in welchen
Bereichen Luxemburg als starker Fi-
nanzplatz gesehen wird", sagt Mackel.
„Wir liegen nicht überall vom, aber bei
bestimmten Aktivitäten kommt man
schwer an uns vorbei." •

Mackel buhlt nicht wahllos um jede
Finanzfirma. „Es gab Standorte, die ge-
glaubt haben, alle Arten von Finanz-
dienstleistungen anziehen zu können,
wenn sie nur den roten Teppich ausrol-
len", sagt er. „Die Finanzbranche ent-

scheidet da aber sehr nüchtern und
strukturiert - und denkt genau darüber
nach, wo es das beste Ökosystem für
bestimmte Geschäfte gibt."

Das Votum der meisten elektro-
nischen Handelsplattformen fiel in die-
ser Hinsicht fast einhellig aus. Bis auf
wenige Ausnahmen haben elektro-
nische Handelsplätze ihre EU -Ableger
in Amsterdam gegründet. Das gilt für
die beiden auf Aktienhandel speziali-
sierten Plattformen CBOE und Tur-
quoise, eine Tochter der London Stock



Exchange, ebenso wie für die Bond -
und Derivateplattformen Market
Axess, Tradeweb oder CME/Nex.

Die niederländische Hauptstadt ist
für viele der Überraschungssieger im
großen Brexit-Poker. „Man kann sa-
gen, der europäische Liquiditätspool
für den Aktien- und Aktienderi-
vatehandel befindet sich in Amster-
dam", räumt FMF-Geschäftsführer
Väth ein. Rund ein Fünftel des tägli-
chen Aktienhandelsvolumens in
Europaläuft mittlerweile über Amster-
dam, doppelt so viel wie vor dem Bre-
xit. Das hat zum einen historische
Gründe, weil es in Amsterdam schon
in der Vergangenheit viele Market-Ma-
ker gab, also Technologieplattformen,
die Kurse stellen. David Howson, Chef
der Derivatebörse Cboe Europe, lobt
auch, dass die Niederländer häufiger
Englisch sprechen als Franzosen oder
Deutsche. Außerdem seien die regula-
torischen Vorgaben nicht ganz so
streng wie an den anderen Finanz-
standorten, sagte er vor Kurzem der
Nachrichtenagentur Reuters.

Gemischte Job -Bilanz

Doch die Zahl der Brexit-Neuansied-
lungen verrät wenig über deren ökono-
mische Relevanz. Die Niederlande sind
bei neuen Jobs das Schlusslicht unter

den großen EU -Finanzstandorten. Ge-
rade einmallloo Finanzjobs sollen bis-
lang durch den Brexit entstanden sein.

Als Hürde gelten die sehr strengen Bo-
nusregeln der Niederländer. In Luxem-
burg liegt der Jobzuwachs dagegen be-
reits bei 2000. Mackel hofft, dass da-
raus in den nächsten zwei Jahren noch
etwa 3000 Arbeitsplätze werden.

Frankfurt, Paris und Dublin sind
noch erfolgreicher. Die IDA Irland
schätzt die Zahl der neuen Arbeitsplät-
ze auf etwa 3000 Stellen. Die Schät-
zungen für Frankreich schwanken zwi-
schen 2500 Jobs, wie die Banque de
France vermutet, und 3500 Jobs, wie
die Lobbygruppe Paris Europlace hofft.

Ähnlich sieht die vorläufige Bilanz
für Frankfurtaus: Laut Bundesbank hat
der Brexit bislang zu einem Stellenauf-
bau von 2500 Jobs geführt. FMF-Chef
Väth geht davon aus, dass es mehr sind.
Aus einer Sonderauswertung der Sozi-
alversicherungsstatistikgeht hervor, dass
in Frankfurt seit dem Brexit-Votum bei
Banken und Versicherungen etwa 3600
neue Stellen entstanden sind, ein Zu-
wachs von 4,9 Prozent. Deutschland-
welt sind die Jobs im gleichen Zeitraum
- zwischen Juni 2016 und Juni 2020
- um 2,7 Prozent gesunken. Wenn
Frankfurt alles richtig macht, dann könn-
ten in den nächsten Jahren noch weitere
1500 Jobs entstehen, schätzt Väth.

Was ihn optimistisch stimmt: Viele
Banken haben ihre Vermögenswerte,
etwa Großkredite oder Zins- und
Währungsderivate, nach Frankfurt ge-
bucht. In dieser Disziplin ist Deutsch-
land EU -weit Spitzenreiter, zeigen eine
Abfrage des Handelsblatts an anderen
Standorten und ältere Schätzungen der
Europäischen Zentralbank (EZB).
„Daran hängen Arbeitsplätze, die mit
dem Risikomanagement verknüpft
sind und die die Tendenz haben, wei-
tere Jobs in Handel und Strukturierung
von Finanzierungen anzuziehen."

Gemessen an der Gesamtzahl der
Londoner Banker fallen die Zuwächse
der Rivalen bislang relativ bescheiden
aus. Alles in allem sind wegen des Bre-
xits EU -weit zwischen 11.000 und

13.000 neue Jobs entstanden. „New Fi-
nanciar-ChefWright schätzt, dass die
City in den nächsten drei bis fiinfJah-
ren etwa zehn bis zwölf Prozent ihrer
Arbeitsplätze an die EU verlieren wird.
Das entspräche rund 35.000 Jobs.

Weitere Verschiebungen sind
schon wahrscheinlich, weil die EZB den
Instituten längst auferlegt hat, mittel-
fristig mehr Personal zu verlagern. Au-
ßerdem ist offen, wie lange europäische
Banken Derivategeschäfte noch über
London abwickeln dürfen. „Die EU -
Kommission hat erst vor Kurzem wie-
der klargemacht, dass sie von den Ban-
ken erwartet, ihre Positionen bei briti-
schen Clearinghäusern bis Juni 2022 zu
reduzieren", sagte Bundesbank -Vor-

stand Joachim Wuermeling kürzlich.

„Status quo ist nicht stabil"

Der größte Teil des Brexit-Kuchens ist
also noch gar nicht verteilt — und die
Gewinner -Bilanz längst nicht final. „Es
gibt für keinen Finanzplatz einen
Grund, sich auferreichten Lorbeeren
auszuruhen. Der Status quo ist kein
stabiler, sondern ein labiler Zustand",
warnt FMF-Geschäftsführer Väth. Die
meisten großen Banken in der EU sei-
en als europäische Aktiengesellschaft
organisiert. „Sie können also ver-
gleichsweise einfach umziehen."

Ähnlich sieht es der Wissenschaft-
ler Veron. „Die Wahrscheinlichkeit ist
relativ hoch, dass wir langfristig eine
gewisse Konzentration aufweniger Fi-
nanzzentren sehen werden", meint er.
„New Financial"-Gründer Wright wagt
eine Prognose: „Frankfurt gewinnt am
Ende die meisten Vermögenswerte,
Paris die meisten Arbeitsplätze und
Dublin die größte Zahl an Firmen."

Nachgefragt

„Kontinental-
europa
wächst

schneller”
Francesco Ceccato leitet das

Geschäft der britischen
Großbank Barclays in
Kontinentaleuropa.

Herr Ceccato, über die Hälfte der
Barclays-Mitarbeiter in Kontinental-
europa sitzen in Deutschland. Aber
als EU -Hauptsitz nach dem Brexit
haben Sie Irland gewählt, warum?

Ein Vorteil von Dublin für uns ist sicher
die englische Sprache. Wir sind eine an-
gelsächsisch geprägte Bank, unsere
stärksten Märkte sind die USA und
Großbritannien. Da gibt es eine große
kulturelle Nähe zu Dublin. Wichtig war
außerdem, dass wir in Dublin bereits
über eine regulierte Bank verfügten, die
hätten wir in Frankfurt erst neu gründen
müssen. Im Grunde ist es eine akademi-
sche Debatte. Als Barclays Europe ver-
stehen wir uns als europäische Bank.

Wie viele Mitarbeiter verlagerte
Barclays aus London?
Verglichen mit der gesamten Mitarbei-
terzahl in London geht es um eine über-
schaubare Menge. Wir sprechen hier
nicht von Tausenden, sondern von einer
niedrigen dreistelligen Zahl.

Der Handel mit kontinentaleuropäi-

schen Aktien wanderte von London
nach Amsterdam. Werden wir mehr
solche Entwicklungen sehen?
London wird auf absehbare Zeit einer
der wichtigsten internationalen Finanz-

plätze bleiben. Der Markt ist sehr tief und
sehr reif Das ist das Ergebnis einer jahr-
hundertelangen Entwicklung. Aber der
Brexit ist sicher eine Wachstumschance
für die kontinentaleuropäischen Finanz-
zentren. Ich sehe das nicht als Nullsum-
menspiel, bei dem der eine Standort das
verliert, was der andere gewinnt.

Wo wächst das Geschäft schneller,
in Großbritannien oder in der EU?
Im Moment in Europa. Das ist zu einem
erheblichen Teil eine Art Nachholwachs-
tum, weil Geschäfte, die vorher vor allem
in London stattfanden, teilweise verla-
gert werden. Wir bei Bardays sind von
den Wachstumschancen in Kontinental-

Prozent
beträgt der Zu-

wachs der Stellen
in Frankfurt bei

Banken und Versi-
cherungen seit dem

Brexit-Votum.
Quelle: Wirtschaftsförde-

rung Stadt Frankfurt



europa überzeugt, das gilt vor allem auch
für Deutschland. Wer Europa erobern
will, der muss in Deutschland eine starke
Rolle spielen. Wir haben unsere Kapital-
allokation und unsere Personalplanung
so organisiert, dass wir von diesen
Wachstumschancen profitieren werden.

Die Fragen stellte Michael Maisch.
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Der für Grenzgänger relevante Start der Weststrecke Trier droht sich weiter zu verschieben

Von Michael Merten
Trier/Luxemburg. Helmut Leiende-
cker ist begeistert; man merkt es
am euphorischen Klang seiner
Stimme. „Dat is sauwer!", das ist
klasse, freut sich der Trierer
Mundartsänger in einem Video
über die beeindruckende neue
Verkehrsinfrastruktur im Westen
der Moselstadt. Etwa die „funkel-
narelneu Bahnstation“ in Trier-Eh-
rang, die vielen neuen Bahnsteige
„mit Häusjer, für sich unnerzu-
stellen“. Ganz besonders hat es ihm
der neue „Trier-Wester Boahn-
hof“ angetan, den er in breitem
Trierer Dialekt als „en Schmuck-
stück unner dene Boahnhöf in
Rheinland-Pfalz“ bezeichnet.

Als der lokal bekannte Sänger im
Sommer 2017 seine Stimme für das
fünfeinhalb Minuten lange Wer-
bevideo der Stadt Trier hergab,
herrschte Grund zur Freude. Die
„virtuelle Fahrt mit Helmut Leien-
decker von Trier-Ehrang nach
Trier-Zewen“ sollte den Bürgerin-
nen und Bürgern von Deutsch-
lands ältester Stadt einen digita-
len Vorgeschmack auf den bevor-
stehenden uantensprung im
Bahnverkehrswesen der Region
geben. Jetzt würden sie bald los-
gehen, die Bauarbeiten zu insge-
samt fünf neuen Bahnhaltepunk-
ten, die eine deutliche Verbesse-
rung im Pendlerverkehr nach Lu-
xemburg bringen sollten. Und das
sogar in absehbarer Zeit: Der Bau-
beginn sollte nach einer 2016 er-
stellten Präsentation des rhein-
land-pfälzischen Verkehrsministe-
riums Anfang 2019 sein, die Inbe-
triebnahme Ende 2020 erfolgen.

Doch fast vier Jahre nach der
verheißungsvollen PR-Kampagne
vom Juli 2017 herrscht Katerstim-
mung mit Blick auf das Prestige-
Verkehrsprojekt; noch kein einzi-
ger Bagger ist angerollt. Die West-
strecke Trier ist für die Großre-
gion, was der Pannenflughafen
BER für Berlin ist: Eine unendli-
che Verzögerungsgeschichte. Wie
Recherchen des „Luxemburger
Wort“ ergeben haben, ist auch der
zuletzt genannte Start für Ende
2024, an den sich die deutschen

Projektbeteiligten klammern,
kaum noch einzuhalten.

Nur die CFL hält Wort
Dabei war in den ursprünglichen
Planungen aus den frühen 2010er-
Jahren ein Start der Weststrecke
2018 geplant gewesen. Dieses Ziel-
datum wurde immer wieder in die
Zukunft verschoben. Einzig die lu-
xemburgische CFL hielt sich an die
Abmachungen: Im Dezember
nahm sie wie vereinbart die neue
Regionalbahn-Linie 3 in Betrieb,
die von montags bis samstags zwi-
schen Wittlich und Luxemburg
fährt und an fast allen Bahnhöfen
auf deutscher Seite hält. Doch an-
ders als geplant, fahren die Züge
nicht über den Westen der Rö-
merstadt, sondern auf der alten
Strecke im Osten via Trier Haupt-
bahnhof und Trier Süd.

Im Interview mit dem „Luxem-
burger Wort" gab sich Mobilitäts-
minister François Bausch (Déi
Gréng) im Frühjahr 2019 diploma-
tisch; er äußerte keine Kritik an
den politisch Verantwortlichen im
Nachbarland, sondern sagte: „Der
Wille ist da, dass der Zeitplan für
die Eröffnung der Bahnhöfe 202
eingehalten werden kann.“

Wenig später wurde diese Er-
öffnung auf ein Datum in mittle-
rer Zukunft gelegt: Zum Fahrplan-
wechsel im Dezember 2024 soll es
dann endlich so weit sein. Dieses
Zieldatum gilt auch heute noch, be-
tonen die Verantwortlichen auf
deutscher Seite auf Nachfrage. Da-
bei muss gar keine komplett neue
Schienenstrecke gebaut werden
Im Westen der Stadt liegen die vor-
handenen Gleise, die derzeit aller-
dings nur für den Güterverkehr ge-
nutzt werden. Um die Strecke für
Personenzüge fit zu machen, müs-
sen lediglich Anpassungen etwa im
Bahnsteigbereich vorgenommen
werden und die neuen Trierer Hal-
tepunkte Hafenstraße, Pallien,
Trier-West, Euren und Zewen ge-
baut werden. Sie sollen mit
Park & Ride -Angeboten für Autos
und Fahrräder ausgestattet wer-
den und dürften für viele Luxem-
burg-Pendler interessant werden.

Auf deutscher Seite gibt es
eine Vielzahl an beteiligten Ak-
teuren, darunter der Zweckver-
band Schienenpersonennahver-
kehr Rheinland-Pfalz Nord (SPNV
Nord) und von Bahn-Seite DB Sta-
tion und Service GmbH und DB
Netz AG. Die Stadt Trier ist für
die Umfeldgestaltung der Bahnhö-
fe zuständig. Ihre Planungen seien
„entsprechend ihrer angedachten
Umsetzung in Bearbeitung“, sagt
Sprecher Ernst Mettlach. Bei eini-
gen Haltepunkten seien die Ent-
würfe fertiggestellt und notwendi-
ge Grundstücke bereits erworben
worden. „Nach derzeitigem Sach-
stand wird die Stadt überwiegend
2024 mit den Bauarbeiten der Um-
feldmaßnahmen beginnen“, pro-
gnostiziert Mettlach.

Genehmigung erz gert sich
Doch die Stadt kann mit ihren Um-
feld-Baumaßnahmen überhaupt
erst anfangen, wenn die Bahn die
neuen Haltepunkte fertiggestellt
hat. Diese Arbeiten sollen nach den
bisherigen Plänen 2023 beginnen.
Es ist ein ambitionierter Zeitplan,
der jedoch einen Haken hat: Als
er erstellt wurde, waren alle Ver-
antwortlichen davon ausgegan-
gen, dass eine Genehmigung im
Sommer 2020 vorliegt, sprich:
Dass bis dahin ein Planfeststel-
lungsbeschluss erarbeitet worden
ist – der jedoch auch jetzt noch
nicht vorliegt, ein Dreivierteljahr
später.

Zuständig für die Genehmigung
ist das Eisenbahn-Bundesamt mit
Sitz in Bonn. Dort gibt man sich
trotz jahrelanger Prüfung sehr zu-
rückhaltend: „Eine zeitliche Pro-
gnose für den Abschluss des Ver-
fahrens ist derzeit leider nicht
möglich“, heißt es auf Anfrage. Die
DB Netz AG habe zuletzt im De-
zember 2020 Unterlagen nachge-
reicht; es gehe derzeit um natur-
schutzrechtliche Ersatzmaßnah-
men. Warum genau es zu der Ver-
zögerung kommt, dazu verweigert
das Amt die Auskunft – und hält
sich ähnlich bedeckt wie die ande-
ren Projektpartner. Eine Spreche-
rin der DB Netz AG versichert,

dass sie davon ausgehe, „dass wir
noch in der ersten Jahreshälfte eine
Baugenehmigung erhalten“. Sie
versichert: „Nach wie vor können
wir den Terminplan mit einer In-
betriebnahme der Strecke 2024
halten. Parallel arbeiten wir dafür
auch an Alternativen, falls sich das
Genehmigungsverfahren weiter
verzögern sollte.“

Kein Einblick in den Fahrplan

Doch wie soll ein Terminplan ein-
zuhalten sein, bei dem sich die Ge-
nehmigung um mindestens ein
Dreivierteljahr, wenn nicht noch
viel länger verzögert haben wird?
Ist es realistisch, dass die fünf neu-
en Bahnhaltepunkte sowie das
Umfeld in knapp zwei Jahren fer-
tiggestellt sein werden? Hinter
vorgehaltener Hand äußern viele
Beteiligte Zweifel. Um überprüfen
zu können, ob der Fahrplan bis
2024 auf Sand gebaut oder realis-
tisch ist, müsste man Details ken-
nen. Doch auch auf Nachfrage wei-
gert sich die DB Netz AG, diese De-
tails mitzuteilen.

Dabei geht es um mehr als um
eine attraktive Zuganbindung für
Tausende Einwohner der prospe-
rierenden westlichen Trierer
Stadtteile. Eine Verzögerung der
Weststrecke bis 2025 oder gar noch
später hätte Auswirkungen auf die
gesamte Zugfrequenz zwischen
Wittlich und Luxemburg. Denn es
gibt erste Überlegungen auf deut-
scher Seite, dass künftig vor allem
in den Hauptverkehrszeiten mehr
schnelle Regionalexpress-Züge auf
der Oststrecke fahren sollen. Dies
ist jedoch erst dann möglich, wenn
die langsamere Regionalbahn auf
der Weststrecke unterwegs ist.• Eine zeitliche• Prognose für den

Abschluss des

Verfahrens ist
derzeit leider nicht
möglich.
Deutsches Eisenbahn -Bundesamt
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Uni Luxemburg und Paul Wurth richten Lehrstuhl für Energieverfahrenstechnik ein
Luxemburg. Das Unternehmen Paul
Wurth und die Universität Lu-
xemburg haben eine Vereinba-
rung zur Einrichtung und Finan-
zierung des Lehrstuhls „Paul
Wurth Chair in Energy Process En-
gineering“ getroffen, zunächst
über fünf Jahre. Ziel ist es, Spit-
zenforschung auf dem Gebiet der
Wasserstoffverarbeitung und ver-
wandter kohlenstoffneutraler In-

dustrieprozesse zu betreiben.

Vorreiter bei Wasserstoff
Luxemburg soll ein Kompetenz-
zentrum im Bereich Wasserstoff-
wirtschaft werden. Wasserstoff
gilt als entscheidender Faktor für
künftige Energiesysteme und die
Energiewende sowie für den ber-
gang zu umweltfreundlicheren

Energiequellen. Eine mögliche Lö-
sung liegt in Power -to -Liquid -An-
wendungen für die Produktion von
synthetischen Kraftstoffen und
nachgelagerten Produkten. Was-
serstoff verspricht auch, eine Al-
ternative zur Kohle zu werden –
sowohl als Reduktionsmittel in der
Stahlerzeugung als auch als Trei-
ber für die tiefgreifende Transfor-
mation der Stahlindustrie, die heu-

te ein großer CO2-Emittent ist.
„Am Hauptsitz von Paul Wurth in
Luxemburg befindet sich das glo-
bale Wasserstoff-Kompetenzzen-
trum der SMS group. Gemeinsam
arbeiten wir an den Dekarbonisie-
rungslösungen von morgen, mit
dem klaren Ziel, eine CO2-freie
Stahlproduktion weltweit zu er-
möglichen“, erklärte Hans Ferkel,
CTO der SMS group. Paul Wurth
ist Teil der Gruppe.

Ein weiteres Ziel der Initiative
ist, den Fachkräftemangel bei In-
genieuren zu beheben.



uxemburg beteiligt sich am aia PX-Pro ekt
Luxemburg. „Daten sind das neue
Öl.“ Diese in letzter Zeit häufig be-
mühte Analogie soll unterstrei-
chen, wie wichtig der digitale Roh-
stoff in Zukunft als Schmiermittel
der Wirtschaft werden wird. Aber
wie beim tatsächlichen Öl machen
auch in der Daten-Ökonomie nicht
unbedingt diejenigen den großen
Reibach, die das Zeug zutage för-
dern, sondern diejenigen, die es
raffinieren, veredeln und im Be-
sitz der entsprechenden Infra-
struktur sind. In Bezug auf Daten
ist die entscheidende Infrastruk-
tur immer mehr die sogenannte
Cloud, eine Technologie, die es er-
möglicht, dass Informationen nicht
mehr auf Rechnern oder Unter-
nehmensservern liegen, sondern in
großen Datenzentren von IT-
Dienstleistern. In diesem wichti-
gen Feld ist Europa aber inzwi-
schen zu so einer Art Entwick-
lungsland geworden, das von der
Wertschöpfung der digitalen Roh-
stoffe kaum profitiert. Denn der
Cloudmarkt wird schon lange von
den großen amerikanischen Fir-
men wie Amazon oder Microsoft
dominiert, eine wirkliche europäi-
sche Konkurrenz ist bestenfalls in

Nischen erkennbar.

Europ ische Datensou er nit t

Das zu ändern und dafür zu sor-
gen, dass Europa nicht auch den
nächsten großen Entwicklungs-
schub in der digitalen Welt ver-
schläft, hat sich das Projekt Gaia-
auf die Fahnen geschrieben. Ur-

sprünglich von Frankreich und
Deutschland initiiert, beteiligt sich
seit gestern auch Luxemburg offi-
ziell mit einem eigenen „Hub“ an
der Initiative. Am Ende der Ent-
wicklung von Gaia- X soll eine ge-
meinsame europäische Cloudinfra-
struktur stehen, an der sich so-
wohl Anwender als auch Anbieter
wie Datenzentren oder IT-Dienst-
leister beteiligen können.

Im Unterschied zu den ameri-
kanischen Anbietern, die die Kun-
den fest an ihr Technologie-“Öko-
system“ binden wollen, soll die
europäische Alternative offen sein
und es den Anwendern erleich-
tern, zwischen einzelnen Diensten
zu wechseln. „Dies ebnet den Weg
zu einem europäischen vertrau-
enswürdigen Datenökosystem mit
wettbewerbsfähigen datengesteu-
erten Diensten und Anwendun-

gen“, sagte Wirtschaftsminister
Franz Fayot bei der Konferenz zum
Start der Initiative in Luxemburg.
Es gehe bei dem Vorhaben auch
darum, die „Datensouveränität für
Europa sicherzustellen“, betont
Sasha Baillie, die CEO der Innova-
tionsagentur Luxinnovation, die
Gaia- in Ln Luxemburg koordiniert.
Dass diese Souveränität unter den
gegenwärtigen Bedingungen in Ge-
fahr ist, machte nicht zuletzt der
20 18 von der US-Regierung be-
schlossene sogenannte Cloud Act
deutlich, der amerikanische Unter-
nehmen verpflichtet, Nutzerdaten
herauszugeben, selbst wenn diese
Daten nicht auf amerikanischem
Boden liegen.

Bei Gaia- Xsoll es aber nicht nur
darum gehen, unabhängiger von
den US-Anbietern zu werden. Es
sollen auch künftige Anwendungs-
möglichkeiten der Daten-Techno-
logie vorhergesehen werden, auf
die die neue Infrastruktur dann
von Beginn an ausgerichtet wer-
den soll. Zu diesem Zweck wer-
den im ersten Schritt auf nationa-
ler Ebene Arbeitsgruppen in ver-
schiedenen Branchen wie Indus-
trie, Gesundheit oder Finanzen ins
Leben gerufen. „Im Grunde geht es
darum, viele verschiedene Stake-
holder einzubeziehen, die im
Datenökosystem tätig sind –

Unternehmen, Forschungsakteure
und Behörden. So soll sicherge-
stellt werden, dass ihre Bedürfnis-
se und Anforderungen vollständig
verstanden werden und sich in den
späteren Lösungen widerspie-
geln“, sagt Baillie. „Es kommt also
darauf an, zunächst den Nutzern
zuzuhören ein wirklicher Bottom-
up-Ansatz.“ Tatsächlich stehen so
zunächst weniger konkrete Infra-
strukturmaßnahmen im Mittel-
punkt als vielmehr die Definition
künftiger Standards. Ein Beispiel
für eine mögliche Anwendung ist
der grenzüberschreitende Aus-
tausch von Krankenhausdaten
über die Cloud, um beispielsweise
Epidemien früher zu erkennen und
die Erforschung von Behandlungs-
methoden zu beschleunigen. Da-
mit solche Ansätze funktionieren,
muss aber sichergestellt sein, dass
die Daten einheitlich und nach
einem gleichen Standard struktu-
riert sind. „Wir brauchen ein ko-
härentes, harmonisiertes System
zum Austausch von Daten“, sagt
Baillie. Einen genauen Zeitplan,
wie die Ergebnisse der Arbeits-
gruppen in konkrete Infrastruk-
tur-Investionen übersetzt werden
sollen, gibt es allerdings noch
nicht. hK



Die unter Corona-Einschränkungen gedrehte bitterböse Satire des rumänischen Regisseurs Radu Jude gewinnt die Berlinale

Radu Jude konnte sein Glück nicht
fassen, und wollte es erst einmal
nicht glauben, als der Künstleri-
sche Leiter der Berlinale, Carlo
Chatrian, ihm die Nachricht in
einer Videokonferenz überbrach-
te. Die erste Reaktion des Regis-
seurs wurde aufgezeichnet und
kurz nach der offiziellen Bekannt-
gabe der Wettbewerbsgewinner
über die sozialen Medien verbrei-
tet. „Das ist doch ein Scherz!“,
zweifelt er erst. Und seine Produ-
zentin Ada Solomon schlägt die
Hände vors Gesicht, als ihr die
Freudentränen kommen. Der Gol-
dene Bär, der Hauptpreis eines der
wichtigsten Filmfestivals der Welt,
geht an Judes Film „Bad Luck Ban-
ging Or Loony Porn" - und damit
auch an das Koproduktionsteam
aus Luxemburg.

Postproduktion in Luxemburg

Denn hinter dem Projekt stand
Paul Thiltges mit seiner Firma Paul
Thiltges Distributions (PTD).
„PTD hat den Film zusammen mit
dem Filmfund und dessen Cine-
world-Fond (200000 Euro) mit
insgesamt 218 000 Euro koprodu-
ziert. Das sind 23 Prozent des Film-
budgets“, sagte Thiltges beim Start
der diesmal wegen Covid-19 zu-
nächst auf ein Businesstreffen re-
duzierten Berlinale auf Nachfrage
des „Luxemburger Wort“ am ver-
gangenen Montag mit.

In Luxemburg wurden beson-
ders Nacharbeiten gemacht: am
Ton (Michel Schillings), am Bild
(Raoul Nadalet) und die Anfangs-

und Schlußtitel (u.a. PTD Studio).

Als die Entscheidung gestern be-
kanntgegeben wurde, war Thilt-
ges nicht mehr zu bremsen. „Seit
30 Jahren warte ich auf den Tag,
wo ich auch einmal einen großen
Preis abholen kann, und deshalb ist
es umso schöner, wenn ich heute
den Goldenen Bär mit meiner Kol-
legin Ada Solomon [Anm. d. Red.:
die hauptverantwortliche Produ-
zentin des Films], mit der ich vor
fast 15 Jahren zum ersten Mal den
Dokumentarfilm ,Gold Waves' von
Alexandru Solomon koproduziert
habe, digital entgegennehme", so
der Produzent. „Die rumänischen
Filme bringen uns Luxemburgern
scheinbar Glück, nach ,Collective'
- von Koproduzent Bernard Mi-
chaux und Samsa Film - ist es nun
Radu Judes Film, mit dem wir zu
unerwarteten Ehren kommen, das
freut uns umso mehr, als Radu
einen Film gemacht hat, der kein
Blatt vor den Mund nimmt und uns
allen (nicht nur den Rumänen)

einen Spiegel vor die Nase hält."
Und Thiltges weiter: „Wir alle

bei PTD sind überglücklich und
stolz, an diesem Film mitgearbei-
tet zu haben. Unser Dank geht an
alle, die mitgeholfen haben, an Film
Fund Luxembourg, Espera Produc-
tions, Philophon und alle unsere
Mitarbeiter. Heute ist ein wunder-
schöner Tag!"

Nur digital? Die Preise der 71.
Berlinale werden zwar im Rah-
men des derzeit laufenden Bran-
chentreffs angekündigt, vergeben
werden sie allerdings im Sommer,

wenn das diesmal abgetrennte öf-
fentliche Festival stattfindet. Das
sogenannte Berlinale Summer Spe-
cial ist vom 9. bis 20. Juni 21 ge-
plant.

Präsentation beim LuxFilmFest

Der Premier- und für den Filmbe-
reich und die Filmförderung zu-
ständige Medienminister Xavier
Bettel äußerte sich via Twitter
noch aus der mittäglichen Regie-
rungsratssitzung: „Toutes mes fé-
licitations à Paul Thiltges, Adrien
Chef et toutes les équipes d'avoir
remporté l'Ours d'Or à la avec leur
coproduction! Cette prestigieuse
récompense souligne la vivacité du
secteur luxembourgeois de la pro-
duction audiovisuelle!“

Der Regisseur Radu Jude selbst
hatte sich bereits am vergangenen
Dienstag, als der Film für die Ber-
linale-Pressevertreter vorgestellt
wurde, zu der Zusammenarbeit mit
den Luxemburger Partnern geäu-
ßert: „Es ist wunderbar, solche
Unterstützung zu erhalten. Jen-
seits der finanziellen Hilfe ist es
besonders auch der Mut, solch
einen Film zu unterstützen. Das
war spürbar und hat mich sehr ge-
stärkt."

Filmfans haben Glück: der Film
ist im Programm des diesjährigen
Luxembourg City Film Festival -
im Gegensatz zur Berlinale - so-
gar im Kino erlebbar. Im Rahmen
des Programmteils „Films made
in/with Luxembourg" steht am 10.
März die Präsentation auf der Lein-
wand an, am 11. März steht er on-

line zur Verfügung.
Doch Vorsicht: Er ist eher et-

was für Erwachsene. „Radu Jude
liefert eine aufrüttelnde Mischung
zwischen unkonventioneller Form,
respektlosem Humor und bissi-
gem Kommentar zu Heuchelei und
Vorurteilen in unserer Gesell-
schaft“, so das Pressedossier zum
Berlinale-Beitrag.

Der Film nennt sich bewusst
„Skizze eines Films“ und funktio-
niert eher wie ein Notizbuch um
die Rahmenhandlung. Die Lehre-
rin Emi, gespielt von Katia Pasca-
riu, bekommt die Härte einer digi-
talen Gesellschaft zu spüren. Ein
mit ihrem Mann produziertes Sex-
tape kommt in die Öffentlichkeit.
„Und das in einer Gesellschaft (der
postsozialistischen, aber letztlich
unser aller), welche drauf und dran
ist, sich im Social-Network-Dis-
kurs aus restaurativen Sauber-
mannattitüden, pseudopolitischer
Besserwisserei, scheinheiligem
Chauvinismus und grotesken Ver-
schwörungstheorien zu verlieren.
Alle haben Meinung. Die Debatte
wird zum Tribunal - über konsen-
sualen Sex, Pornografie und mehr",
so die Zusammenfassung im Berli-
nale-Programm.

• Heute ist ein• wunderschöner
Tag!
Paul Thiltges, Koproduzent

Mehr rund um die Auszeichnung auf
฀ https: / /www.wort.Iu/de/kultur

Die Begründung der Jury im Wortlaut
Die Jury begründete ihre Entscheidung
so: „Der Goldene Bär geht an einen
Film, der die seltenen und grundlegen-
den Eigenschaften eines beständigen
Kunstwerks besitzt. Es fängt auf der
Leinwand den eigentlichen Gehalt, die
Quintessenz, Geist und Körper, die
Wertvorstellungen und das nackte

Fleisch unseres gegenwärtigen Augen-
blicks ein. Genau dieses Augenblicks
menschlichen Daseins. Er tut das, in-
dem er den Zeitgeist heraufbe-
schwört, ihn ohrfeigt, zum Duell her-
ausfordert. Und damit hinterfragt er
auch den gegenwärtigen Zeitpunkt im
Kinofilm, indem er mit derselben Ka-

merabewegung unsere gesellschaftli-
chen und filmischen Konventionen er-
schüttert. Es ist ein kunstvoll ausge-
arbeiteter Film, der zugleich ausgelas-
sen ist, intelligent und kindisch, geo-

metrisch und lebendig, auf beste Art
ungenau. Er greift die Zuschauer*in-
nen an, ruft Widerspruch hervor, und
erlaubt doch niemandem, Sicherheits-
abstand zu halten." Quelle: Berlinale



Preisträger der Berlinale
Die Preisträger der 71. Berlinale ste-
hen fest. Die Jury gab ihre Entschei-
dung am Freitag in einem Internet-
video bekannt. Verliehen werden
die Auszeichnungen wegen der
Pandemie erst im Juni.
Goldener Bär für den besten Film:
„Bad Luck Banging or Loony Porn"
von Radu Jude
Silberner Bär Großer Preis der Ju-
ry: „Wheel of Fortune and Fantasy"
von Ryusuke Hamaguchi
Silberner Bär Preis der Jury: „Herr
Bachmann und seine Klasse" von
Maria Speth
Silberner Bär für die beste Regie:

Dénes Nagy für „Natural Light"
Silberner Bär für die beste schau-
spielerische Leistung in einer
Hauptrolle: Maren Eggert in „Ich
bin dein Mensch" von Maria Schra-
der
Silberner Bär für die beste schau-
spielerische Leistung in einer
Nebenrolle: Lilla Kizlinger in „Fo-
rest - I See You Everywhere" von
Bence Fliegauf
Silberner Bär für das beste Dreh-
buch: Hong Sangsoo für „Introduc-
tion"
Silberner Bär für eine herausra-
gende künstlerische Leistung: Yi-
brän Asuad für die Montage von „A
Cop Movie" von Alonso Ruizpalaci-
os.
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Radreisen erlebt nicht erst seit Corona einen zweiten

Frühling. Die eigene oder eine andere Region entdecken,
ohne dabei die Umwelt zu belasten — in ganz Europa
im Trend. Auch die Luxemburger Tourismusstrategie
setzt verstärkt auf Radtourismus.

Ich stand einmal auf einer Fähre in Lett-

land, umzingelt von Fahrrädern mit Radta-

schen und Trinkflaschen und ihren braun-

gebrannten Besitzern in Radlerhosen.

Zwei von ihnen suchten sich gegenseitig

zu beeindrucken mit den vielen Kilome-

tern, die sie in kurzer Zeit auf dem Rad

zurückgelegt hatten, mit dem Sommer, in

dem sie die Tadschikistan-Tour aussetzen

mussten, wegen einer Sportverletzung.

Hatte ich kurz zuvor erwägt, die südliche
Ostsee einmal auf dem Rad abzufahren,

schreckte mich die zu erwartende Gesell-

schaft nun ab. Für mich war Radfahren nie

mit Leistung verbunden. Das gemütliche
Hollandrad mit Korb und breitem Sitz, ent-

spannt ins Pedal treten, absteigen, wenn
es sich lohnen könnte.

Wer Zug fährt, kann den Schaffner nicht

bitten, eben anzuhalten, wenn er, an einer
schönen Kirche vorbeirollt, die er gern von
innen sehen würde. Auf der Autobahn Hun-

derte von Kilometern nur Schallschutzwän-

de und Böschungen. Mit dem Rad steige

ich ab, lehne es an die Bank, um fünf Minu-

ten die Aussicht zu genießen.

„Slow Tourism" in all seinen Bedeutungen.
Wer sich auf das Rad setzt, spart Abgase.

Doch auch die Eindrücke, die bleiben, sind

nachhaltig. Luxemburg hat eine gute Aus-

gangsposition für Radtourismus. Das Land

ist einigermaßen eben, viel Wald ist auch da

— für Tagesausflüge oder eine Tour durch

ganz Luxemburg, ein paar Tage oder eine

Woche. Wer viel Zeit hat, kann der Eurovelo
5 Route bis Brüssel oder Rom folgen.

Inzwischen hat auch die Regierung das Po-

tenzial und die Nachfrage bemerkt und setzt
seit einigen Jahren verstärkt auf Radtouris-

mus. Aktivtourismus steht im Programm für

diese Legislaturperiode. Doch schon .2011

hat die Regierung das Label Bed&Bike ins

Leben gerufen. Damit dürfen sich Unter-

künfte schmücken, die fahrradfreundlich

sind. Also zum Beispiel einen abschließ-

baren Fahrradraum haben, Flickzeug zur
Verfügung stellen und auch für eine Nacht

buchbar sind. Zurzeit tragen 95 Camping-

plätze, Hotels und Hütten dieses Label.

Für einen neuen Schub in der Vermarktung

vom Radwandern in Luxemburg hat das

Tourismusministerium die Pandemie als

Antrieb genommen. 2020 wurde das Pro-

jekt „Move, we carry" ins Leben gerufen.

Was andere europäische Tourismusregio-

nen schon seit Jahren erfolgreich vermark-

ten, ist nun auch in Luxemburg ankommen,

mit großem Erfolg, wie Tourismusminister
Lex Delles betont. Reiseveranstalter trans-
portieren das Gepäck von einer Unterkunft

zur nächsten. So kann, wer im Voraus sei-

ne Route plant, das Gepäck schon an der

eigenen Haustür abgeben und die Hügel

ohne zusätzliches Gewicht meistern.

Das nationale Radwegenetz wird ständig

erweitert. Waren es 2019 noch 632 Kilo-

meter, sollen es über 1.000 werden, wann

genau, weiß das Mobilitätsministerium je-

doch nicht. Im Süden und Osten sind die

Wege bereits gut miteinander verbunden,

im Norden und Westen enden einige in

Gemeinden ohne Anbindung zum Wei-

terradeln. Ziel von Mobilitäts- und Touris-

musministeriums Ist nun, die Gemeinden

und Sehenswürdigkeiten mit Zuwegen an
die Hauptrouten anzuschließen, Regionale

und kommunale Pisten ergänzen schon

jetzt das nationale Netz. Wer jedoch seine

eigene Route planen will, muss verschiede-

ne Quellen heranziehen, sich durch Inter-
netseiten und Pdf-Streckendetails klicken.
Google spuckt als erstes die Seite www.
velospisten.lu aus, die recht altmodisch

und unübersichtlich daherkommt und nur

die nationalen Radwege anzeigt. Die Anga-

ben auf der Seite wurden seit mindestens

sechs Jahren nicht aktualisiert, wie dem

Mobilitätsministerium - auf unsere Anfra-

ge hin auffällt, man werde daran arbeiten.

Das nationale Geoportal zeigt eine Karte,

auf der nationale wie regionale Radwe-

ge eingezeichnet sind. Nach einer ersten
Orientierung entdeckt man Höhenprofile,

Unterkünfte, Restaurants und Sehenswür-
digkeiten entlang und abseits der Routen

— und findet schließlich heraus: Luxemburg

per Rad, das geht.

Die beiden zuständigen Ministerien wollten

das im vergangenen Jahr unter Beweis

stellen und haben ini August Straßen für

den motorisierten Verkehr gesperrt und

Radpisten erweitert. „Wir haben gezeigt,

wie man in Luxemburg mit dem Rad rei-

sen und dabei das eigene Land entdecken

kann. Der Velosummer 2020 war sehr er-
folgreich", so die Bilanz von Lex Delles. Für

dieses Jahr ist eine Fortsetzung geplant.

„Wir sind im Gespräch mit verschiedenen

Gemeinden, um die schönsten Touren

auszuwählen. Sehr viele Gemeinden sind

interessiert, dabei mitzumachen."

Bisher haben vor allem Müllerthal und Mo-

seltal ihren Reiz für Radler spielen lassen.

Das Müllerthal schafft zurzeit ein Netz,

um Gemeinden in der Region untereinan-

der zu vernetzen und auch um die Anbin-

dung an das nationale Netz auszubauen.
Die Infrastruktur in den beiden stärksten
Tourismusregionen des Landes ist gut für

Mountainbiker wie für Radwanderer. In Zu-

kunft soll auch der Westen stärker in den

Fokus rücken. Dort tragen bisher nur zwei

Betriebe das Label Bed&Bike. „In Gutt-

land zum Beispiel könnte man das Tal der

sieben Schlösser sehr gut mit dem Rad

erkunden." Bisher schlägt der Tourismus-

verband Guttland auf seiner Internetseite
eine 27 Kilometer lange PKW -Route vor,

”Der Vëlosummer
2020 war

sehr erfolgreich."

Lex Delles



Luxemburg

per Rad,

das geht.
um die Schlösser abzufahren. Auch im

Norden sieht Delles Potenzial. „Sehr vie-
le Touristen kommen über die Vennbahn

nach Ulflingen. Da gilt es nun, die Anbin-

dung ins ganze Land über sichere Fahr-

radnetze auszubauen." Von Seiten des

Verkehrsministeriums geht es zurzeit aber

vor allem um die Pendler. Das größte Pro-

jekt momentan ist der Radschnellweg von

der Hauptstadt über die Cloche d'Or nach

Esch/Alzette und Belval. Dieser soll 2022

fertiggestellt werden und darf — natürlich

auch — für Freizeitradler herhalten. *



Nach vielen Jahren
ist es soweit: Die neue
Rechtsverordnung für

den Kanutourismus

auf der Sauer steht. Für
Freizeitsportler gibt es mehr
Einstiege, ein Befahrverbot
im Frühjahr und neue
Regeln bei niedrigem Pegel.
VON SABINE SCHWADORF

BOLLENDORF/LUXEMBURG/KOBLENZ
Regelmäßig in heißen Sommern

wird das kühle Nass der Sauer zum
Streitpunkt zwischen Freizeitsport-
lern und Urlaubern auf der einen Sei-
te sowie Naturschützern und Anglern
auf der anderen Seite. Wie viele Ka-

nus und Schlauchboote sind zu viel
des Guten? Ab wann sind naturna-
he Uferbereiche und Vogelnistplät-
ze durch Paddler und Kanuten ge-
fährdet?

Damit dauerhafte Schäden am
Ökosystem vermieden werden, weil
Urlauber und Freizeitsportler die
Uferbereiche zertrampeln oder Tie-
re aus Sträuchern und Gewässer ver-

jagen, hat sich die Struktur- und Ge-
nehmigungsdirektion (SGD) Nord
mit dem luxemburgischen Ministe-

rium für Umwelt, Klima und nach-
haltige Entwicklung nach mehreren
Jahren Vorlauf darauf verständigt,
die bestehenden Befahrensregeln
für die Sauer den aktuellen ökologi-
schen Anforderungen anzupassen.

Denn in den vergangenen Jahren
haben die Ausflüge mit Kanu, Kajak
oder Schlauboot stetig zugenom-
men. Außerdem wurden gesetzliche
Vorgaben des Bootsverbots regelmä-
ßig im Sommer umschifft, weil es un-

terschiedliche gesetzliche Vorgaben
gab und die Boote kurzerhand auf
der jeweils anderen Grenzseite zu
Wasser gelassen wurden.

Dass dies nicht unproblemtisch
ist, zeigen die Gefahren für die Fische
und ihren Laich, für Wasserpflanzen

sowie für Vögel und Libellen am Ufer.
Bereits 2015 hatten Untersuchun-
gen ergeben, dass es Handlungsbe-
darf gibt, weil sich die Situation für

die Fische gegenüber dem letzten
Monitoring aus dem Jahr 2004 er-
heblich verschlechtert hatte. Pflan-
zen wie der flutende Hahnenfuß sind
laut Experten mittlerweile gänzlich
verschwunden.

Der im Herbst 2020 vorgestellte
Entwurf der neuen Rechtsverord-
nung durch die SGD Nord in Ko-

blenz ist nach der Anhörung der Öf-

fentlichkeit inzwischen angepasst.

Die alte Regelung ist mehr als ein
Vierteljahrhundert alt und noch von

der damaligen Bezirksregierung Trier
1994 eingeführt worden. Im Rahmen
der Anhörung durch Betroffene, An-
rainer und Tourismusvertreter waren

bis Oktober etwa 50 Stellungnahmen
eingegangen. „Diese kritisierten die
Verordnung generell oder das Fahr-
verbot", heißt es von Seiten der SGD
Nord auf TV-Anfrage. Darüber hin-
aus wurden Vorschläge zur Ergän-
zung von Ein- und Ausstiegsstellen
gemacht.

Die neuen Vorgaben sind ein Kom-

promiss - sowohl in Richtung Frei-

zeittourismus als auch den Na-

turschützern gegenüber. „Nach

Auffassung der SGD Nord und der
luxemburgischen Behörde stellt die
nun gefundene Lösung eine gute Ab-
wägung zwischen der touristischen
Nutzung der Sauer und dem Natur-

schutz dar", erklärt denn auch Uwe
Hüser, Präsident der SGD Nord.

Das Fahrverbot auf der Sauer „mit

Kleinfahrzeugen aller Art ohne Ma-

schinenantrieb", wird künftig statt
vom 15. Juli bis 1. Oktober nun in
der Hauptlaichzeit der Fische und
der Hauptbrutzeit vieler Vögel zwi-

schen 29. Februar und 15. Juni gelten.
So sollen die Tiere eine Schonzeit vor

den Kanuten bekommen. Außerdem
wird das Befahren der Sauer zwi-
schen Wallendorf und Wasserbillig
zudem bei einem Pegelstand unter
56 Zentimetern am Messpunkt Bol-
lendorf verboten. Zunächst waren 60

Zentimeter geplant, so wie die Ang-
ler vom Anglerverein A. C. Grenzland-
angler Bollendorf dies schon lange
gefordert hatten, weil der Pegel am
Sauerstaden mehrmals bei 55 Zen-

timetern gelegen hatte. Auch der

Luxemburger Sportfischerverban-
des FLPS hielt diesen Pegel bislang
als „absolut notwendig".

Kritiker einer neuen Verordnung
wie Hanna van de Braak, Touris-

musreferentin bei der Industrie -
und Handelskammer Trier, halten
das Fahrverbot bei einem zu niedri-
gen Pegelstand für „zu restriktiv". Ein

Fahrverbot im Frühjahr, zur Laich-
zeit der Fische, sei vielleicht noch zu
verhaften. Es gefährde jedoch gene-
rell die Existenz von Bootsverleihrn,

Gastronomen, Hoteliers und Einzel-
händlern in der Grenzregion.

Bei Zuwiderhandlungen gegen die
neue Verordnung drohen immerhin
bis zu 50 000 Euro Bußgeld. Ausnah-
men für ein Befahren der Sauer sind
laut SGD Nord im Einzelfall und un-

ter Auflagen jedoch möglich. So durf-
te ein Luxemburger Kanuverleiher,
der sich 1997 eine Ausnahmegeneh-
migung vor dem Verwaltungsgericht

Trier erstritten hatte, 200 Boote pro
Tag zu Wasser lassen, solange der
Wasserpegel in Bollendorf nicht un-
ter 50 Zentimeter sinkt.

Konkret steht fest, dass drei wei-
tere neue Ein- und Ausstiegsstellen
geplant sind und damit dann sieben
Stellen in Deutschland (Wallendorf,

Bollendorf, Camping Altschmiede,
Echternacherbrück, Wintersdorf,

Metzdorf, Langsur) und acht in Lu-

xemburg (Walldorf-Pont, Dillingen,
Bollendorf-Pont, Echternach, Ro-

sport, Born, Moersdorf, Wasserbil-
lig) bestehen.

Im nächsten Schritt befasst sich
nun der luxemburgische Regierungs-
rat mit der Verordnung. Sobald die-
ser zugestimmt hat, wird der Entwurf
veröffentlicht. In Kraft treten wird die
neue Rechtsordnung, nachdem die-
se das gesamte luxemburgische Noti-

fizierungsverfahren durchlaufen hat.
Denn für den Fluss sind Deutsch-
land und Luxemburg gemeinsam
verantwortlich. Ziel war es, die Re-

gelung noch vor der neuen Kanusai-
son in diesem Frühjahr unter Dach
und Fach zu bekommen, was zeit-
lich trotz langen Vorlaufs wohl knapp
werden wird.
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Luxemburg erinnert sich am 25. nationalen Resistenztag an Kriegsopfer
Von Raymond Schmit
Luxemburg. „Sie sind gestorben für
Freiheit und Unabhängigkeit.“ Das
sagte Generalvikar Patrick Muller
gestern im Rahmen der Gedenk-
feier zum 25. nationalen Resis-
tenztag. An diesem Tag wird an al-
le Luxemburger erinnert, die wäh-
rend der deutschen Besatzung zwi-
schen 1940 und 1945 Opfer von Ge-
walt und Unterdrückung wurden.

Der nationale Resistenztag be-
gann mit einer Messe, die in der
Glacis-Kapelle von Generalvikar
Patrick Muller gefeiert wurde. An-
schließend wurden beim Hin-
zerter Kreuz auf dem Liebfrauen-
friedhof von Parlamentspräsident
Fernand Etgen, Staatsratspräsiden-
tin Agnès Durdu, Premierminister
Xavier Bettel, der Bürgermeisterin
der Stadt Luxemburg, Lydie Pol-
fer, und den Widerstandsorgani-
sationen Blumen niedergelegt.

Im Namen der Demokratie

In den Ansprachen von Claude
Wolf, Präsidentin des Comité pour
la mémoire de la Deuxième Guer-
re mondiale, und Premierminister
Xavier Bettel wurde nicht nur an
die Opfer der Luxemburger erin-
nert, die sich während des Zwei-
ten Weltkriegs für Freiheit und De-
mokratie einsetzten. Man sollte an
diesem Tag nicht nur diejenigen
würdigen, die zwischen 1940 und
1945 den deutschen Besatzern die
Stirn boten, sondern an alle Men-

schen denken, die im Laufe der Ge-
schichte weltweit für Demokratie,
Freiheit und Menschenrechte ein-
traten, so Wolf.
Xavier Bettel nutzte die Gele-

genheit, um in Zeiten der Corona-
Pandemie an das Solidaritätsge-
fühl aller Luxemburger zu appel-
lieren. Den Begriff Widerstand hät-
ten manche noch nicht richtig ver-
standen, bedauerte der Premier
mit Verweis aus Corona-Leugner
und Verschwörungstheoretiker.
Der nationale Resistenztag wurde
1997 eingeführt. Bis dahin wurde je-
des Jahr die sogenannte Hinzerter
Messe gefeiert. An diesem Gedenk-
tag soll an all die Luxemburger er-
innert werden, die während des
Zweiten Weltkriegs von den deut-
schen Besatzern in Konzentrations-
lager, Gefängnisse oder die Um-
siedlung verschleppt wurden, in
die Wehrmachtsuniform gezwun-
gen wurden oder im Widerstand
aktiv waren, um sich einem über-
mächtigen Feind entgegenzustem-
men. Dass der Tag jedes Jahr Ende
Februar begangen wird, ist aber
kein Produkt des Zufalls.

Gedacht wird bei dieser Gele-
genheit besonders der 23 Wider-
standskämpfer, die am 25. Februar
1944 in einem Wald in der Nähe
des SS-Sonderlagers Hinzert im
Hunsrück hingerichtet wurden. Es
war nicht die erste Massenhin-
richtung in dem Lager, das von 1939
bis 1945 bestand und in den Augen

der Nazis „nur ein kleines KZ“ war.
Schon zwischen dem 2. und dem

10. September 1942 waren 20 Lu-
xemburger nach dem General-
streik als Reaktion auf die Ver-
kündung der allgemeinen Wehr-
pflicht für die jungen Männer der
Jahrgänge 1920 bis 1924 auf An-
ordnung des Gauleiters Gustav Si-
mon am 30. August 1942 als ab-
schreckende Maßnahme in klei-
nen Gruppen in Hinzert erschos-
sen worden.

In das SS-Sonderlager unfern
von Trier wurden während des
Zweiten Weltkriegs besonders vie-
le Luxemburger verschleppt. Ins-
gesamt 1 00 Menschen aus dem
Großherzogtum erlebten dort die
Hölle. Für viele war es nur eine ers-
te Etappe auf einem langen Lei-
densweg, weil sie später in andere
Konzentrationslager überführt
wurden. Andere uellen sprechen
von 1900 Luxemburgern.

Genaue Zahlen kennt man nicht,
weil zahlreiche Dokumente von
der Lagerleitung angesichts der an-
rückenden amerikanischen Streit-
kräfte Anfang März 1945 zerstört
wurden. 82 Luxemburger kamen in
Hinzert ums Leben. Sie wurden er-
mordet oder starben an den Fol-
gen von Misshandlungen und
Krankheiten.

Erinnerung an alle Kriegsopfer

Erinnert wird mit dem nationalen
Gedenktag nicht nur an die Toten

von Hinzert, die stellvertretend
für viele andere stehen, sondern
an sämtliche Kriegsopfer in den
Jahren 1940 bis 1945 in Luxem-
burg.

Aus politischen Gründen wur-
den während der Kriegsjahre aus
dem damals 290 000 Einwohner
zählenden Land 3 963 Menschen in
Konzentrationslager wie Dachau,
Buchenwald, Natzweiler-Struthof,
Mauthausen, Ravensbrück oder
Sachsenhausen verschleppt. 791
von ihnen überlebten die Qualen
nicht. Ebenfalls aus politischen
Gründen wurden 4136 Einwohner
in Lager in Schlesien, dem heuti-
gen Polen, umgesiedelt. 154 star-
ben während der Umsiedlung.

In die deutsche Wehrmacht
wurden ab 1942 10 211 junge Lu-
xemburger zwangsverpflichtet.
2 848 von ihnen sahen ihre Hei-
mat nie wieder. Die meisten von
ihnen starben an der Ostfront.
3 610 junge Männer tauchten
unter, als sie den Stellungsbefehl
erhielten, und entzogen sich so-
mit der Zwangsverpflichtung.

Die Unterdrückung traf aber
nicht nur die männliche, sondern
auch die weibliche Bevölkerung.
Von 3 614 Mädchen und jungen
Frauen, die in den Reichsarbeits-
dienst gezwungen wurden, über-
lebten deren 58 nicht. Besonders
groß war die Opferzahl unter der
jüdischen Bevölkerung. Von 1289
Männern Frauen und Kindern jü-
dischen Glaubens, die zu dem Zeit-
punkt in Luxemburg lebten, ent-
kamen nur 81 dem Tod.
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STATEC Aber (völlig) gleichgestellt sind Frauen hierzulande noch nicht
Frank Goebel
Je komplexer Datensätze wer-
den, desto mehr Raum zur
Interpretation geben auch da-
raus abgeleitete Statistiken.
Aus der neuesten Veröffent-
lichung der luxemburgischen
Statistikbehörde Statec zu
Lohnunterschieden zwischen
Frauen und Männern lassen
sich jedenfalls einige zunächst
anscheinend widersprüchliche
Eindrücke gewinnen – je nach-
dem, an welcher Stelle man in
den Report hineinschaut, der
sich auf das Jahr 2018 bezieht:
Da kann man einerseits fest-
stellen, dass Frauen nach wie
vor schnell und geradezu sys-
tematisch abgehängt werden,
vor allem, wenn sie gering
qualifiziert sind und in Teil-
zeit arbeiten (was bei ihnen
sehr oft vorkommt). Es ge-
lingt ihnen aber auch immer
besser, in Führungspositionen
zu kommen. Und je nachdem,
welchen Bildungsgrad und
welches Alter man betrachtet,
verdienen sie sogar teils deut-
lich mehr als ihre männlichen
Kollegen.

Bezogen auf den Stundenlohn be-
trägt das Lohngefälle zwischen
Frauen und Männern nur 1,6
Prozent – womit sogar der „un-
bereinigte“ Pay Gap der niedrigs-
te in der ganzen Europäischen
Union ist.

Im Jahr 2018 belief sich das
durchschnittliche Jahresbrutto-
Vollzeitäquivalent eines Man-
nes auf 67.675 Euro, das einer
Frau auf 62.829 Euro. Hier ist die
Lücke mit 7,2 Prozent zwar schon
etwa größer – aber stellt EU-weit
immer noch nur das zweitkleinste
Lohngefälle dar, nach Rumänien.

Das hat die Statistikbehörde
Statec am Montag mitgeteilt –
wobei das nur zwei von vielen
Fakten sind, die sich über die
Lohnungleichheit in Luxemburg
feststellen lassen. Die Ungleichheit
wurde aber bei Weitem nicht über-
all beinahe zum Verschwinden ge-
bracht – und hat sich in einigen
Bereichen sogar zuungunsten der
Männer ausgebildet.

Zunächst ist aber festzustellen,
dass in Luxemburg ohnehin
nur relativ wenige Frauen über-
haupt angestellt arbeiten: Sie
stellen derzeit 38 Prozent aller
Beschäftigten, während diese
Quote EU-weit nahe der golde-
nen Mitte liegt, nämlich bei etwa
48 Prozent. Tatsächlich liegt die
Quote bei den einheimischen Lu-
xemburgerinnen auch genau da,
nämlich bei 48 Prozent. Erst die
ausländischen Einwohnerinnen
ziehen ihn herunter (unter ihnen
beträgt der Anteil nur 38 Pro-
zent) und bei den Grenzgängern
sind die Männer sogar mit 67
Prozent in der Mehrzahl.

Auch ist die Aufteilung in
Berufssparten weiterhin sehr auf-
fällig: So sind 75 Prozent der Be-
schäftigten im Gesundheits- und
Sozialwesen Frauen, im Bildungs-
wesen beträgt der Anteil 66 Pro-
zent. Gering vertreten sind sie
im Baugewerbe (8 Prozent), im
Transportwesen (15 Prozent) und
auch in der Industrie (17 Pro-
zent).

Auch da, wo der Anteil von
Frauen unterhalb von 50 Pro-
zent liegt, ist er oft höher als im
EU-Durchschnitt – etwa im Han-
del (42 Prozent), bei den unter-
stützenden Dienstleistungen (41
Prozent), aber auch im Finanz-
sektor (46 Prozent) und bei den
spezialisierten, wissenschaft-
lichen und technischen Tätig-
keiten (42 Prozent).

Elementare Jobs
sind eher Männersache

Überdurchschnittlich hoch ist der
Frauenanteil generell in den An-
gestelltenberufen („white collar“-
Jobs), in der Mitte der Hierarchie,
also etwa Verwaltungspositionen
und Tätigkeiten mit direktem
Kontakt zu Personen, oder in
geistigen und wissenschaftlichen
Berufen: In letzterem Bereich
ist die Quote zum Beispiel seit
2010 von 41 auf 46 Prozent ge-
stiegen. Erstaunlich: Unter den
gelernten Arbeitern („skilled blue
collars“), die etwa durch Hand-

werker vertreten werden, sind
Frauen fast nicht vorhanden: Ihr
Anteil beträgt hier gerade einmal
3 Prozent. Dabei sind sie bei den
niedriger qualifizierten Berufen,
zum Beispiel als Reinigungs-
kräfte, wieder sehr überdurch-
schnittlich oft dabei: 17 Prozent
aller Frauen sind in dieser Kate-
gorie, aber nur 12 Prozent aller
Männer.

Allerdings nimmt ihre Zuge-
hörigkeit zu dieser Gruppe ab: In
der Untersuchung zu 2010 wurde
festgestellt, dass die „elementa-
ren Berufe“ noch genau zur Hälf-
te von Frauen ausgeübt werden.
Für 2018 wurde ein Wert von
46 Prozent festgestellt. Hier stel-
len Männer mittlerweile also die
Mehrheit in dieser Gruppe – die
oft nur wenige Möglichkeiten
zum Aufstieg bietet und die auch
finanziell eher unattraktiv ist.
Bei den Frauen sind viele aus-
ländische Einwohnerinnen hier
vertreten: Ein Drittel von ihnen
arbeitet in diesem Bereich, bei-
spielsweise als Reinigungskräfte.

Auch am anderen Ende der
Karriereleiter, wo noch alt-
bekannte Verhältnisse zu herr-
schen scheinen, ändern sich
die Dinge in Wirklichkeit aber
auch – und zwar durchaus zügig:
Waren 2010 unter den Direkto-
ren und leitenden Angestellten
nur 18 Prozent Frauen, so liegt
ihr Anteil hier inzwischen bei 26
Prozent. Dies ist damit die Berufs-
kategorie, in der der Frauenanteil
am stärksten gestiegen ist.

Generell ist festzustellen: Frau-
en sind stärker in Berufen mit
überwiegend intellektueller Aus-
richtung konzentriert: So haben
81 Prozent von ihnen Ange-
stelltenpositionen inne – aber nur
56 Prozent der Männer.

Es hat sich etwas
getan in der Bildung

„Diese Entwicklungen sind die
Folge eines tiefgreifenden Wan-
dels im Bildungswesen“, sind die
Autoren der Statec-Untersuchung
überzeugt. Schließlich sei seit



etwa 15 Jahren festzustellen, dass
junge Frauen das Schulsystem
mit höheren Qualifikationen ab-
schließen als Männer. Dieses
Phänomen werde dann auf dem
Arbeitsmarkt noch verstärkt, da
die Beschäftigungsquote bei den
am meisten Qualifizierten höher
ist.

Jedenfalls hatten 2018 volle 44
Prozent der erwerbstätigen Frau-
en einen Tertiär-Abschluss, im
Vergleich aber nur 35 Prozent
der Männer. Damit konnten die
Frauen ihren Vorsprung in die-
sem Bereich weiter ausbauen:
2010 hatten noch 34 Prozent der
Frauen einen tertiären Abschluss
und nur 28 Prozent der Männer.
Aufgrund des weiter höheren An-
teils der Hochschulabsolventin-
nen, vor allem unter den jungen
Frauen, dürfte diese Entwicklung
sich auch noch fortsetzen, glaubt
Statec.

Damit dürfte auch das Gehalt
vieler Frauen weiter ansteigen

– die in manchen Bereichen die
Männer sogar längst hinter sich
gelassen haben: Zwar sei das
Durchschnittsgehalt von Män-
nern höher als das von Frauen –

dieser Wert wird in Luxemburg
aber stark verzerrt durch einen
kleinen Prozentsatz extrem hoher
Löhne, die dann wieder häufiger
von Männern erzielt werden. Aus

diesem Grund werde allgemein
der Medianwert bevorzugt,
schreibt Statec – und der enthüllt
dann zunächst Erstaunliches,
nachdem der Medianlohn bereits
2010 höher war als der der Män-
ner. 2018 verdienten 50 Prozent
der Frauen mehr als 53.071 Euro
– während 50 Prozent der Män-
ner nur ein Gehalt von mehr als
47.937 Euro haben. Der Pay Gap
beträgt also satte 10,7 Prozent –
zugunsten der Frauen.

Aber auch ein gegenteiliges Un-
gleichgewicht liegt vor: So ist es
für Frauen auch viel wahrschein-
licher sehr niedrige Gehälter von
weniger als 30.000 Euro pro Jahr
zu erzielen.

Frauen holen
eigentlich überall auf

An den Spitzen der Hierarchien
ist ebenfalls Schluss mit Aus-
gleich: Eine weibliche Führungs-
kraft verdient im Durchschnitt
29 Prozent weniger als ein männ-
licher Manager.

Vielleicht wird sich aber
hier noch etwas tun: Jetzt
schon sei festzustellen, dass
unter den höher qualifizierten
Personen (Master/Bac+5) Frau-

en in höheren Altersstufen deut-

lich weniger verdienen als jeweils
die Männer –während dieser
Unterschied schrumpft, je jünger
die Betrachteten sind. Es wird
sich in den kommenden Jahren
zeigen, ob die Männer mit fort-
schreitender Karriere einfach
generell höhere Verdienste be-
anspruchen können – oder ob
hier andere Generationen nach-
kommen, die sich nicht mehr so
einfach abhängen lassen.

Generell ist festzustellen:
Das Schwellenalter, in dem der
Durchschnittslohn von Männern
den von Frauen übersteigt, ver-
schiebt sich auf dem Zeitstrahl
des Alters nach rechts. Betrug
er 2010 noch 35 Jahre, so lag er
2018 bereits bei 40 Jahren. „Es
ist zu erwarten, dass sich dieser
Trend in den nächsten Jahren
fortsetzen wird“, folgert Statec
auch für diesen Bereich.

Der Pay Gap ist in Luxemburg
also definitiv noch vorhanden,
aber er wird kleiner – durch „den
allmählichen Anstieg des durch-
schnittlichen Bildungsniveaus
von Frauen (über das der Män-
ner), dessen Wirkung auf dem
Arbeitsmarkt dadurch verstärkt
wird, dass Frauen mit höherer
Qualifikation tendenziell aktiver
bleiben“ – und weil in den „ele-
mentarsten“ Berufen der Anteil
der Frauen weiter zurückgeht.



 


